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Comeback eines Arbeitsdienstes 

Die Bundesregierung will Geflüchteten 100 000 
80-Cent-Jobs aufdrücken - und die Befristung von 
„Ein-Euro-Jobs“ soll aufgehoben werden. 
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Lehrstück mit Brecht 

Immer wieder suchen und finden die Herrschen¬ 
den einen, der Bert Brecht mit Dreck bewirft. Dies¬ 
mal heißt er Uwe Kolbe. 
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Chance auf Frieden in Kolumbien 

Der Waffenstillstand von Havanna kann das Ende des Bürgerkrieges näher bringen 



Kolumbiens Präsident Juan Manuel Santos (links) und der Vertreter der FARQTimoleon Jimenez (rechts), reichen sich die 
Hand. In der Mitte Kubas Präsident, Raul Castro. 


D er 23. Juni 2016 könnte in La¬ 
teinamerika in die Geschichte 
eingehen. In Havanna haben 
an diesem Tag die Bevollmächtigten 
der Revolutionären Streitkräfte Ko¬ 
lumbiens (FARC-EP), Ivan Märquez, 
und der Regierung des südamerika¬ 
nischen Landes, Humberto de la Cal¬ 
le, nach mehr als dreieinhalbjährigen 
Verhandlungen ein Dokument über 
einen beiderseitigen Waffenstillstand 
unterzeichnet, mit dem eine Beendi¬ 
gung des seit 1948 fortdauernden Bür¬ 
gerkriegs angestrebt wird. Von mehr 
kann noch nicht die Rede sein - diese 
Zurückhaltung hat Gründe. 

Denn noch kann nicht von einem 
„Ende des Bürgerkriegs“ gesprochen 
werden, wie ihn internationale Nach¬ 
richtenagenturen sogleich euphorisiert 
verkünden. Zwar handelt es sich um 
ein bedeutsames Abkommen mit der 
größten der Guerillagruppen, aber 
die eben erst begonnenen Gespräche 
mit dem Nationalen Befreiungsheer 
(ELN) stocken bereits jetzt, weil die 
Regierung als Vorbedingung die Frei¬ 
lassung von Kriegsgefangenen stellt 
und zudem einen Unterhändler fest¬ 
nehmen ließ. Und Reste des „Volksbe¬ 
freiungsheers“ (EPL), der dritten auf¬ 
ständischen Gruppe, sind noch aktiv. 
Auf beide wird der gesellschaftliche, 
aber auch der militärische Druck bald 
ansteigen. 

Zweitens hat sich dieser Krieg nie 
aus der Existenz der FARC genährt 
sondern aus dem staatlichen Unwil¬ 
len, die Attacken gegen die fortschritt¬ 
lichen Kräfte des Landes zu beenden. 
Die völlig überdimensionierte Kriegs¬ 
maschinerie, die sich nur wegen der 
Existenz eines „inneren Feindes“ am 
Leben erhalten kann, hat mächtige 
Freunde. Nicht nur Generäle drücken 
ihre Skepsis aus, sondern auch die 
politische Rechte um Ex-Staatschef 
Alvaro Uribe mobilisiert über die 
Medien gegen das noch ausstehende 
Schlussabkommen. Es fügt sich das 
rationale Interesse (lukrative Ge¬ 
schäfte) mit dem irrationalen (Anti¬ 
kommunismus) zu einer gefährlichen 
Melange. 


Außerdem kommt es weiterhin Tag 
für Tag zu Morden an unbewaffneten 
Aktivistinnen und Aktivisten, die sich 
für die Verbesserung der gesellschaft¬ 
lichen Situation einsetzen - in einem 
Land, in dem die besitzende Klasse 
niemals etwas ohne Druck abgetreten 
hat. Frieden ist unter diesen Bedingun¬ 
gen unvorstellbar. Die Großgrundbe¬ 
sitzer, die mit der Bewaffnung von To¬ 
desschwadronen bei diversen „Frie¬ 
densschlüssen“ der Vergangenheit in 
der Folge jeweils die dann unbewaff¬ 
neten Aufständischen reihenweise 
massakrieren ließen, sind aber bisher 
einigermaßen ruhig, denn die bisheri¬ 
gen Beschlüsse des Abkommens sehen 
weniger vor als das, wofür die kommu¬ 
nistisch orientierten FARC vor über 
fünfzig Jahren angetreten waren. 

Dennoch sind die FARC morali¬ 
sche Sieger dieses Unentschiedens, 
wenn man berücksichtigt, dass die 
verbliebenen Guerillas Kolumbiens 
nach dem Abtreten ihrer Pendants in 


Mittelamerika vor einem Vierteljahr¬ 
hundert einem immensen Druck sei¬ 
tens der USA de facto allein gegenüber 
gestanden haben: Der bis in die Acht¬ 
zigerjahre in den Metropolen übliche 
„antiimperialistische Widerstand“ hat 
sich aufgelöst, und ideologisch ist die 
Option Sozialismus weltweit in die De¬ 
fensive geraten. Und selbst in Latein¬ 
amerika, das von manchen als Trieb¬ 
feder des weltweiten Fortschritts an¬ 
gesehen wird, gab es gerade durch die 
scheinbar mögliche linke „Machtüber¬ 
nahme“ durch Wahlen nur noch hinter 
vorgehaltener Hand Sympathie für die 
bewaffnete Revolution. 

Mit der Unterschrift unter die Ver¬ 
einbarung ist für Kolumbiens geplagte 
Landbevölkerung außerdem ein gro¬ 
ßes Ziel wahr geworden: ein unbefris¬ 
teter Waffenstillstand, dem sich end¬ 
lich auch das kolumbianische Heer 
anschließen muss. In einem Zeitraum 
von fünf Monaten sollen die FARC, 
die sich in eine unbewaffnete Bewe¬ 


gung verwandeln werden, ihre Waffen 
unter internationaler Beobachtung 
abgeben; daraus sollen drei Monu¬ 
mente aus Stahl als Symbole für ein 
neues Kolumbien entstehen. 

Die Entwaffnung des Heeres? Da¬ 
von, ob es zu einer deutlichen Verklei¬ 
nerung des zweitgrößten Militärappa¬ 
rates Lateinamerikas kommt, hängt ab, 
wie sich die Entwicklung hin zu einem 
„Frieden mit gesellschaftlicher Gerech¬ 
tigkeit“, wie er für Kolumbien so drin¬ 
gend notwendig ist, vollziehen wird. Es 
waren immer Bauern, die gegen Bauern 
in den Krieg geschickt wurden und für 
die Herren sterben mussten. 

Die Vereinbarung - und das ist hier 
und heute der Sieg des aufständischen 
Volkes - ist zustande gekommen, weil 
die FARC nicht besiegt werden konn¬ 
ten. Die Lüge der Herrschenden, die 
220 000 Menschen das Leben kostete, 
ist offenkundig: die FARC waren nie 
der Grund für den Krieg. Sie waren und 
sind die Antwort darauf. Günter Pohl 


Thema der Woche 


Wie sieht Armut aus? 

Die Foto- und Video-Aktivisten von r-medi- 
abase haben sich mit dem Thema „Armut 
in Deutschland auseinandergesetzt - mit 
Respekt vor den Opfern, ohne reißerisches 
Herangehen, wie es schon Walter Benjamin 
kritisierte. Ziel ist die Rückgewinnung des 
Politischen im Bild. 

Einen Ausschnitt aus der Arbeit der Bild¬ 
künstlerinnen zeigen wir in dieser Ausgabe. 
Auf dem UZ-Pressefest präsentiert r-media- 
base 31 großformatige Beispiele im Kunst¬ 
markt in der Eissporthalle. 

Seite 8 



Einladung 
an die Autorinnen 
der UZ 

Die Redaktion der UZ 
lädt ihre Autorinnen 
und Autoren herzlich zu 
einer Veranstaltung ins 
Cafe Kauf dem diesjäh¬ 
rigen Pressefest unserer 
Zeitung ein. 

Am Freitag, dem i. Juli 
um 20.00 Uhr findet 
dort die Gesprächsrun¬ 
de statt: „UZ-Autorln- 
nen und andere Interes¬ 
sierte im Gespräch mit 
Nina Hager und Lucas 
Zeise.“ Wir würden uns 
sehr freuen, wenn mög¬ 
lichst viele Autorinnen 
der UZ an dieser Run¬ 
de teilnehmen würden. 
Hinweisen möchte die 
Redaktion auf eine Ver¬ 
anstaltung unmittel¬ 
bar vorher am Freitag, 
ab 18.30 Uhr ebenfalls 
im Cafe K: „Ändere die 
Welt; sie braucht es!“, 
Gespräch mit den UZ- 
Chefredakteuren Nina 
Hager und Lucas Zeise 
über das Eingreifen der 
UZ in die politischen 
Auseinandersetzungen. 


uz-pressefest.de 


Brexit: Sieg, Schock, falsche Flagge? 

Die Kommunisten in Europa und die Entscheidung der Briten 



Nach der britischen Abstimmung ge¬ 
gen die EU empfahl die Bundeskanz¬ 
lerin Angela Merkel als erstes, man 
solle nun dafür sorgen, „dass die Bür¬ 
gerinnen und Bürger konkret spüren 
können, wie sehr die Europäische 
Union dazu beiträgt, ihr persönliches 
Leben zu verbessern.“ 

Wie dieser Kanzlerwunsch zu den 
Erfahrungen der arbeitenden Men¬ 
schen passt, stellte der DKP-Vorsit¬ 
zende Patrik Köbele fest: Sie „spüren 
konkret, wie das imperialistische Staa¬ 
tenbündnis EU dazu beiträgt, ihr Le¬ 
ben zu verschlechtern.“ Spardiktat und 
Abschottung, Demokratieabbau und 
Kriegspolitik zeigen, dass „die EU ein 
Werkzeug der Banken und Konzerne 
ist“, sagte Köbele. Die DKP begrüß¬ 
te deshalb die Entscheidung der bri¬ 
tischen Wähler. 

Darin sind sich die kommunisti¬ 
schen Parteien in Europa überwie¬ 


gend einig. Die Kommunistische Par¬ 
tei Britanniens (CPB) hatte für den 
EU-Austritt geworben - nicht an 
der Seite der rechten, fremdenfeind¬ 
lichen „Brexiteers“ sondern an der 
Seite der Gewerkschafter, die die ar¬ 
beiterfeindliche EU-Politik bekämp¬ 
fen. Sie tritt für einen „Lexit“, einen 
linken Austritt, ein. In einem Beitrag 
für UZ schätzt der CPB-Generalse- 
kretär Robert Griffiths ein, dass die 
Brexit-Entscheidung „zu einer Nie¬ 
derlage für die Kapitalistenklasse ge¬ 
macht werden kann“. Demokratische 
Neuwahlen, die Stärkung der Linken 
in der Labour-Party und Druck durch 
die Arbeiterbewegung könnten den 
„Brexit“ in einen „Lexit“ zuwandeln. 

Aus Sicht von Kommunisten zeigt 
die Entscheidung, wie unzufrieden die 
arbeitende Bevölkerung mit den Struk¬ 
turen und der Politik der EU ist. „Die 
britischen Arbeiter, die für den Brexit 


gestimmt haben, haben die Nase voll“ 
von Sozialdumping, Entlassungen und 
Privatisierungen, schreibt Marc Boten- 
ga für die belgische Partei der Arbeit. 
Für Pierre Laurent ist das Ergebnis 
„ein neuer enthüllender Schock über 
das Ausmaß der Ablehnung der Men¬ 
schen gegenüber der neoliberalen EU.“ 
Laurent ist Nationalsekretär der 
Französischen Kommunistischen Par¬ 
tei und Vorsitzender der Europäischen 
Linkspartei, die eine positive Sicht auf 
die europäische Integration hat, aber 
die neoliberale Richtung der EU-Po- 
litik kritisiert. Gegen den Schock der 
Ablehnung will er die Hoffnung auf 
eine bessere EU setzen, es gehe dar¬ 
um, „die EU neu zu gründen“. Boten- 
ga fordert eine Kursänderung für Eu¬ 
ropa und geht davon aus, dass diese 
Kursänderung damit beginnen müsste, 
die europäischen Verträge in Frage zu 
stellen. 


Für die portugiesischen Kommu¬ 
nisten betont der Europaabgeordnete 
Joäo Ferreira, dass die CPB die „fal¬ 
schen Alternativen“ zurückgewiesen 
habe, indem sie sich sowohl gegen die 
reaktionären Kräfte im Brexit-Lager 
als auch gegen die EU gestellt habe. Die 
Kommunistische Partei Griechenlands 
(KKE) sieht die Brexit-Entscheidung 
nicht nur als Ausdruck der Unzufrie¬ 
denheit der Bevölkerung. Sie betont, 
dass die Entscheidung auch Ausdruck 
der Widersprüche zwischen den euro¬ 
päischen Mächten und Kapitalgruppen 
sei. Dementsprechend dürften die Völ¬ 
ker ihren Kampf nicht „unter falscher 
Flagge“ führen, den Kampf gegen die 
EU müssten sie mit dem Kampf für den 
Sozialismus verbinden. 

Olaf Matthes 

Robert Griffiths und weitere kommunis¬ 
tische Stimmen zum Brexit auf Seite 6 


Das Sofortprogramm der 
DKP ist ab sofort im UZ-Shop 
erhältlich. 
www.uzshop.de 

Liebe Leserinnen und Leser, 
dieser Ausgabe liegt ein aus¬ 
führliches Programm zum 
UZ-Pressefest bei. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Olaf Harms zur Abmahnung wegen „parteipolitischer Betätigung " 


Gegen die AfD im Betrieb 


Nullrunde im Bankgewerbe? 

„Lob allein reicht nicht“, meint die Gewerkschaft ver.di 


Die Ergebnisse der Landtagswahlen in 
Baden-Württemberg, Sachsen-Anhalt 
und Rheinland-Pfalz im März dieses 
Jahres waren schockierend: Die AfD 
hat in allen Landesparlamenten Man¬ 
date errungen. 

Eine Partei, die zu den Scharnier¬ 
kräften zwischen Bürgertum und fa¬ 
schistischem Lager zählt. Eine Partei, 
die mit Rassismus und der Angst vor 
sozialem Abstieg vor dem Hintergrund 



der vor Krieg und Not geflüchteten 
Menschen Stimmung gemacht hat und 
eine nicht unbeträchtliche Anzahl von 
Gewerkschafterlnnen dazu bewegen 
konnte, sie zu wählen. 

Vor diesem Hintergrund hat eine 
aktive Gewerkschafterin und Betriebs¬ 
rätin, Jennifer Weißenbrunner, auf ei¬ 
ner Betriebsversammlung deutlich 
und klar Position bezogen gegen die 
Rechtsentwicklung in diesem Land. 
Dafür hat sie von ihrem Arbeitgeber, 
der Lirma Dematic in Offenbach am 
Main, eine Quittung in Lorm einer Ab¬ 
mahnung erhalten. 


Der Vorwurf: Sie habe mit ihren 
Äußerungen den Betriebsfrieden 
gestört und gegen das im Betriebs¬ 
verfassungsgesetz verankerte Ver¬ 
bot der parteipolitischen Betätigung 
verstoßen. Dagegen hat sie zu Recht 
geklagt. Ein erster Gütetermin beim 
Arbeitsgericht Anfang dieser Woche 
brachte keine Entscheidung. 

Angesichts unserer Geschichte, 
zu der der Sturm auf die Gewerk¬ 
schaftshäuser durch die Nazis am 
2. Mai 1933 gehört, hat es nichts mit 
parteipolitischer Betätigung zu tun, 
wenn Gewerkschafterlnnen in den 
Betrieben auf eine weitere Rechts¬ 
entwicklung, vor Gefahren rechtsex¬ 
tremer Politik hinweisen. Es ist gera¬ 
de ihre Pflicht, dieses zu tun, um die 
Demagogie von AfD und Konsorten 
aufzudecken. 

Der Boden, auf dem die AfD 
wächst, heißt Wohnungsnot, Armut, 
Arbeitslosigkeit, eine immer schlech¬ 
tere Gesundheitsversorgung sowie 
ein Bildungssystem, bei dem es sozia¬ 
le Selektion und einen immensen In¬ 
vestitionsbedarf gibt. Der AfD diesen 
Boden zu entziehen heißt, hier aktiv 
zu werden und für eine Verbesserung 
zu streiten. Es ist Aufgabe aller Ge¬ 
werkschafterlnnen, für eine Politik 
einzutreten, in der die Geflüchte¬ 
ten nicht gegen die Menschen dieses 
Landes ausgespielt werden. 

In diesem Sinne drücken wir der 
Kollegin Jennifer Weißenbrunner 
nicht nur die Daumen bei ihrem Ar¬ 
beitsgerichtsverfahren, sondern er¬ 
klären unsere tiefe Solidarität. 


Werner Altmann zur Hartz-IV-Reform 


Vereinfachte Drangsalierung 


Wäre es nicht besser, ein Gesetz ein¬ 
fach zu kippen, anstatt es im 12. Jahr 
seiner Existenz zum neunten Mal zu 
ändern? Der Deutsche Bundestag 
wollte ändern und brachte das 9. Ge¬ 
setz zur Änderung des SGB II - das 
sogenannte Hartz-IV-Rechtsvereinfa- 
chungsgesetz - auf den Weg. 

Eigentlich brauchen wir ein Ge¬ 
setz, das dem Anspruch gerecht wird, 
eine Grundsicherung für Erwerbslose 
zu sein. Das „Rechtsvereinfachungs¬ 
gesetz“ ist etwas anderes. Ein Teil der 
Änderungen dient ausschließlich der 
Entrechtung der Betroffenen und der 
Leistungskürzung. So sollen z.B. rechts¬ 
widrig vorenthaltene Leistungen erst 
ab Urteilsspruch eines Sozialgerichtes 
gezahlt werden, eine Nachzahlung für 
die Zeit bis zum Urteil soll entfallen. 

Neu ins Gesetz aufgenommen 
wurde auch eine „Zwangsbetreu¬ 
ung“ von Leistungsberechtigten un¬ 
ter 25 Jahren, die sich den Vorgaben 
des Gesetzes und der Jobcenter ver¬ 
weigern. Der Sanktionsapparat blieb 
auf Druck von CDU und CSU un¬ 


verändert und dient weiterhin der 
Disziplinierung der Betroffenen. 
Die „Ersatzansprüche“ wegen „so¬ 
zialwidrigen Verhaltens“ - also die 
Rückforderung von bereits gezahl¬ 
ten Sozialleistungen - wurden durch 
das Kriterium „nicht ausreichende 
Bemühungen, die Bedürftigkeit zu 
verringern oder zu beenden“ erwei¬ 
tert. Eine so weitgehende Formulie¬ 
rung kann recht willkürlich gegen Er¬ 
werbslose eingesetzt werden. 

Demgegenüber sind die positiv zu 
wertenden Änderungen - wenn auch 
im Einzelfall sinnvoll - eher kosmeti¬ 
scher Natur. Zu nennen sind die Ver¬ 
längerung des Bewilligungszeitraumes 
auf ein Jahr, der Wegfall der Erben¬ 
haftung und die Nichtanrechnung von 
Rückzahlungen bei den Energiekosten. 

Insgesamt dient das „Rechtsver¬ 
einfachungsgesetz“ in der Hauptsache 
dem eigentlichen Zweck des SGB II: 
Die industrielle Reservearmee billiger 
und gefügiger zu machen. 

Hartz IV muss weg, auch in seiner 
neunten Fassung. 


Streikende passen nicht ins Profil 

Konzernleitung will Aufmüpfige loswerden 


Bei Ameos in Osnabrück und Hildes¬ 
heim ging der Streik in die 6. Woche. Die 
Ameos-Leitung reagiert nun mit Kündi¬ 
gungen oder bot Beschäftigten in Ge¬ 
sprächen an, „freiwillig zu gehen“. 

Der Schweizer Klinikkonzern hatte im 
Jahr 2007 die Landeskrankenhäuser Os¬ 
nabrück und Hildesheim vom Land Nie¬ 
dersachsen übernommen und befindet 
sich seitdem in einem anhaltenden Kon¬ 
flikt mit den Beschäftigten. 

Zu den Kündigungen sagte die ver.di- 
Streikführerin in Hildesheim, Christine 
Meier: „So etwas haben wir bisher nur 
bei Damp/Helios erlebt, wo mitten im Ar¬ 
beitskampf Massenkündigungen gegen 
Streikende ausgesprochen worden sind.“ 
Bei Ameos würden nun willkürlich Kolle¬ 
ginnen und Kollegen herausgesucht. 

Den Kolleginnen werde vorgewor¬ 
fen, sie hätten Äußerungen getätigt, die 
nicht in das Profil des Ameos-Konzerns 
passten. Sie hätten u.a. behauptet, dass 


genug Geld da wäre im Konzern, um ge¬ 
rechte und angemessene Lohnerhöhun¬ 
gen zu zahlen. 

ver.di empfielt allen Ameos-Beschäf- 
tigten, niemals ohne Betriebsrat in Per¬ 
sonalgespräche zu gehen und nichts zu 
unterschreiben, auch wenn Druck auf 
sie ausgeübt werde. Außerdem wird den 
Kollegen empfohlen, zu Vorwürfen kei¬ 
ne Stellung zu nehmen und sich nicht 
provozieren zu lassen, ver.di weist in ei¬ 
nem Tarifinfo an die Beschäftigten dar¬ 
auf hin, dass die ausgesprochenen Kün¬ 
digungen rechtsunwirksam seien, „da 
die Mitbestimmung des Betriebsrates 
(vorherige Anhörung) nicht eingehal¬ 
ten wurde“. 

ver.di fordert die Übernahme der Ta¬ 
rifergebnisse des öffentlichen Dienstes 
für die Ameos-Beschäftigten, eine Ver¬ 
längerung des Kündigungsschutzes so¬ 
wie die Begrenzung von Leiharbeit und 
Werkverträgen. Imö 


D ie Gewerkschaft ver.di fordert 
für die rund 230 000 Beschäf¬ 
tigten in den privaten und öf¬ 
fentlichen Banken die Erhöhung der 
Gehälter um 4,9 Prozent, eine ent¬ 
sprechende Erhöhung der AT-Ge- 
hälter sowie die gleiche Bezahlung 
bei gleicher Tätigkeit. Die Bankar¬ 
beitgeber verschärfen nach Auffas¬ 
sung der Gewerkschaft „ihr Szenario 
der Düsternis: In den Tarifverhand¬ 
lungen gehe es um die Existenz des 
deutschen Bankwesens. Das Virus sei 
gesetzt. Man befinde sich in der Inku¬ 
bationszeit, der Ausbruch stehe kurz 
bevor 

ver.di begründet ihre Forderung 
mit der Zielinflation der EZB (2 Pro¬ 
zent), der Trendproduktivität (1,5 
Prozent) und einer Umverteilungs¬ 
komponente. Die Trendproduktivität 
berechnet sich aus dem Durchschnitt 
aller Branchen im Zeitraum von 2000 
bis 2014 und beträgt 1,1 Prozent. 

Dagegen stehen die Positionen 
der Arbeit„geber“: Inflation „derzeit 
minimal (0,2 Prozent)“, die Produk¬ 
tivitätsentwicklung in Banken „sta¬ 
gniert bestenfalls (also 0 Prozent)“ 
und ein „Nein“ zur Umverteilung (0 
Prozent). Und überhaupt: Bankan¬ 
gestellte verdienten ohnehin zu viel. 
Daher sieht ver.di das Risiko, dass 
Bankangestellte von der allgemeinen 
Gehaltsentwicklung weiter abgekop¬ 
pelt werden. Dazu der Verhandlungs¬ 
führer der Bankarbeitgeber: „I don’t 
care.“ 

„,Wake up-Call 4 benannten die 
Bankarbeitgeber in der ersten Ver¬ 
handlungsrunde ihren Vorstoß, Bank¬ 
beschäftigte zukünftig schlechter zu 
stellen als Beschäftigte in anderen 
Branchen. „Sie wollen uns ,aufwe¬ 


cken’, damit wir endlich verstehen, 
dass sich die Banken keine Gehaltser¬ 
höhungen für ihre Beschäftigten leis¬ 
ten können oder wollen“, befürchtet 
ver.di. Aber die Gewerkschaft hält 
dagegen: „Dieser ,Wake up-Call’ gilt 
für alle Bankbeschäftigten - in die¬ 
sem Sinn: Wer für seine gute Arbeit 
eine angemessene Gegenleistung 
erhalten möchte, sollte jetzt munter 
werden ...“ 

ver.di fordert ein verhandlungs¬ 
fähiges Angebot und stellt fest, dass 
für die Mehrheit der Beschäftigten in 
der Kreditwirtschaft (z.B. Sparkassen, 
Sparda-Banken, Postbank, verschie¬ 
dene Servicegesellschaften) bereits 
Tarifabschlüsse von teilweise deutlich 
über 2 Prozent bestehen. 


Die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) hatte am 23. Juni 
die Bankangestellten in NRW zu 
Warnstreiks aufgerufen. Ganztägige 
Arbeitsniederlegungen gab es bei der 
Commerzbank, der Deutschen Bank 
und der Santander-Bank im östlichen 
Ruhrgebiet, Münsterland, Südwestfa¬ 
len sowie Teilen Ostwestfalens. Am 
Tag darauf waren Beschäftigte der 
Commerzbank und der Santander- 
Bank in den Regionen westliches 
Ruhrgebiet, Köln-Bonn-Aachen, 
Bergisches Land und Düsseldorf zu 
Warnstreiks aufgerufen. Die dritte 
Verhandlungsrunde findet am 28. Juni 
(nach Redaktionsschluss dieser Aus¬ 
gabe der UZ) in Wiesbaden statt. 

Werner Sarbok 


Drei Fragen an Roman Eberle (ver.di) 

„Wir streiken, damit wir in der Tarifrunde weiterkommen“ 


Während einer Kundgebung vor der 
Commerzbank in Essen sprach UZ- 
Redakteur Werner Sarbok mit ver. 
di-Sekretär Roman Eberle. 

UZ: Warum führt ihr den heutigen 
Aktionstag durch? 

Roman Eberle: In der Tarifrunde des 
Bankgewerbes gibt es die Situation, 
dass die Arbeitgeber nach der zwei¬ 
ten Verhandlungsrunde immer noch 
kein Angebot vorgelegt haben. Sie 
sind wohl unterwegs mit der Vorstel¬ 
lung, dass die Beschäftigten im Ban¬ 
kensektor zu viel verdienen. Daher 
streiken wir jetzt, damit wir in dieser 
Tarifrunde weiterkommen. 


UZ: Welche Forderungen habt ihr auf¬ 
gestellt? 

Roman Eberle: Wir wollen eine Ent¬ 
gelterhöhung von 4,9 Prozent bei ei¬ 
ner Laufzeit von 12 Monaten. 

UZ: Und die Banken haben zu wenig 
verdient, um eure Forderung zu erfül¬ 
len? 

Roman Eberle: Die Banken können 
beispielsweise global Strafen ohne 
Ende bezahlen, sind aber auf der an¬ 
deren Seite der Auffassung, dass es 
für eine Erhöhung der Einkommen 
der Beschäftigten nicht reiche, dass 
diese ohnehin genug verdienen. 


Richard CorelI und Stephan Müller zu den Spitzen des deutschen Finanzkapitals 


Aufstieg und Sinkflug des Zeppelin-Clans 



Der Aufstieg der Zeppelins als Oligar¬ 
chen begann mit dem Absturz des Flug¬ 
gerätes des Grafen Ferdinand 1908. Die 
als Folge ausgerufene nationale Zep¬ 
pelinspende erbrachte sechs Millionen 
Mark, dem heutigen Goldpreis entspre¬ 
chend gut 60 Millionen Euro. So wurde 
sozusagen per Crowdfunding im Rah¬ 
men der ersten Großaufrüstung des 
deutschen Imperialismus die Grundla¬ 
ge für die Zeppelinstiftung gelegt. Der 
gehört heute die Zahnradfabrik Frie¬ 
drichshafen (ZF), Zulieferer zur Pro¬ 
duktion von Fahrzeugen von VW bis 
Leopard, ein Koloss mit einem Umsatz 
über 30 Milliarden Euro. 2014 wurde die 
US-FirmaTRW übernommen, die Zahl 
der Beschäftigten wuchs von 71000 auf 
138 000. Mit Bosch und Schäffler/Con¬ 
tinental gehört ZF zu den vier großen 
Fahrzeugzulieferern der Welt. 

Für Verdruss sorgen beim Uren¬ 
kel des Grafen, Albrecht von Bran- 
denstein-Zeppelin (Cousin von Gerd 
von Brandenstein, bis 2015 Sprecher 
der Familie Siemens) immer noch 
die Weltkriegs-Niederlagen des deut¬ 
schen Imperialismus, besonders die 
zweite. 1947 wurde der Zeppelinstif¬ 
tungszweck „Forschung in den Be¬ 
reichen Luftschiffbau und Luftfahrt“ 
gestrichen zugunsten der Stadt Frie¬ 
drichshafen, der die Stiftung übertra¬ 
gen wurde. Geblieben war den Zep¬ 
pelins neben Landsitzen, Ländereien 
und einem sehr katholischen Buchver¬ 
lag auch eine knapp 5-Prozent-Beteili¬ 
gung an der Maschinen und Turbinen 
Union (MTU). Die MTU, der ehema¬ 
lige Zeppelin-Motorenbauer Maybach, 
hatte als Triebwerklieferant der Nazi¬ 
wehrmacht „Weltruf“ erlangt. Daim¬ 
ler-Benz kaufte im Zuge der Wieder¬ 
aufrüstung nach und nach eine große 
Beteiligung an MTU, um sie in den ge¬ 
planten Technologie- und Rüstungs¬ 
konzern DASA einzugliedern, aus 
dem dann EADS und Airbus Group 
wurde. Brandenstein-Zeppelin wollte 
aber seinen MTU-Anteil lieber aus¬ 


dehnen als verkaufen, um den 1947 ver¬ 
lorenen Platz im Kreis der Oligarchen 
wiederzugewinnen. Er betrieb deshalb 
einen Verkauf von MTU an den US- 
Rüstungs-Finanzinvestor Carlyle (be¬ 
kannt durch gemeinsames Investment 
der Familien Bush und Bin Laden). Die 
Bundesregierung stellte aber klar, dass 
es sich bei dem Motorenbauer um eine 
Rüstungsfirma handelt, die unter das 
Außenwirtschaftsgesetz fällt, der Ver¬ 
kauf also zustimmungspflichtig war. Als 
Daimler dann noch den Maybach-Clan 
zu sich hinüberziehen konnte, knickte 
der „rebellierende Familienclan“ Bran¬ 
denstein-Zeppelin ein und verkaufte 
für 180 Millionen Euro. Seitdem findet 
man sich auf der Focus-Liste der 500 
Reichsten nur mehr auf Platz 458. 

Widmet sich Albrecht, der als Le¬ 
bensziel angegeben hat, dass Gott 
„durch ihn größere Wunder“ vollbrin¬ 
gen möge, nun ganz seinem erzreak¬ 
tionär-katholischen Treiben mit dem 
gleichgesinnten Maschinenbauerben 


Hubert Liebherr und Josef „Benedikt“ 
Ratzinger? Keineswegs: Statt weiter 
in die Heiligsprechung des österrei¬ 
chischen Kaisers und Kriegsverbre¬ 
chers Karl oder ukrainischer Faschis¬ 
ten zu investieren, versucht sich der 
Adelsmann gegenwärtig wieder in die 
Zeppelin-Stiftung hineinzuklagen. Der 
„Willkürakt“ von 1947 sei aufzuheben 
und die Stiftung solle wiederherge¬ 
stellt werden, wie sie vor 1945 exis¬ 
tierte. Nachdem Friedrichshafen am 
Boden- und nicht am Müritzsee liegt, 
kann aber vermutlich nur ein Wunder 
das Restitutionsbegehren des Möchte- 
auch-wieder-gern-Oligarchen zum Er¬ 
folg führen. 

In unserer monatlich erscheinenden 
Serie „Unsere Oligarchen“ sind bisher 
veröffentlicht: „Oetker: Pudding für 
die Heimatfront“,„Liz Mohn: Leitkul¬ 
turschaffende“ (Bertelsmann), „Por¬ 
sche und Piech“ und „Nathalie von 
Siemens“. 
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8o-Cent-Jobs: 

Comeback eines Arbeitsdienstes 

Die Bundesregierung will Geflüchteten 100 000 Ein-Euro-Jobs aufdrücken 



ie „Welt“ berichtete im März 
freudig über Geflüchtete, die 
Spaß beim Kochen für den 
Mittagstisch im Stadtteil hatten und 
schwierige Wörter wie „Dunstabzugs¬ 
haube“ oder „Schneebesen“ und auch 
das typisch deutsche Mülltrennen lern¬ 
ten. Sie waren außerdem mit dem Strei¬ 
chen der Kindertagesstätte und dem 
Reparieren von Dienstfahrrädern be¬ 
schäftigt. 

Wer jetzt denkt, dass sie eine Stelle 
im öffentlichen Dienst bekommen ha¬ 
ben, der irrt. Sie wurden in eine „Ar¬ 
beitsgelegenheit mit Mehraufwands¬ 
entschädigung“ eingewiesen, auch bes¬ 
ser als „Ein-Euro-Jobs“ bekannt. Für 
Geflüchtete sollen es aber sogar nur 80 
Cent Aufwandsentschädigung sein, da 
sie überwiegend in den Unterkünften 
eingesetzt würden und deshalb weni¬ 
ger Mehraufwand entstehe, so die of¬ 
fizielle Begründung. Das widerspricht 
den Planungen des Arbeitsministeri¬ 
ums, nach denen von den 100 000 zu¬ 
sätzlichen Ein-Euro-Jobs 75 Prozent 
außerhalb der Unterkünfte sein sol¬ 
len. Die ebenfalls im Arbeitsministeri¬ 
um geplanten Verschärfungen im Sozi¬ 
alrecht sehen vor, dass die Befristung 
der Arbeitsgelegenheiten aufgehoben 
wird, sie lag bisher bei zwei Jahren. In 
Zukunft blühen also Ein-Euro-Endlos- 
Jobs. 

Die Zahl der Aufnahme in solche 
Arbeitsgelegenheiten ist von über 
800 000 im Jahr 2006 auf 226 000 im 
Jahr 2015 zurückgegangen, nun sollen 
sie ein Comeback erleben. Laut Gesetz 
sollen sie dazu dienen, „die unmittel¬ 
bare Aufnahme einer Erwerbstätig¬ 
keit zu ermöglichen.“ (§3 Abs. 1, Satz 
3, SGBII). Wer die Maßnahme verwei¬ 
gert, bekommt das Existenzminimum 
gekürzt. Tatsächlich kommen aber nur 
um die 10 Prozent der Teilnehmer da¬ 
nach in eine sozialversicherungspflich¬ 
tige Beschäftigung. 

Die Ein-Euro-Jobs erfüllen offen¬ 
sichtlich nicht den im Gesetz vorge¬ 
gebenen Zweck und sind rechtswid¬ 
rig. Außerdem sind die Tätigkeiten 
überwiegend nicht zusätzlich, son¬ 
dern müssten eigentlich von regu¬ 


lär Beschäftigten erledigt werden. 
Aussagen von Politikern machen 
deutlich, worum es gehen soll. Das 
SPD-Bundeswirtschaftsministerium 
schrieb 2005: „Wer Hilfe von der Ge¬ 
meinschaft erhält, der muss auch be¬ 
reit sein, für sie - gemeinnützig - zu 
arbeiten.“ Und wer nicht in den Ar¬ 
beitsmarkt vermittelt werde, für den 
sei es „allemal besser, im Kontakt mit 
anderen Menschen eine Tätigkeit zu 
verrichten, als dazu verurteilt zu sein, 
den Tag daheim vor dem Fernseher zu 
verbringen.“ 

Dieses Konzept des „workfare“ 
statt „welfare“ hat die Funktion, als 
„unattraktives Instrument zur ständi¬ 
gen Selbstselektion von Bedürftigen“ 
zu dienen, wie eine Studie des ifo-In- 
stituts betonte. Die Soziologin Helga 
Spindler erklärt, was damit gemeint 
ist: die „restproduktiven“ Arbeitslosen 
sollen so bald wie möglich auf Arbeits¬ 
losenunterstützung verzichten und 
sich lieber anderweitig durchschlagen. 
Deshalb werden die meisten Ein-Eu¬ 
ro-Jobs direkt bei Bezugsbeginn von 
Hartz IV angeordnet. Besonders bei 
jüngeren Erwerbslosen wird das Ins¬ 
trument eingesetzt, um sie zur Aufnah¬ 
me einer Arbeit zu zwingen, obwohl sie 
eigentlich eine Ausbildung suchen. Bei 
Älteren dient es auch zum Abdrängen 
in die Frührente. Das Durchschnittsal¬ 
ter der Teilnehmer liegt bei 43 Jahren. 

Spindler fordert eine Zurückdrän- 
gung der Ein-Euro-Jobs, deren Teilneh¬ 
mer gar nicht als Beschäftigte gelten 
und denen wesentliche Rechte vorent¬ 
halten werden. Die Linkspartei-Abge¬ 
ordnete Sevim Dagdelen bemerkte zu 
dem neuesten Vorhaben treffend: „Die 
Asylbewerber sollen möglichst knall¬ 
hart in dieses Hamsterrad des deut¬ 
schen Dumpinglohn- und Armutsar¬ 
beitsmarktes reingepresst werden.“ 

Neben dieser längerfristigen Um¬ 
gestaltung des Sozialstaats in einen 
Arbeitsdienst-Vermittler dienen die 
Arbeitsgelegenheiten in erster Linie 
dazu, den öffentlichen Dienst unter¬ 
besetzt zu lassen. Das dürfte auch der 
Anlass sein, Geflüchtete in Maßnah¬ 
men zu stecken. Sie werden überwie- 


gend Aufgaben übernehmen, die zum 
öffentlichen Dienst gehören. Die Zahl 
der Vollzeitbeschäftigten dort ist von 
5,6 Millionen im Jahr 1991 auf 3,1 Mil¬ 
lionen im Jahr 2014 reduziert worden. 
Besonders stark ist der Abbau in den 
Kommunen von 1,5 Millionen (1991) 
auf 870 000 (2014) betrieben worden. 

Die öffentliche Hand spart einer¬ 
seits Geld, weil keine neuen Stellen ge¬ 
schaffen werden. Die Ausgaben für die 
Ein-Euro-Jobs sind andererseits nicht 
gerade gering. Sie lagen 2015 bei 248 
Millionen Euro, auf dem Höhepunkt 
der Maßnahmen 2005 bei 1,1 Milli¬ 
arden Euro. Dennoch bleibt so mehr 


Geld im Haushalt für wichtige Bedürf¬ 
nisse der großen Konzerne und für die 
Rüstung. Ein weiterer Effekt ist die 
Bereinigung der Arbeitslosen-Statistik, 
aus der die Teilnehmer an Maßnahmen 
rausgerechnet werden. So hält der Sta¬ 
tistiker die Mär vom deutschen „Job¬ 
wunder“ aufrecht. 

Die Arbeitsgelegenheiten müssen 
restlos abgeschafft werden. Was spricht 
dagegen, Geflüchtete und Erwerbslo¬ 
se sozialversicherungspflichtig zu be¬ 
schäftigten? Aus Sicht aller Lohnab¬ 
hängigen nichts, aus Sicht von Kabinett 
und Kapital recht viel. 

Philipp Kissel 


Fracking wird nicht verboten 

Nutzung der umstrittenen Fördertechnologie wird in Deutschland stark eingeschränkt 



Die umstrittene Fracking-Technologie 
wird in Deutschland nicht grundsätz¬ 
lich verboten. Der Bundestag hat letzte 
Woche Freitag mit den Stimmen von 
CDU und SPD ein Gesetzespaket ver¬ 
abschiedet, das dieser Art Öl und Gas 
zu fördern enge Grenzen setzt. Den¬ 
noch sei sie künftig in Naturschutzge¬ 
bieten erlaubt, kritisieren Umweltver¬ 
bände. 

Eine Mehrheit von 436 Abgeord¬ 
neten stimmte für die neuen Rege¬ 
lungen, die die unkonventionelle För¬ 
derung von Erdgas und -öl, wie sie in 
den USA praktiziert wird, verbieten. 
Die Bundesregierung hatte diesen 
Vorschlag bereits vor mehr als einem 
Jahr vorgelegt, doch hagelte es heftige 
Kritik aus allen Fraktionen. Am Ende 
ging es dann aber doch schnell: Nach¬ 
dem Unternehmen angekündigt hat¬ 
ten, sich nach einer freiwilligen Auszeit 
wieder um Fracking-Lizenzen nach 
alter Rechtslage zu bemühen, einigte 
sich die Regierungskoalition auf einige 
Verschärfungen. 

Das unkonventionelle Fracking, 
also die Förderung von Erdgas in 
Schiefer-, Ton-, Mergel- oder Koh¬ 
leflözgestein, soll künftig ganz ver¬ 
boten sein - bis auf einige wenige 
Bohrungen für wissenschaftliche 
Zwecke. Doch die Förderung in 
Sandstein, wie sie schon seit Jahr¬ 
zehnten in Deutschland betrieben 
wird, bleibt erlaubt, wird aber weiter 
eingeschränkt. 


Verbote soll es unter anderem in 
Trinkwasserschutzgebieten geben, in 
der Nähe von Heilquellen oder in den 
Einzugsgebieten von Mineralwasser¬ 
vorkommen. 2021 soll sich der Bundes¬ 
tag auf Grundlage von wissenschaftli¬ 
chen Studien erneut mit der Thematik 
beschäftigen und das Verbot überprü¬ 
fen. 

Obwohl die neuen Regelungen 
sehr vielversprechend klingen, sind 
Umweltverbände nicht mit ihnen zu¬ 
frieden. Der Deutsche Naturschutz¬ 
ring (DNR), ein Dachverband, zu dem 


auch der Bund für Umwelt und Natur¬ 
schutz Deutschland (BUND) gehört, 
kritisiert unter anderem, dass „die 
Große Koalition damit die Etablie¬ 
rung eines umfassenden gesetzlichen 
Fracking-Verbots“ versäume. Um¬ 
weltorganisationen hätten seit Jahren 
auf die Gefahren von Fracking hinge¬ 
wiesen und ein generelles Verbot ge¬ 
fordert, erklärte DNR-Präsident Kai 
Niebert. Das beschlossene Gesetzes¬ 
paket sei ein erster Schritt in die rich¬ 
tige Richtung, weitere Schritte müss¬ 
ten aber folgen. „Nur ein komplettes 


Fracking-Verbot schafft umfassenden 
Schutz von Mensch und Natur vor den 
Gefahren dieser Technik“, stellte Nie¬ 
bert klar. 

Problematisch sei zudem, dass 
Fracking in dichtem Sandstein, auch 
„Tight-Gas-Fracking“ genannt, expli¬ 
zit erlaubt werde. In Naturschutzge¬ 
bieten und Nationalparks darf zwar 
nicht gefrackt werden, unter und in 
unmittelbar angrenzenden Gebieten 
allerdings schon, was den Erhalt von 
ökologisch sensiblen Gebieten er¬ 
schweren dürfte, erklärt der BUND. 
Ebenso blieben wesentliche Refor¬ 
men des Bundesberggesetzes aus, so 
„dass die Rohstoffgewinnung weiter¬ 
hin Vorzug vor anderen öffentlichen 
Interessen hat“. Mit der Schaffung des 
Kunstbegriffs „konventionelles Fra¬ 
cking“ suggeriere die Große Koaliti¬ 
on sogar, dass Fracking in Sandstein 
weniger gefährlich sei, weil es schon 
seit Jahrzehnten in Deutschland prak¬ 
tiziert werde. 

Auf das Gegenteil wiesen aller¬ 
dings Erdbeben, Boden- und Grund¬ 
wasserverunreinigungen sowie eine 
erhöhte Zahl von Krebserkrankun¬ 
gen in deutschen Erdgasförderge¬ 
bieten hin. „Diese Gefahren gehen 
vom Einsatz der Fracking-Technik 
an sich aus“, heißt es vom BUND 
weiter, und nicht von der Lagerstät¬ 
te oder dem Gestein, in denen sie 
eingesetzt wird. 

Bernd Müller 


Mehr Mindestlohn 

ver.di-Chef Frank Bsirske hat eine An¬ 
hebung des Mindestlohns „Richtung 10 
Euro“ verlangt, wie die Deutsche Pres¬ 
se-Agentur mitteilte: „Der Mindestlohn 
muss im kommenden Jahr neun Euro 
erreichen und dann in schnellen Schrit¬ 
ten in Richtung zehn Euro weiterent¬ 
wickelt werden“, sagte Bsirske der dpa. 

Er bezeichnete die Erhöhung als 
nötige Anpassung, die die Kapitalsei¬ 
te allerdings blockiere. Diese rede von 
weltwirtschaftlichen Risiken und habe 
allerlei Gründe, eine Erhöhung des 
Mindestlohns zu torpedieren. 

Der Mindestlohn liegt seit seiner 
Einführung bei 8,50 Euro. Die Mindest¬ 
lohnkommission von „Arbeitgebern“ 
und „Arbeitnehmern“ tagte am Diens¬ 
tag dieser Woche und gab eine Empfeh¬ 
lung zur Anhebung des Mindestlohns 
auf 8,84 Euro ab, der dann ab dem 1. Ja¬ 
nuar 2017 gelten soll. Die Kommission 
orientierte sich damit im Wesentlichen 
an der Steigerung des durchschnittli¬ 
chen tariflichen Stundenlohns seit 2014. 

(Siehe auch Kommentar auf Seite 9) 

Streiks bei Tageszeitungen 

Vor der fünften Verhandlungsrunde für 
die über 14 000 Tageszeitungsjournalis¬ 
ten, die Mitte dieser Woche in Berlin 
stattfand, sind am Dienstag etwa 600 
Kollegen aus 35 Redaktionen in den 
Streik getreten. Auch in Nordrhein- 
Westfalen beteiligten sich etwa 20 Re¬ 
daktionen an den Arbeitsniederlegun¬ 
gen. 

Die Vertreter des Bundesverbands 
Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) 
hatten in der vierten Verhandlungsrun¬ 
de eine Erhöhung von durchschnittlich 
1,3 Prozent angeboten. Freie und Pau¬ 
schalsten, die für das Zeitungsgeschäft 
eine wesentliche Rolle spielen, sollten 
nach den Vorstellungen der Verleger zu¬ 
dem erst zu einem späteren Zeitpunkt 
mehr Geld bekommen. 

Die zu ver.di gehörende Deutsche 
Journalistinnen- und Journalisten-Uni- 
on (dju) fordert eine Erhöhung der Ge¬ 
hälter und Honorare um fünf Prozent, 
mindestens aber um 200 Euro. 

Chemie stimmt 

Die Gewerkschaft IG BCE und Ver¬ 
treter der Chemiekonzerne haben ein 
Tarifergebnis vereinbart: Die Entgel¬ 
te der 550 000 Beschäftigten steigen 
demnach für das erste Jahr um 2,77 
Prozent, im zweiten folgt eine weitere 
Erhöhung um 2,51 Prozent. 

Sonderregelungen gibt es „für Be¬ 
triebe in wirtschaftlichen Schwierig¬ 
keiten“, die eine Verschiebung der Er¬ 
höhung um maximal zwei Monate er¬ 
möglichen. 

Länger arbeiten, Beiträge 
erhöhen, Renten kürzen 

Gut 160 Wirtschaftsprofessoren sind 
vom Ifo-Institut in München, einer 
aus Bundes- und Landesmitteln finan¬ 
zierten Serviceeinrichtung für neolibe¬ 
rale Politik, zum Thema Rente befragt 
worden. 

Demnach sind 84 Prozent der be¬ 
fragten Professoren für ein höheres 
Renteneintrittsalter, um so die lang¬ 
fristige Finanzierbarkeit der Renten 
zu gewährleisten. „Viele Ökonomen 
plädierten für ein Renteneintrittsalter 
von 70 Jahren“, schreibt die Frankfurter 
Allgemeine Zeitung (FAZ), die das Er¬ 
gebnis in Auftrag gegeben hatte. 

Gut ein Drittel der befragten Öko¬ 
nomen hätten sich zudem positiv zu al¬ 
ternativen Vorstellungen zur Verlänge¬ 
rung der Lebensarbeitszeit geäußert. 
Für sie ist auch denkbar, das Rentenni¬ 
veau weiter abzusenken, um die Rente 
finanzierbar zu halten. 

Dazu passend hatte die FAZ in 
der letzten Woche berichtet, dass die 
Reserven der Rentenversicherungen 
in den kommenden Jahren gebraucht 
würden, um ein wachsendes Defizit 
bei der Rentenversicherung zu decken. 
„Im Jahr 2020 müsse aus der Reserve 
ein Fehlbetrag von 6,8 Milliarden Euro 
gedeckt werden“, schreibt die FAZ mit 
Bezug auf Aussagen des Vorstands¬ 
chefs der Rentenversicherung, Alexan¬ 
der Gunkel. Er prophezeit steigende 
Beiträge zur Rentenversicherung von 
derzeit 18,7 auf 21,9 Prozent und eine 
weitere Absenkung des Rentenniveaus 
von derzeit 47,5 auf 44,2 Prozent. 

Imö 
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Wer bezahlt die Integrationskosten? 

Eine schnelle Einigung ist nötig, denn die Schulden der Kommunen wachsen weiter 



Z ur Freude zinsdurstiger Ban¬ 
ken lastet auf Bund, Ländern 
und Gemeinden ein Schulden¬ 
berg von zwei Billionen Euro. Das 
sind etwa 80 Prozent des Bruttoin¬ 
landsprodukts. Allerdings entwickeln 
sich die öffentlichen Schulden unter¬ 
schiedlich. Bund und Länder zusam¬ 
men minderten sie bis Ende des Jah¬ 
res 2015 um 27 Milliarden Euro. 

Die Kommunen hingegen ver¬ 
mehrten sie um 5,3 Milliarden Euro. 
Auf Haushaltsvolumen von insgesamt 
205 Milliarden lasten zinspflichtige 
Kredite in Höhe von 145 Mrd. Euro. 
50 Milliarden davon sind teure Kas¬ 
senkredite. 

Seit 2009 definiert das Grundgesetz 
in den Artikeln 109 und 115 die soge¬ 
nannten Schuldenbremsen. Mit Ver¬ 
fassungsrang wird die Aufnahme von 
Krediten geregelt. „Bund und Länder 
erfüllen gemeinsam die Verpflichtun¬ 
gen der Bundesrepublik Deutschland 
aus Rechtsakten der Europäischen 
Gemeinschaft auf Grund des Artikels 
104 des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft zur Ein¬ 
haltung der Haushaltsdisziplin und 
tragen in diesem Rahmen den Erfor¬ 
dernissen des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts Rechnung“ (Arti¬ 
kel 109,2). „Die Haushalte von Bund 
und Ländern sind grundsätzlich ohne 
Einnahmen aus Krediten auszuglei¬ 
chen“ (109,3). Derselbe Absatz han¬ 
delt von den Ausnahmen und sieht 
eine Tilgungsregelung vor. Für den 
Fall von Sanktionsmaßnahmen der 
EU wird vorsorglich bestimmt, wer 
sie zahlt, nämlich Bund und Länder im 
Verhältnis 65 zu 35 (Art. 109,5). Weite¬ 
re Übergangsregelungen, die vor allem 
die Länder bis zum Jahre 2020 betref¬ 
fen, sind in Artikel 143 gefasst. 

Der Fiskalpakt ist seit dem 29. Juni 
2012 Gesetz. Er sozialisiert die Kosten 
für Rettungsschirme darbender Ban¬ 
ken. Den Effekt erläuterte der Deut¬ 


sche Städtetag im September 2012: 
auf diesem Wege entstünde ein „An¬ 
reiz für Länder, ihre Defizite auf die 
kommunale Ebene zu verlagern und 
damit den Konsolidierungszwang auf 
die Kommunen abzuwälzen.“ 

Am 23. Juni hat sich der Deutsche 
Städtetag die Zustimmung zu den 
Wohnsitzauflagen des Integrationsge¬ 
setzes für ein vages Versprechen ab¬ 
kaufen lassen. Die Städtetagspräsiden¬ 
tin, Eva Lohse, Oberbürgermeisterin 
von Ludwigshafen, sagte: „Die Städ¬ 
te begrüßen, dass der Bund drei Jahre 
lang die Unterkunftskosten im Hartz- 


IV-System für anerkannte Flüchtlinge 
voll zu tragen bereit ist und so - wie 
von uns gefordert - erhebliche zusätz¬ 
liche Sozialausgaben der Kommunen 
vermieden werden. Bund und Länder 
müssen nun aber nach vielen Bera¬ 
tungsrunden auch gemeinsam einen 
Weg finden, wie die erheblichen zu 
erwartenden Integrationskosten be¬ 
wältigt werden können. Eine schnelle 
Einigung tut Not. Die besten Integrati¬ 
onskonzepte werden nur Wirklichkeit, 
wenn geklärt ist, wer sie bezahlt. Ihre 
Finanzierung darf nicht den Kommu¬ 
nen zugeschoben werden.“ 


Eben das ist nicht klar. Es wird 
auch nicht klarer vor dem Hinter¬ 
grund der gegenwärtig laufenden 
Gespräche um die Neuordnung der 
föderalen Finanzstrukturen, also des 
Verhältnisses der Finanzen des Bun¬ 
des, der Länder und der Gemeinden. 
Diese Gespräche sind fällig, weil die 
bisherige Form des Länderfinanzaus¬ 
gleichs bis zum Jahr 2019 befristet ist. 
Auch der Solidarpakt II läuft zum sel¬ 
ben Zeitpunkt aus, genau wie das Ent¬ 
flechtungsgesetz. Zudem greifen ab 
2020 die Schuldenbremsen des GG in 
vollem Umfang. 


Der Länderfinanzausgleich ist das 
Regelwerk zur Verteilung der finanziel¬ 
len Mittel zwischen Bund und Ländern 
sowie zwischen den Ländern. Er grün¬ 
det sich aktuell auf das Maßstäbegesetz 
und das Finanzausgleichsgesetz 2005. 
Beide treten mit Ablauf des 31. Dezem¬ 
ber 2019 außer Kraft. 

Der Solidarpakt soll die „teilungs¬ 
bedingten Sonderlasten der ostdeut¬ 
schen Bundesländer“ ausgleichen. Hier 
fließen sogenannte Bundesergänzungs¬ 
zuweisungen im Rahmen des Länderfi¬ 
nanzausgleichs. Nach dem Solidarpakt 
I, der bis 2004 galt, wurde der Solidar¬ 
pakt II vereinbart. Dessen Gesamtvo¬ 
lumen beträgt 156,5 Milliarden Euro. 
Auch er läuft 2019 aus. 

Durch das Gemeindeverkehrsfi¬ 
nanzierungsgesetz (GVFG) gewährt 
der Bund den Ländern Finanzhilfen 
für Investitionen zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden. 
Im Rahmen der Föderalismusreform 
wurden die Regelungen des GVFG 
modifiziert. Nach dem Entflechtungs¬ 
gesetz stehen den Ländern ab dem 
1. Januar 2007 bis zum 31. Dezember 
2019 jährlich Beträge aus dem Haus¬ 
halt des Bundes zu. 

Wie nachhaltig und verlässlich 
der Länderfinanzausgleich sein wird, 
beleuchtet der folgende Vorgang. 
Schäuble brachte hurtig das Steuerän¬ 
derungsgesetz vom 2. November 2015 
durch den Bundestag. Ein Federstrich 
veranlasste umfangreiche Rückerstat¬ 
tungen von Gewerbesteuer. Die Stadt 
Köln z.B. musste 140 Millionen Euro 
zurückzahlen. Allein 14 Unternehmen 
hatten zusammen 64 Millionen aus den 
Jahren 2001/2002 zu beanspruchen, die 
aufgelaufenen Zinsen (etwa 5 Prozent 
pro Jahr) summierten sich auf zusätz¬ 
liche 40 Millionen Euro. Das ist - zu¬ 
fällig - der Betrag, der im Doppelhaus¬ 
halt 2016/17 noch eingespart werden 
soll. 

Klaus Stein 


Die „Verunglimpfung“ der Nationalflagge 

Mahnwache gegen die Werbung der Bundeswehr auf der Kieler Woche 


Gegen den Weiterbau der 
umstrittenen Uranfabriken 

Der Bundesverband Bürgerinitia¬ 
tiven Umweltschutz (BBU) fordert 
von Bundesumweltmisterin Barbara 
Hendricks klare Zeichen gegen den 
Weiterbetrieb der umstrittenen Uran¬ 
fabriken in Gronau und Lingen. 

Ende letzter Woche hatte die Bun¬ 
desregierung die einstimmige Forde¬ 
rung der Landes-Umweltminister nach 
Stilllegung der beiden Anlagen abge¬ 
lehnt. 

Immer deutlicher wird, dass sich 
weder die Länder noch die Bundes¬ 
regierung für die Uranfabriken zu¬ 
ständig und verantwortlich fühlen. 
„Die offizielle Kritik an den belgi¬ 
schen Atomkraftwerken ist absolut 
berechtigt. Es ist aber nicht hinnehm- 
bar, dass sich die 

Bundesregierung und besonders 
die Länder NRW und Niedersach¬ 
sen quasi unter dem Teppich verste¬ 
cken, wenn es um Fragen zur Zukunft 
der eigenen Uranfabriken geht. Frau 
Hendricks steht in der Pflicht, ge¬ 
meinsam mit ihren Länderkollegen 
Wenzel, Duin und Remmel unver¬ 
zügliche konkrete Stilllegungspläne 
für die Uranfabriken auf den Tisch 
zu legen“, fordert Udo Buchholz vom 
Vorstand des BBU. 

Traditionell werden sich am 3. Juli 
wie an jedem ersten Sonntag im Mo¬ 
nat Mitglieder mehrerer Anti-Atom¬ 
kraft-Initiativen zum Sonntagsspa¬ 
ziergang an der Gronauer Uranan¬ 
reicherungsanlage treffen. Weitere 
Aktionen gegen die Uranfabriken in 
Gronau und Lingen werden aktuell 
vorbereitet. 

Auftrieb gibt den Anti-Atomkraft- 
Initiativen im Münsterland sowie im 
Emsland die jüngste Anti-Atom- 
kraft-Demonstration in Aachen: 
Dort hattenam Samstag (25. Juni) 
rund 4 000 Menschen speziell gegen 
die belgischen Atomkraftwerke Doel 
und Tihange demonstriert. 

Aus einer Erklärung der BBU 


Auf der Kieler Woche stand auch in 
diesem Jahr wieder auf einer Fläche 
von 16 mal 4 Metern der „Karriere- 
Truck“ der Bundeswehr. Dagegen 
protestieren an zwei Tagen Mitglie¬ 
der der DFG-VK (Landesverband 
Hamburg-Schleswig-Holstein), von 
Attac, der Friedenswerkstatt Kiel, 
der Sozialistischen Deutschen Arbei¬ 
terjugend und der Linksjugend [’so- 
lid] sowie auch Menschen, die keiner 
Organisation angehören, mit einer 
Mahnwache. 

Während der Bundeswehr ausrei¬ 
chend Platz von den Organisatoren 
der Kieler Woche und der Stadtver¬ 
waltung eingeräumt wurde, musste 
die Mahnwache mit 3 mal 3 Metern 
neben der Bundeswehr vorlieb neh¬ 
men, die aber gar nicht vorhanden 
waren, weil da schon der nächste 
Stand war. Als kompromissbereite 
und gewaltfreie Antimilitaristinnen 
und Antimilitaristen einigten wir uns 
mit den Soldaten der Bundeswehr da¬ 
rauf, die Mahnwache gegenüber auf 
der Wasserseite aufzubauen. Den¬ 
noch wurden wir immer wieder schi¬ 
kaniert, bedroht und räumlich einge¬ 
schränkt. Soldaten ärgerten sich sehr 
darüber, dass wir die Besucherinnen 
und Besucher der „Kieler Woche“ für 
Frieden und Abrüstung interessieren 
konnten. Bei unserer Mahnwache 
hatten wir einen Sarg dabei, auf dem 
lag ein Stahlhelm und eine Deutsch¬ 
landfahne, und mit einem Schriftzug 
wurde zum „Probeliegen für zukünf¬ 
tige Bundeswehrsoldatinnen und Sol¬ 
daten“ eingeladen. Viele freuten sich 
darüber, dass wir die offensive Wer¬ 
bung für den Krieg nicht unwider¬ 
sprochen hinnehmen. Wir setzten uns 
gewaltfrei mit den Soldaten und dem 
privaten Sicherheitsdienst der Bun¬ 


deswehr, der zu deren Schutz da war, 
auseinander und betrachteten die 
Konfrontation als praktische Übung 
für gewaltfreie Konfliktaustragung. 

Am zweiten Tag der Mahnwache 
führten Mitglieder der SDAJ und 
von [solid] eine spontane Kundge¬ 
bung vor dem „Karrrriere-Truck“ 


Mahnwache gegen den „Karriere-Truck“ 

der Bundeswehr durch. Sie riefen 
„Bundeswehr raus aus den Schulen, 
den Job-Centern und Universitäten“, 
„Bundeswhr raus aus anderen Län¬ 
dern“ und „Bundeswehr abschaffen“, 
zeigten Transparente mit antimilita¬ 
ristischen Forderungen und verteil¬ 
ten Flugblätter. Eine junge Frau leg¬ 


te sich als „blutbefleckte Leiche“ vor 
den „Karriere-Truck“. Sie wurde be¬ 
droht und belästigt. 

Schnell standen über 20 Polizeibe¬ 
amtinnen und -beamte vor dem Kar¬ 
riere-Truck, um die anwesenden sechs 
Soldaten vor den Flugblättern und 
Transparenten zu beschützen. Sie blo¬ 


ckierten damit eineinhalb Stunden - 
auch für eventuelle Interessenten - 
den Zugang zum „Karriere-Truck“. 

Besucherinnen und Besucher der 
Kieler Woche wunderten sich im¬ 
mer wieder über das Polizeiaufge¬ 
bot, für das sie keinen Anlass erken¬ 
nen konnten, denn „friedlicher als ihr 


kann man ja gar nicht mehr sein“, war 
der Kommentar einer Besucherin. 
„Ich bin schon sehr entsetzt über de¬ 
ren Demokratieverständnis, was die 
Meinung anderer betrifft und möch¬ 
te gar nicht wissen, wie die sich bei 
ihren Auslandseinsätzen so auffüh¬ 
ren“, meinte ein Besucher der Kieler 
Woche. „Es kann doch nicht angehen, 
dass die sich von der Polizei vor fried¬ 
lichen Demonstranten beschützen 
lassen, wo sie doch angeblich uns be¬ 
schützen wollen“. Davon konnten wir 
mit unserem Anliegen „Bundeswehr 
abschaffen“ gut profitieren. 

Die Polizeibeamtinnen und -be¬ 
amten diskutierten mit dem Mitar¬ 
beiter der Stadt Kiel, der für die Ge¬ 
nehmigung der Mahnwache zustän¬ 
dig gewesen war, und den Soldaten 
der Bundeswehr, wie sie gegen die 
Mahnwache und die Spontandemo 
Vorgehen könnten. Da ist ihnen wohl 
nichts anderes als der Vorwurf „Ver¬ 
unglimpfung“ der deutschen Natio¬ 
nalflagge als Demonstrationsobjekt 
auf dem Sarg eingefallen. § 90a StGB 
lautet: „Wer öffentlich, in einer Ver¬ 
sammlung oder durch Verbreitung 
von Schriften ... die Farben, die Flag¬ 
ge, das Wappen oder dir Hymne der 
Bundesrepublik Deutschland oder ei¬ 
nes ihrer Länder verunglimpft, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft.“ 

Das war für fast alle, die es mit¬ 
bekommen haben, eine große Lach¬ 
nummer: 

Im nächsten Jahr werden wir wäh¬ 
rend der Kieler Woche jeden Tag eine 
Mahnwache durchführen, weil es al¬ 
len soviel Spaß gemacht hat und wir 
für unser Anliegen „Bundeswehr ab¬ 
schaffen“ erfolgreich werben konnten. 

Siglinde/UZ 
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Vorwurf: Kriegsverbrecher! 

Anzeige Angehöriger von Opfern und Menschenrechtlern gegen Staatspräsident Erdogan und andere 


A m Montag haben die Rechtsan¬ 
wältinnen Britta Eder und Pe¬ 
tra Dervishaj Strafanzeige bei 
der Generalbundesanwaltschaft ge¬ 
gen Erdogan sowie weitere türkische 
Minister, Verantwortliche aus Militär 
und Polizei und die zuständigen Gou¬ 
verneure wegen in den kurdischen 
Gebieten im Südosten der Türkei 
begangener Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschlich¬ 
keit Anzeige gemäß dem deutschen 
Völkerstrafgesetzbuch (VStGB) er¬ 
stattet. 

Im Mittelpunkt der rund 200 Seiten 
umfassenden Anzeige stehen Verbre¬ 
chen in den kurdischen Provinzen im 
Südosten der Türkei, schwerpunktmä¬ 
ßig der Stadt Cizre (Provinz Sirnak). 
Vom 4. bis zum 11. September 2015 wa¬ 
ren dort während eines Ausnahmezu¬ 
stands 21 Zivilistinnen und Zivilisten 
getötet worden. Viele Opfer wurden 


Wenige Wochen vor den Landtags¬ 
wahlen in Berlin und Mecklenburg- 
Vorpommern fühlt sich die AfD durch 
die Brexit-Entscheidung der Briten ge¬ 
stärkt. Davon zeugen auch Wahlumfra¬ 
gen. Ihre führenden Politiker sind sich 
aber in ihrer Einschätzung (noch) nicht 
einig. Während die einen ein ähnliches 
Referendum in Deutschland fordern, 
ist der AfD-Vize Alexander Gauland 
vorsichtiger. 

Er bedauere den Austritt Großbri¬ 
tanniens, erklärte Gauland bei einer 
Pressekonferenz des Parteivorstands in 
Berlin. Denn die Briten seien Pragma¬ 
tiker, die bislang geholfen hätten, in der 
EU zumindest das Schlimmste zu ver¬ 
hindern. Doch jetzt ließen die Briten 
die anderen allein. „Ich glaube, Frau 
Merkel hat mit ihren offenen Gren¬ 
zen die Briten aus Europa vertrieben.“ 
Die offenen Grenzen und die ungere¬ 
gelte Zuwanderung hätten die Nein¬ 
sager zuletzt stark genug für den Sieg 
gemacht. Gauland lobte, dass in Groß¬ 
britannien das Volk in einer existen¬ 
ziellen Frage selbst entschieden habe 
und forderte, eine solche Möglichkeit 
solle es grundsätzlich auch in Deutsch¬ 
land geben. Doch im Moment sei das 
nicht das Thema. Jetzt müsse es viel¬ 
mehr darum gehen, dass die EU sich 
reformiere, dass Brüssel aufhöre, sich 
in den einzelnen Ländern immer und 
überall einzumischen. 

Die Parteivorsitzende Frauke Petry, 
die zur Pressekonferenz gar nicht ein¬ 
geladen war, beglückwünschte die Bri¬ 
ten in E-Mails zu ihrer Entscheidung: 
„Die Zeit ist reif für ein neues Euro¬ 
pa, für ein Europa der Vaterländer, in 
dem wir friedlich miteinander Handel 
treiben, partnerschaftliche Beziehun¬ 
gen pflegen und der Wille des nationa¬ 
len Souveräns geachtet wird.“ Auch ihr 
Co-Parteichef Jörg Meuthen vermied 
eine klare Festlegung. Georg Pazderski, 
Spitzenkandidat für die Berliner Abge- 


Der nordrhein-westfälische Landes¬ 
vorstand der „Alternative für Deutsch¬ 
land“ (AfD) hat für seinen kommen¬ 
den Landesparteitag, der am 2. und 
3. Juli in der NRW-Kleinstadt Werl 
stattfinden soll, vor, die Presse aus¬ 
zuschließen. Einzig im Rahmen zwei¬ 
er Pressetermine „sowie - auf Anfra¬ 
ge - auch in separaten Terminen vor 
und nach dem Parteitag“ will die Partei 
Fragen von Medienvertretern beant¬ 
worten. 

Der Parteitag selbst soll ansonsten 
„aber ausschließlich den Delegierten 
sowie den angemeldeten Mitgliedern 


im direkten Umfeld ihres Hauses bzw. 
auf ihrem eigenen Grundstück durch 
Sicherheitskräfte erschossen. Ein wei¬ 
terer Schwerpunkt der Anzeige ist der 
Tod von mindestens 178 Menschen, 
die während einer weiteren Ausgangs¬ 
sperre vom 14. Dezember 2015 bis 
2. März 2016 in Cizre in drei Keller¬ 
räumen Schutz vor den Angriffen des 
türkischen Militärs mit Artillerie, Pan¬ 
zern und weiteren schweren Waffen 
Schutz gesucht hatten. Sie teilten ihre 
Lage, dass die Keller weiter angegrif¬ 
fen werden und viele Menschen drin¬ 
gend ärztliche Hilfe benötigen sowie 
einen großen Teil ihrer Namen per Te¬ 
lefon Abgeordneten, Presse und Am¬ 
nesty International mit. Amnesty In¬ 
ternational startete daraufhin eine Ur¬ 
gent Action, eine „Eilaktion“. Dennoch 
wurden keine Krankenwagen durchge¬ 
lassen, der Kontakt zu den Personen 
brach ab und aus den Kellern wurden 


ordnetenhauswahl am 18. September, 
erklärte gar: „Die AfD ist nicht für den 
Austritt aus der EU.“ 

Sie habe „geweint vor Freude“, tri¬ 
umphierte dagegen AfD-Vizechefin 
Beatrix von Storch. Das europäische 
Projekt sei gescheitert. 

Der thüringische AfD-Fraktions- 
chef Björn Hocke sprach von einem 
„Freudentag für Europa“ und forder¬ 
te einen Volksentscheid über den Ver¬ 
bleib Deutschlands in der EU: „Ich 
weiß, auch das deutsche Volk will 
mehrheitlich raus aus der EU-Sklave- 
rei.“ Die Briten hätten mit ihrem Votum 
„den Weg des kollektiven Wahnsinns“ 
verlassen. 

Obgleich seit Monaten im Partei¬ 
vorstand der AfD ein Machtkampf tobt 
und Frauke Petry massiv in der Kritik 


und Förderern der AfD“ geöffnet wer¬ 
den, wie die Partei jüngst bekannt gab. 

„Diese Entscheidung basiert auf 
der nicht einfachen Güterabwägung 
zwischen den legitimen Interessen 
der Medien an der unbeschränkten 
Verfolgung des gesamten Parteitags¬ 
geschehens einerseits und den eben¬ 
so legitimen Interessen unserer Dele¬ 
gierten, Mitglieder und Förderer am 
Schutz ihrer Persönlichkeitsrechte an¬ 
dererseits“, begründen die Rechtspo¬ 
pulisten ihren Schritt. 

Die „wachsenden Angriffe und 
Drohungen“ durch Antifaschisten, die 


bisher 178 größtenteils verbrannte Lei¬ 
chen geborgen. 

„Aufgrund der in der Anzeige dar¬ 
gestellten Zeugenaussagen und sons¬ 
tigen Beweise besteht der Verdacht, 
dass Sicherheitskräfte teilweise Ben¬ 
zin in die Keller gegossen und diese 
dann in Brand gesetzt haben bzw. die 
Menschen zuerst mit schweren Waffen 
getötet und die Leichen anschließend 
verbrannt haben“, erläuterten die An- 
wältinnen am Montag gegenüber Me¬ 
dienvertretern. Ihre Mandantinnen und 
Mandanten hielten es „für eine ethi¬ 
sche Verpflichtung die systematischen 
Kriegsverbrechen in der Türkei hier 
in der Bundesrepublik zur Anzeige zu 
bringen, wie es gemäß dem Völkerstraf¬ 
gesetzbuch möglich ist, dem das Welt¬ 
rechtsprinzip zu Grunde liegt“. Der 
Zweck dieses Prinzips sei die Straflo¬ 
sigkeit von Kriegsverbrechen und Ver¬ 
brechen gegen die Menschlichkeit zu 


steht, scheint das der Rechtsaußenpar¬ 
tei nicht zu schaden: Bereits vor dem 
britischen Mehrheitsvotum für einen 
Brexit wies vieles daraufhin, dass die 
AfD in Mecklenburg-Vorpommern 
viele Wählerinnen und Wähler errei¬ 
chen kann. In Umfragen wächst die 
Zustimmung für die Rechtsaußenpar¬ 
tei seit Monaten - Ende April lag die 
AfD mit 18 Prozent nicht mehr weit 
hinter CDU (24 Prozent) und SPD 
(22 Prozent). In Sachsen-Anhalt wurde 
die AfD bei der Landtagswahl im März 
bereits zweitstärkste Kraft. In Berlin 
lag die Partei Mitte Juni bei einer Um¬ 
frage immerhin bei 15 Prozent. Es wird 
sich zeigen, ob der Trend anhält. 

Hinzu kommt: Im Nordosten wird 
die NPD in den insgesamt 36 Wahlkrei¬ 
sen Mecklenburg-Vorpommerns dies- 


„übrigens in den Medien selten bis nie 
thematisiert werden“, hätten den Lan¬ 
desvorstand „zu der nicht einfachen 
Entscheidung bewegt, den Schutz ins¬ 
besondere der einfachen Mitglieder, 
also derjenigen ohne Mandat, dieses 
Mal über die Interessen der Medien 
an einer kompletten Dokumentation 
des Parteitagsgeschehens zu stellen“. 

Unterdessen rufen verschiedene 
antifaschistische Organisationen zu 
Protesten gegen den Parteitag auf, der 
in der Stadthalle von Werl durchge¬ 
führt werden soll. „Vielleicht erhofft 
sich die AfD von der Ortswahl in ei¬ 


verhindern, unabhängig davon, wo der 
Tatort liege“, so die Juristinnen weiter. 

Die Anzeige wird von Dutzenden 
Bundestagsabgeordneten, Juristen und 
Kulturschaffenden unterstützt. So un¬ 
ter anderem vom Liedermacher Kon¬ 
stantin Wecker, der Antifaschistin und 
Sängerin Esther Bejarano und dem 
Schauspieler Rolf Becker. 

Auch die Internationale Liga für 
Menschenrechte unterstützt die Straf¬ 
anzeige, die ihr Vorstandsmitglied Dr. 
Rolf Gössner mit erstattet hat. Die 
Menschenrechtsliga fordert schon seit 
längerem mit Nachdruck, „die Krimi¬ 
nalisierung und Ausgrenzung von Kur¬ 
den, ihren Organisationen und Medien 
in Europa und Deutschland endlich zu 
beenden sowie die Menschenrechtsla¬ 
ge in der Türkei und die kurdische Fra¬ 
ge unverzüglich und nachhaltig auf die 
EU-Agenda zu setzen“. 

Markus Bernhardt 


mal keine Direktkandidaten aufstel¬ 
len. Das bestätigte ein Sprecher der 
Partei dem NDR (NDR, 22.6.). Damit 
verzichtet die NPD auf sämtliche Erst¬ 
stimmen, weil sie keine Chance sieht, 
mit Direktkandidaten in den Landtag 
einzuziehen. Vize-NPD-Landeschef 
David Petereit erklärte, wichtig für den 
Wahlerfolg sei allein die Zweitstim¬ 
me. Auch davon könnte die AfD pro¬ 
fitieren. Bei der letzten Landtagswahl 
holte die NPD in Mecklenburg-Vor¬ 
pommern knapp 40 000 Erststimmen 
(5,8 Prozent). Gerade in den östlichen 
Landesteilen könnten diese Stimmen 
die Chancen der AfD auf Direktman¬ 
date erhöhen. Dort hatte die NPD 2011 
bei den Erststimmen teilweise zweistel¬ 
lige Ergebnisse erreicht. 

nh 


ner Kleinstadt am Rande des Ruhrge¬ 
biets einen ruhigen und ungestörten 
Ablauf des Parteitages und nur weni¬ 
ge Gegenproteste. Diese Hoffnungen 
werden wir enttäuschen“, kündigten 
die Antifaschisten an. Vielmehr wür¬ 
de all denjenigen, „die mit ihrer Hetze 
jeden Tag die rassistische Stimmung 
in der Gesellschaft anheizen“, keine 
ruhige Minute gelassen - „ob in den 
Städten oder auf dem Land“. 

(bern) 

Informationen: www.anti-kapitalis- 
mus.org 


Ombudsstelle gefordert 

Die sächsische Linksfraktion hat ei¬ 
nen Entwurf für ein „Gesetz zur Er¬ 
richtung der Unabhängigen Ombuds¬ 
stelle der Sächsischen Polizei und zur 
Änderung weiterer Gesetze“ ins Land¬ 
tagsplenum eingebracht. „Unser Ge¬ 
setzentwurf schafft Rechtsgrundlagen 
und Verfahrenssicherheit für jede Art 
von Beschwerden gegen Handlungen 
von Polizeibeamtinnen und -beamten 
im Dienst. Das gilt für Beschwerden 
von Bürgerinnen und Bürgern ebenso 
wie für Auseinandersetzungen von Be¬ 
diensteten der sächsischen Polizei mit 
Dienstvorgesetzten oder dem Dienst¬ 
herrn“, erklärte der Linke-Landtagsab¬ 
geordnete Enrico Stange anlässlich der 
Einbringung des Gesetzesentwurfs in 
der vergangenen Woche. Auch erneu¬ 
erte die Linksfraktion ihre Forderung 
nach einer Kennzeichnungspflicht von 
Polizeibeamtinnen und -beamten in ge¬ 
schlossenen Einheiten. Diese solle die 
Identifikation von Beamten im Einsatz 
erleichtern. 

„In Zeiten, in denen Parlamente 
und Regierungen zunehmend an Ver¬ 
trauen in der Bevölkerung und Strahl¬ 
kraft verlieren, in denen die Gesell¬ 
schaft einem Prozess zunehmender 
Polarisierung, steigender Aggressivität 
und tiefer Spaltung unterliegt, kann die 
Antwort von Politik und rechtsstaatli¬ 
chen Institutionen nur sein, ein deut¬ 
liches Mehr an Bürgernähe, Transpa¬ 
renz und Problemlösungsbewusstsein 
zu entwickeln“, erläuterte Stange. Der 
Gesetzesentwurf der Linken wurde zur 
weiteren Beratung in den Innenaus¬ 
schuss überwiesen. 

Nachbesserungen gefordert 

Anlässlich des Kabinettsbeschlusses 
zum Bundesteilhabegesetz warnt ein 
breites Bündnis von Verbänden und 
Gewerkschaften vor der Gefahr von 
Leistungseinschränkungen und an¬ 
deren Verschlechterungen gegenüber 
dem geltenden Recht und fordert 
grundlegende Nachbesserungen. 

Inakzeptabel seien Einschränkun¬ 
gen des leistungsberechtigten Per¬ 
sonenkreises. So drohten bisher An¬ 
spruchsberechtigte aus dem System zu 
fallen, wenn künftig dauerhafter Un¬ 
terstützungsbedarf in fünf von neun 
Lebensbereichen nachgewiesen wer¬ 
den muss. Unvertretbar seien auch 
Leistungsausschlüsse oder -einschrän- 
kungen in der sogenannten Eingliede¬ 
rungshilfe. 

„Inakzeptabel ist die vorgesehene 
Regelung, dass die Pflege grundsätz¬ 
lich vorrangig vor der Eingliederungs¬ 
hilfe ist, wenn eine Person nicht in einer 
Wohneinrichtung, sondern ambulant 
betreut lebt. Denn damit würden diese 
behinderten Menschen aus der - wei¬ 
terreichenden - Eingliederungshilfe 
herausgedrängt“, kritisierte der DGB. 

Zelte zerstört 
beim Pressefest- 
Aufbau 

In der Nacht auf Dienstag haben 
Unbekannte die Planen von zwei 
Großzelten im Revierpark Wisch¬ 
lingen zerschnitten und einen 
Schaden von fast io ooo Euro 
angerichtet. Wenn uns das ein¬ 
schüchtern sollte, können wir nur 
sagen „Ziel verfehlt!“. Es haben 
sich sofort Genossinnen und Ge¬ 
nossen bereit erklärt, die Nacht¬ 
wachen zu verstärken, sodass 
der Aufbau des Pressefestes wie 
in den vergangenen Jahren ohne 
weitere Zwischenfälle verlaufen 
kann. Die Stimmung im Aufbau¬ 
team ist gut, wir freuen uns auf 
ein Fest ohne Nazis und Rassis¬ 
ten! 

Spenden für das Pressefest sind 
auch weiterhin herzlich will¬ 
kommen: 

DKP-Parteivorstand - GLS-Bank 
BIC: GENODEMiGLS 
IBAN: DE63 4306 0967 4002 
4875 01 


Von Skepsis bis Jubel 

Profitiert die AfD bei den kommenden Landtagswahlen vom Brexit? 



Ob NPD oder AfD: Widerstand bleibt nötig: Antirassistischer Schulstreik gegen AFD, NPD & Co (2016) 


Hetzer inszenieren sich als Opfer 

AfD schließt Medien von NRW-Landesparteitag aus 
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Der Brexit 
und wir 

Wie kommunistische Parteien 
das britische Referendum sehen 

Innere Widersprüche 

Die Kommunistische Partei Griechen¬ 
lands (KKE) sieht den Brexit als Aus¬ 
druck der kapitalistischen Konkurrenz: 

„Die Tatsache, dass die Frage des 
Austritts eines Landes aus der EU - 
und zwar der Größe von Großbritan¬ 
nien - so stark gestellt wurde, liegt ei¬ 
nerseits an den inneren Widersprüchen 
der EU und der Ungleichmäßigkeit 
ihrer Volkswirtschaften, andererseits 
am Konflikt zwischen den imperialis¬ 
tischen Machtzentren, die in der Zeit 
der Wirtschaftskrise verschärft wurde. 
Diese Faktoren stärken den sogenann¬ 
ten Euroskeptizismus (...) 

Träger des reaktionären ,Euroskep¬ 
tizismus 4 sind nationalistische, rassisti¬ 
sche oder auch faschistisch orientierte 
Parteien (...). Die Tendenz des ,Eu¬ 
roskeptizismus 4 wird auch durch Par¬ 
teien vertreten, die ein linkes Etikett 
benutzen, die die EU und den Euro 
kritisieren oder gar ablehnen, die nach 
anderen imperialistischen Bündnissen 
suchen, und die immer innerhalb des 
kapitalistischen Systems verbleiben. 

Diese Widersprüche und Konkur¬ 
renzen durchdringen auch die Bour¬ 
geoisie jedes EU-Mitgliedstaates. 44 

EU neu gründen 

Pierre Laurent, Nationalsekretär der 
Französischen Kommunistischen Par¬ 
tei (PCF) und Vorsitzender der Euro¬ 
päischen Linkspartei, fordert, dass die 
Linke das europäische Projekt wieder 
in die Hand nimmt: 

Das Ergebnis des Referendums „ist 
ein neuer enthüllender Schock über das 
Ausmaß der Ablehnung der Menschen 
gegenüber der neoliberalen EU. Die 
Zeit ist gekommen, die EU neu zu grün¬ 
den, eine Union der freien, souveränen 
und miteinander verbundenen Völker 
und Nationen aufzubauen, die auf den 
menschlichen Fortschritt und soziale 
Gerechtigkeit ausgerichtet ist. (...) 

Wir weisen das von den Verfechtern 
der Austeritätspolitik aufgezwungene 
falsche Dilemma zwischen Einsinken 
in die soziale Krise und Autoritarismus 
oder Zerfall vor dem Hintergrund na¬ 
tionalistischer Rivalitäten zurück. Es 
gibt eine andere Option, die des Wie¬ 
der- in-die-Hand-Nehmens des europä¬ 
ischen Projekts durch die Linke. 44 

Verträge in Frage stellen 

Für die belgische Partei der Arbeit 
(PTB-PvdA) schätzt Marc Botenga ein: 

„Die britischen Arbeiter, die für 
den Brexit gestimmt haben, haben die 
Nase voll. Die Nase voll vom Sozial¬ 
dumping mithilfe der importierten aus¬ 
ländischen Arbeiter, einem Dumping, 
das von den britischen Unternehmern 
gemeinsam mit der Europäischen Uni¬ 
on organisiert wird. Die Nase voll da¬ 
von, dass ihre heimische Industrie zer¬ 
stört und Arbeitsplätze vernichtet wer¬ 
den. Die Nase voll, dass ihre Eisenbahn 
durch die Privatisierungen kaputt ge¬ 
macht wurde. Sie haben die Nase voll 
davon, dass ihrem Gesundheitssystem 
dasselbe Schicksal droht. (....) 

Eine Kursänderung ist notwendig. 
Wir müssen dieses Europa der Konkur¬ 
renz und der Ungleichheit stoppen, das 
nur die Wahl lässt zwischen mehr Au¬ 
toritarismus oder der Rückkehr der 
Nationalismen. Das beginnt mit einer 
Infragestellung der gegenwärtigen eu¬ 
ropäischen Verträge, um aus dem neo¬ 
liberalen Zwangseisen herauszukom¬ 
men. 44 

Neuer Anfang 

Joäo Ferreira (MdEP), Portugiesische 
Kommunistische Partei, stellt fest: 

„Der Sieg des Austritts aus der EU 
(...) drückt einen weitreichenden Wan¬ 
del im Prozess der kapitalistischen In¬ 
tegration in Europa und einen neuen 
Beginn des Kampfes für diejenigen aus, 
die seit Jahrzehnten die EU der Groß¬ 
konzerne und Großmächte bekämpft 
haben, für ein Europa der Arbeiter und 
der Völker. (...) (D)as Ergebnis des Re¬ 
ferendums zeigt vor allem die Ableh¬ 
nung der EU-Politik. 44 


Den Anschlag der Rechten verhindern 

Die britischen Kommunisten zum linken Ausweg aus der EU • Von Robert Griffiths 


D as Referendum vom 23. Juni kann 
zu einer Niederlage für die herr¬ 
schende Klasse, die von ihr be¬ 
auftragten Politiker und ihre imperialis¬ 
tischen Verbündeten in der EU, in den 
USA, dem IWF und der NATO gemacht 
werden. Dagegen versucht die Pro-EU- 
Rechte nun, unmittelbar nach der Ab¬ 
stimmung, einen zweifachen Anschlag 
auf die Demokratie. Der eine richtet sich 


Entscheidung akzeptiert und in die Re¬ 
alität umsetzt. 

Die herrschende Klasse hat jedoch 
zur Verteidigung ihrer Interessen be¬ 
gonnen, die Entscheidung vom 23. Juni 
zu revidieren. So wird versucht, den Sta¬ 
tus quo bis zum Oktober beizubehalten, 
Austrittsverhandlungen zu verzögern, 
Gründe für ein neues Referendum zu 
finden und aufzubauen, und die Idee in 


Die einzig stimmige demokratische 
Lösung sind jetzt Neuwahlen, damit 
die Wähler entscheiden können, wer 
sie bei den Austrittsverhandlungen 
vertreten soll. 

Der Putschversuch gegen Jeremy 
Corbyn soll die Wahl einer Labour-Re- 
gierung verhindern, die von einem Sozi¬ 
alisten geführt wird, der bis heute jeden 
EU-Vertrag abgelehnt hat, der auf die 
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gegen den erklärten Willen der Wähler, 
die EU zu verlassen, der zweite gegen 
die demokratische Wahl Jeremy Cor- 
byns zum Parteiführer der Labour Party. 
In Reaktion darauf muss die Linke jetzt 
die demokratischen Prinzipien vertei¬ 
digen und das Referendumsergebnis in 
eine möglichst umfassende Niederlage 
für die Achse, bestehend aus EU, IWF 
und NATO, verwandeln. 

Die Abstimmung gegen die EU-Mit- 
gliedschaft entsprang in erster Linie der 
Wut der arbeitenden Klasse und ihrer 
frustrierenden Erfahrung, dass die Re¬ 
gierung, die politischen Parteien und ihre 
Politiker sie in Sachen Arbeitsplätze, Bil¬ 
dung, Wohnraum, Öffentliche Dienstleis¬ 
tungen, Lebensstandard und allgemeine 
Lebensqualität nicht vertreten. Darüber 
hinaus machten sich die Menschen Sor¬ 
gen um die Souveränität des Landes, um 
den Erhalt der Selbstbestimmung, sowie 
die realen oder auch die bloß befürchte¬ 
ten Folgen massenhafter Einwanderung. 

Jedenfalls hat das Volk gesprochen, 
und der Volkssouverän verlangt nun, 
dass das Parlament in London diese 


die Welt zu setzen, dass die parlamen¬ 
tarische Pro-EU-Mehrheit die Volksab¬ 
stimmung als nur beratend werten und 
sodann ignorieren soll. 

Der Cameron-Osborne-Regierung 
können die Verhandlungen über das 
Ausscheiden Britanniens aus der EU 
keinesfalls überlassen werden. Diese 
Regierung sollte zusammen mit dem 
Premierminister zurücktreten. Auch 
keinem anderen konzernfreundlichen, 
imperialistisch und neoliberal gesonne¬ 
nen Tory-Parlamentarier ist zuzutrauen, 
dass er dem politischen Druck aus dem 
Finanzplatz London und den Großun¬ 
ternehmen widersteht. Vielmehr würde 
das darauf hinauslaufen, dass der Aus¬ 
tritt des Landes aus der EU vereitelt 
oder zu Bedingungen ausgehandelt wird, 
die die Marktfreiheiten des Monopolka¬ 
pitals bestätigen, das Volk aber mit noch 
mehr Austeritätspolitik bestrafen. Gäbe 
es eine Beteiligung der Labour Party an 
einer so geführten Koalitionsregierung, 
wäre auch das nur eine Form der Kolla¬ 
boration mit dem Monopolkapital und 
der herrschenden Klasse. 


Etablierung der antidemokratischen, 
imperialistischen und militaristischen 
„Vereinigten Staaten von Europa 44 ab¬ 
zielt. Die jetzt in den Putsch gegen Cor¬ 
byn verwickelten Labour-Abgeordne¬ 
ten haben für die Demokratie im Land 
und der Partei nichts übrig. Sie haben 
den Kontakt mit den arbeitenden Men¬ 
schen verloren und lassen zu, dass die 
Wähler aus der Arbeiterklasse weiter 
in Richtung der UKIP abwandern. Ihr 
Versuch, die Verantwortung dafür auf 
Jeremy Corbyn abzuwälzen, sind im 
höchsten Grade scheinheilig. Alle De¬ 
mokraten und Sozialisten in der Labour 
Party und der ihr angeschlossenen Ge¬ 
werkschaften müssen sich dagegen zur 
Wehr setzen. Sie sollten sich geschlos¬ 
sen hinter Corbyns Forderung stellen, 
den Artikel 50 des EU-Vertrages so¬ 
fort anzuwenden und den Zeitplan für 
den Austritt Britanniens aus der EU in 
Gang zu setzen. Corbyn ist der einzige 
Parteichef, dem die Aufgabe übertragen 
werden kann, diesen Austritt im Inter¬ 
esse der arbeitenden Menschen durch¬ 
zuführen. 


Sind wir erst einmal draußen, muss 
die Unterwerfung des Landes unter den 
freien Markt des Kapitals ein Ende ha¬ 
ben. Bis zu den Wahlen würde ein Auf¬ 
schwung der Arbeitskämpfe und der 
politischen Aktionen gegen die Politik 
der Tories, gegen ihre Sparpolitik, ihre 
Privatisierungen, die nukleare Aufrüs¬ 
tung und die imperialistischen Krie¬ 
ge den Sieg einer von Links geführten 
Labour-Party ermöglichen. Damit kann 
der „Brexit 44 in einen „Lexit 44 verwandelt 
werden, also einen Ausgang aus der EU 
nach links. 

Damit würde auch eine linke Antwort 
möglich auf jene, die nun nach einem 
zweiten Unabhängigkeitsreferendum in 
Schottland rufen. Unter der Annahme, 
dass Schottland damit in der EU verblei¬ 
ben kann, wäre ein solches Referendum 
gleichbedeutend mit der Rückkehr zu 
neoliberaler Wirtschaftspolitik, zur Aus- 
teritäts- und Privatisierungspolitik. 

In jedem Fall muss dem Fremden¬ 
hass und dem Rassismus, die von bei¬ 
den Seiten der „Brexit 44 -Abstimmung 
geschürt worden sind, Einhalt geboten 
werden. Die Entscheidung für den Aus¬ 
tritt darf nicht zum Vorwand für weite¬ 
re Einschränkungen gegen Immigran¬ 
ten von außerhalb Europas genommen 
werden. Der Plan, Steuererleichterun¬ 
gen und Sozialleistungen den Immig¬ 
ranten vorzuenthalten, muss fallenge¬ 
lassen werden. Die Entscheidung des 
Europäischen Gerichtshofs, die Ge¬ 
werkschaften und Regierung untersagt, 
gleiche Arbeitsbedingungen durchzu¬ 
setzen, muss ersetzt werden durch Ge¬ 
setze, die allen Arbeitern die gleiche 
Behandlung garantieren, egal woher 
sie kommen. Es muss eine antirassisti¬ 
sche Einwanderungspolitik propagiert 
und gefördert werden, anstatt die Men¬ 
schen abzuschrecken mit abstrakten, an¬ 
archistisch geprägten, und in Wirklich¬ 
keit liberalistischen Forderungen nach 
Aufhebung der Grenzen. 

Kommunistische und Arbeiterpartei¬ 
en aus Portugal, Tschechien, Irland, Dä¬ 
nemark, Deutschland, Belgien und dem 
früheren Jugoslawien, sowie kämpfende 
Gewerkschafter in Frankreich haben un¬ 
sere Austrittsentscheidung begrüßt. Die¬ 
se Entscheidung wird linke, fortschritt¬ 
liche Kräfte überall in Europa dazu er¬ 
muntern, über Wege nachzudenken, wie 
die Kooperation und Solidarität zwischen 
den Völkern und Nationen Europas auf 
anderer Grundlage herzustellen ist als 
über die antidemokratische, imperialis¬ 
tische EU der großen Konzerne. 

Robert Griffiths ist Generalsekretär der 
KP Britanniens. Der Beitrag wurde von 
der Redaktion übersetzt. 


Der Anfang vom Ende 

Brexit verweist auf ungelöste Widersprüche Konzern-Europas 


„Einen Deserteur empfängt man nicht 
mit offenen Armen 44 ließ sich EU-Kom- 
missionspräsident Jean-Claude Juncker 
hinreißen. Der Frust sitzt tief im EU- 
Establishment. Mit dem Brexit, dem 
Ausstieg Britanniens aus der EU ist die 
Erweiterungsdynamik des deutsch-do- 
minierten, finanzkapitalistischen EU- 
Projekts zum ersten mal gebrochen und 
umgekehrt (Nur Grönland war bislang, 
1982, aus der EWG ausgetreten). Mit 
dem „Vereinigten Königreich 44 dessen 
Einigkeit ebenfalls auf der Kippe steht, 
steigt mit einem BIP von umgerechnet 
2,5 Billionen Euro, die zweitgrößte 
Ökonomie der EU-28, mit einem Sal¬ 
do von 5,6 Mrd. Euro, der drittgrößte 
Nettozahler in die EU-Kasse und mit 
einem Rüstungshaushalt von 50 Mrd. 
Euro, die erfahrenste und größte euro¬ 
päische Interventionsstreitmacht aus 
dem Projekt aus. London, der bedeu¬ 
tendste Finanzplatz weltweit, setzt im 
Handel mit Derivaten täglich nahezu 
genau so viel um, wie die Realindus¬ 
trie des gesamten Landes im Jahr er¬ 
wirtschaftet. 

In den vergangenen Tagen ist von 
der politschen und ökonomischen Elite 


sowie in der neoliberalen Cheerleader- 
Presse viel über die unmittelbaren öko¬ 
nomischen Folgen eines GB-Austritts 
lamentiert worden. Tatsächlich rausch¬ 
ten die Kurse am Tag danach in den 
Keller. Großspekulanten wie George 
Soros hatten lauthals vor dem Brexit 
gewarnt, und gleichzeitig, wie so oft auf 
den Crash gewettet und Milliarden ver¬ 
dient. Soweit das Casino. Was die real¬ 
wirtschaftlichen Folgen angeht, so dürf¬ 
ten sie noch am einfachsten beherrsch¬ 
bar sein. Britannien hatte gegenüber 
Deutschland 2015 ein Handelsbilanz¬ 
defizit von 51 Mrd. Euro eingefahren 
und ist dabei mit den USA (minus 54 
Mrd. Euro) einer der Hauptopfer des 
deutschen Merkantilismus, der mit ei¬ 
nem Handelsbilanzüberschuss von 248 
Mrd. Euro Europa konsequent in die 
Verschuldung und in die Krise treibt. 
Die deutsche Exportindustrie dürfte 
sich, zumal in Zeiten von TTIP und 
CETA, den britischen Markt ebenso 
wenig ruinieren lassen wollen, wie den 
ihres Hauptkunden USA, welche ja be¬ 
kanntlich ebenso wenig Mitglied der 
EU-28 sind. Und die Finanzbranche 
in Frankfurt fiebert schon (vermutlich 


vergeblich), die faulen Früchte eines 
möglichen Bedeutungsverlustes des 
Londoner Casinos ernten zu können. 
Den noch verbliebenen Resten der bri¬ 
tische Industrie dürfte der Kurssturz 
des Pfund eher wie ein warmer Regen 
erscheinen. Die konjunkturfordern¬ 
de Währungsabwertung, um die sich 
die Notenbanken weltweit einen hef¬ 
tigen (wie weitgehend vergeblichen) 
Kampf liefern, kommt hier sozusagen 
frei Haus. 

Wichtiger dürften die politisch¬ 
psychologischen, die EU/Euro-strate- 
gischen und auch die geostrategischen 
Konsequenzen sein. Entgegen der öf¬ 
fentlichen Gesundbeterei stecken EU 
und Eurozone in einer existentiellen 
Krise. Eine kohärente Krisenbewäl¬ 
tigungsstrategie ist nicht in Sicht. Die 
vorherrschende Strategie besteht im 
Ziel, einen von Austerität geprägten 
Merkantilismus für die gesamte EU zu 
etablieren. In diesem Konzept agiert 
die Eurozone wie ein vergrößerter 
Spar- und Exportweltmeister Deutsch¬ 
land, der mit China und USA um die 
globalen Märkte konkurriert. Dieses 
Vorhaben, das eine Ersetzung Billio- 


nen-schwerer privater Risiken durch 
nicht einbringliche öffentliche Kredite 
impliziert, allein in Griechenland wird 
ein dreistelliger Milliardenbetrag abge¬ 
schrieben werden müssen, kann keine 
Dauerlösung sein. Dieses brutale Kri¬ 
senkonzept zugunsten der 0,01 Prozent 
und zulasten hunderter Millionen Men¬ 
schen hat in vielen EU-Staaten EU-kri- 
tische Bewegungen entstehen lassen. 
Im Brexit treten diese, sich strukturell 
verstärkenden fundamentalen Wider¬ 
sprüche erstmals mit einem politischen 
Bruch auf europäischer Ebene zu Tage. 

Da nach allem, was bislang erkenn¬ 
bar ist, ein linkes Europaprojekt mehr 
als unrealistisch ist und das gegenwär¬ 
tige Konzern-Europa die zentrifuga¬ 
len Kräfte weiter verstärkt, dürfte viel¬ 
leicht nicht der Zusammenbruch, aber 
eine weitere Erosion der EU kaum zu 
verhindern sein. Als Konsequenz ge¬ 
winnt - Bismarck seligen Angeden¬ 
kens - die kleineuropäische Lösung an 
Attraktion. Das Europa der zwei Ge¬ 
schwindigkeiten oder das Abkoppeln 
der dann endgültig bankrotten Peri¬ 
pherie. 

Klaus Wagener 
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Spanischer Masochismus 

ln Spanien wiedergewählt: Krise, Korruption, Kürzungen. 



„Das Lächeln eines Landes“ - und was davon übrig bleibt: Alberto Garzön, Kandidat der Vereinigten Linken, spricht zur 
Auswertung der Wahl. 


D ie konservative Volkspartei (PP) 
um Mariano Rajoy gewann letz¬ 
ten Sonntag erneut die Wahlen. 
Diesmal gingen eine Millionen Wahl¬ 
berechtigte weniger zur Urne als noch 
im Dezember 2015. Eine ähnliche Zahl 
an Stimmen fehlte dem linken Bündnis 
„Unidos Podemos“ im Vergleich zu den 
vorausgegangenen Umfragen. Diese 
hatten vorausgesagt, dass das Bündnis 
die zweitstärkste Kraft im Parlament 
werden würde. Diese Umfragen lagen 
falsch, denn am Wahlabend schenkten 
der PP sogar 500 000 Spanier mehr ihre 
Stimme als noch 2015. Recht behielten 
sie allerdings bei der sozialdemokrati¬ 
schen PSOE, die ihr schlechtestes Er¬ 
gebnis seid Jahrzehnten einfuhr. Alles in 
allem erhielt die PP 137 Sitze im Abge¬ 
ordnetenhaus, die PSOE 85, das Bünd¬ 
nis „Unidos Podemos“ 71 und die libe¬ 
ralen „Ciudadanos“ 32 der insgesamt 
350 Sitze (hinzu kommen noch kleine¬ 
re Regionalparteien). Für ein linkes Re¬ 
gierungsbündnis reicht es damit nicht - 
dafür wären 176 Sitze nötig. In „Unidos 
Podemos“ hatten sich die Vereinigte 
Linke, der auch die Kommunistische 
Partei Spaniens angehört, und die Par¬ 
tei „Podemos“ zusammengeschlossen. 

Bei dieser so wichtigen Wahl schei¬ 
nen die Spanier in politische Apathie 
verfallen zu sein: Mehr als 10 Millio¬ 
nen der 35 Millionen Wahlberechtigten 
haben nicht gewählt. Die zur Wahl ge¬ 
gangen sind haben mehrheitlich für die 
PP als kleineres Übel gestimmt - trotz 
der zahlreichen Korruptionsfälle, in die 
die Partei verwickelt ist. Im Prozess um 
den ehemaligen PP-Schatzmeister Luis 
Bärcenas wirft die Anklage Rajoy vor, 
dass er in seiner Zeit als Minister zusätz¬ 
liche schwarze Gehälter bar im Brief¬ 
umschlag ausgezahlt bekommen habe. 
Auch die Renovierung ihrer Parteizen¬ 
trale hat die PP vermutlich aus Schwarz¬ 
geldern bezahlt - um eine Zwangsräu¬ 
mung zu verhindern, musste die Partei 
eine Million Euro als Kaution hinterle¬ 
gen. Ein Minister der Regierung Rajoy 
musste nach der Veröffentlichung der 
Panama-Papers zurücktreten. 


In der vergangenen Woche, am 24. Juni, 
hat die belgische sozialdemokratische 
Gewerkschaft FGTB/ABVV (Allge¬ 
meiner Belgischer Gewerkschafts¬ 
bund) mit einem weiteren landeswei¬ 
ten Streik gegen die von der Regierung 
geplante Verlängerung der Arbeitszeit 
protestiert. Mit dem nach dem konser¬ 
vativen Arbeitsminister Kris Peeters 
benannten „Peeters-Gesetz“ will die 
Mitte-Rechts-Regierung die gesetzlich 


Warum wählen die Spanier eine Par¬ 
tei, die jede von EU, IWF und EZB ge¬ 
forderte Kürzung durchgesetzt hat? Die 
Medienkampagne gegen „Unidos Pode¬ 
mos“ spielte dabei offenbar eine Rolle. 
Die Medien brachten das Bündnis in 
Verbindung mit Venezuela, das Fern¬ 
sehen zeigte Schlangen, Knappheit und 
Hunger dort. Sie schürten die Angst, 
dass es den Spaniern ähnlich schlecht 
gehen könnte wie - nach der Auffassung 
der dortigen rechten Opposition - den 
Venezolanern. 

Rajoy behauptete im Wahlkampf, 
dass es Spanien heute besser gehe als 
zu Beginn der Krise. Zum Beispiel gebe 
es angeblich mehr Arbeit. Tatsächlich 
sind die Arbeitsplätze meist befristet, 
die Menschen arbeiten zu wesentlich 
schlechteren Bedingungen als noch vor 
2008. Eine halbe Million junger Spani¬ 
er haben das Land verlassen, um Arbeit 
zu suchen - sie tauchen nicht in der von 


festgelegte 38-Stunden-Woche aushöh¬ 
len. Seit Mai erlebt Belgien eine Welle 
des Widerstandes gegen diese Maßnah¬ 
men, nach einer Sommerpause planen 
die Gewerkschaften weitere Aktionen. 

Das „Peeters-Gesetz“ sieht vor, dass 
die Wochenarbeitszeit von 38 Stunden 
nur noch im Jahresdurchschnitt gelten 
soll. Ursprünglich hatte der Arbeitsmi¬ 
nister einen Durchschnitt über sechs 
Jahre gefordert. Die bisherigen Streiks 


Rajoy zitierten Statistik auf. Für sie war 
es schwierig zu wählen, die Stimmabga¬ 
be im Ausland ist langwierig und büro¬ 
kratisch aufwändig. 

Die Regierungsbildung hängt wahr¬ 
scheinlich von einigen Abgeordneten 
kleiner Regionalparteien ab. Für eine Ko¬ 
alition von PP und „Ciudadanos“ allein 
reicht es nicht. Diese Koalition bräuchte 
noch die Unterstützung der Baskischen 
Nationalistischen Partei (PNV) und der 
Coaliciön Canaria, was als unwahrschein¬ 
lich gilt. Und selbst damit wären erst 175 
von 176 nötigen Stimmen beisammen, die 
Koalition bräuchte also noch eine weitere 
Enthaltung. Auch im linken Lager - so 
dieses Lager denn überhaupt existiert - 
brauchten PSOE und „Unidos Podemos“ 
die Stimmen kleinerer Parteien oder der 
„Ciudadanos“, auch das erscheint un¬ 
wahrscheinlich. 

Auf die PSOE wächst deshalb der 
Druck eine große Koalition mit der 


haben die Regierung gezwungen, die¬ 
se Frist zu verkürzen. Das Gesetz sieht 
vor, dass die Arbeitszeit pro Beschäf¬ 
tigtem um mindestens 100 Stunden 
bzw. 12 Tage pro Jahr verlängert wer¬ 
den kann. Pro Jahr könnten bis zu 360 
Stunden Mehrarbeit anfallen. Das Ge¬ 
setz will die Arbeitszeit „flexibler“ ge¬ 
stalten - das bedeutet: an den Bedürf¬ 
nissen der Unternehmen ausrichten. 
„Bei Bedarf“ - des Unternehmens - 
sollen tägliche Arbeitszeiten von bis zu 
elf Stunden oder Kurzarbeit von fünf 
Stunden zulässig sein. Die Arbeitszeit 
soll nach dem Gesetzentwurf in be¬ 
trieblichen Verhandlungen festgelegt 
werden, so dass die Gewerkschaften 
ausgeschaltet wären. Für die Beschäf¬ 
tigten würde das bedeuten, dass sie 
ihren Tagesablauf und ihre Freizeit¬ 
gestaltung flexibel an die Bedürfnisse 
des Unternehmens anpassen müssten. 

Die Gewerkschaften rechnen da¬ 
mit, dass die Verlängerung der Arbeits¬ 
zeit für die einen, den Unternehmen er¬ 
möglichen würde die anderen zu ent¬ 
lassen. Schätzungen zufolge könnten 
bis zu 5 Prozent einer Belegschaft auf 
diese Weise in die Arbeitslosigkeit ge¬ 
trieben werden. Das Gesetz ist Teil ei¬ 
ner umfassenden Politik der „Arbeits¬ 
marktreform“ und der „Sparmaßnah¬ 
men“. Die Regierung plant Kürzungen 
im Haushalt von bis zu acht Milliarden 
Euro. Die Begründung des Ministers 
Peeters ist die Übliche: „Wir haben alle 
über unsere Verhältnisse gelebt.“ 

Die längere Arbeitszeit würde es 
jüngeren Beschäftigten schwieriger 
machen Arbeit zu finden. Eine Ge¬ 
werkschafterin in Antwerpen sagt des¬ 
halb: „Wir kämpfen für uns, aber auch 
für unsere Kinder. Man lässt uns län- 


PP einzugehen. Einig ist die Partei da¬ 
rüber nicht. Der Präsident der PSOE 
der Extremadura, Guillermo Fernan- 
dez Vera, sagte, die PSOE solle „kein 
Hindernis“ für eine Regierungsbildung 
sein. Allerdings ließ die Partei am Tag 
nach der Wahl durch einen Sprecher 
verlauten, dass sie weder vorhabe, mit 
der PP zu koalieren noch ihr die Macht 
durch eine Enthaltung zu schenken. 
Allerdings glauben viele dem Spitzen¬ 
kandidaten der PSOE, Pedro Sanchez, 
sowieso nicht. Er hat sich zwar gegen 
eine Koalition mit der PP ausgespro¬ 
chen, war aber nach den letzten Wah¬ 
len nicht bereit, die einzige Alternative 
zu ermöglichen: Eine „Regierung des 
Wandels“ im Bündnis mit „Podemos“ 
und anderen linken Kräften. Es wäre 
nicht verwunderlich, wenn diese Wahl 
am Ende doch zu einer großen Koali¬ 
tion führt. 

Carmela Negrete 


ger arbeiten, und unsere eigenen Kin¬ 
der haben es dadurch schwerer, einen 
anständigen Job zu finden.“ 

Die Kämpfe gegen die Regierungs¬ 
politik drücken sich auch darin aus, 
dass die Regierungsparteien in Mei¬ 
nungsumfragen an Unterstützung ver¬ 
lieren. Die Partei der Arbeit (PTB-Pv- 
dA) kommt in Wallonien dagegen auf 
Umfrage werte von 13,5 Prozent - acht 
Prozent mehr als bei den Wahlen 2014, 
auch in Flandern käme sie auf rund 5 
Prozent. Die streikenden Kollegen „ha¬ 
ben gesehen, dass wir an ihrer Seite ste¬ 
hen und sie bei den Demos unterstüt¬ 
zen“, sagt Raoul Hedebouw, Sprecher 
und Parlamentsabgeordneter der PTB- 
PvdA. „Ich möchte aber unterstrei¬ 
chen: Es bedarf keiner PTB, um eine 
Radikalisierung der öffentlichen Mei¬ 
nung zu bewirken. Dafür reichen die 
Wirtschaftskrise und die Regierungs¬ 
maßnahmen zum Wohl der Reichsten.“ 
Die PTB-PvdA tritt in der Bewe¬ 
gung gegen die Spaltung des Landes in 
Wallonen und Flamen ein und für die 
Zusammenarbeit der christlich und so¬ 
zialdemokratisch orientierten Gewerk¬ 
schaften. Die Bewegung, die begonnen 
hatte, als am 24. Mai 80 000 Menschen 
in Brüssel demonstrierten, sei „der 
Beginn einer neuen Welle des sozia¬ 
len Widerstandes“, schätzt der PTB- 
PvdA-Vorsitzende Peter Mertens ein. 
Im Herbst wird der Protest weiterge¬ 
hen. Für den 29. September planen die 
verschiedenen Gewerkschaften eine 
gemeinsame Demonstration, für den 
7. Oktober einen Generalstreik. 

Christine Reinicke 

Unsere Autorin lebt im belgischen 
Liege und ist aktiv in der PTB-PvdA. 


Deutsche Schlappe 
bei der NATO 

Deutschland hat das Rennen um einen 
einflussreichen Spitzenposten bei der 
NATO verloren. Generalsekretär Jens 
Stoltenberg ernannte am Montag die 
US-amerikanische Staatssekretärin für 
Rüstungskontrolle und internationale Si¬ 
cherheit, Rose Gottemoeller, zu seiner 
künftigen Stellvertreterin. Der von der 
deutschen Bundesregierung vorgeschla¬ 
gene deutsche Spitzendiplomat Martin 
Erdmann zog den Kürzeren. 

Gottemoeller bringe langjährige Er¬ 
fahrungen in der internationalen Sicher¬ 
heitspolitik mit und sei eine Russland- 
Expertin, kommentierte Stoltenberg 
seine Wahl. Darüber hinaus sei es ein 
Meilenstein für die NATO, dass erstmals 
eine Frau den Posten des Vize-General- 
sekretärs besetze. 

Die 63 Jahre alte Gottemoeller, die 
fließend Russisch spricht, soll ihr neues 
Amt am 1. Oktober antreten. Dann wird 
der derzeitige stellvertretende General¬ 
sekretär Alexander Vershbow in den Ru¬ 
hestand gehen. 

Für die Bundesregierung ist die Ent¬ 
scheidung Stoltenbergs eine Schlappe. 
Nach Angaben aus NATO-Kreisen hat¬ 
te sich sogar Bundeskanzlerin Angela 
Merkel bei dem Norweger für die Er¬ 
nennung des deutschen Kandidaten 
stark gemacht. Erdmann ist derzeit 
BRD-Botschafter in der Türkei. Er ar¬ 
beitete zuvor 15 Jahre in der NATO- 
Zentrale in Brüssel - unter anderem als 
Ständiger Vertreter der Bundesrepublik 
und als beigeordneter NATO-General- 
sekretär. 

US-Drohne tötet Geiseln 

Die US-Armee hat ein Gefängnis der 
Taliban in der nordafghanischen Pro¬ 
vinz Kundus angegriffen. Ein Offizier 
der afghanischen Armee teilte mit, dass 
die US-Drohne auch Gefangene der Is¬ 
lamisten getötet habe. 

Waffen für den Schwarzmarkt 

Die CIA und Saudi-Arabien wollten 
Waffen an angeblich gemäßigte Rebel¬ 
len in Syrien liefern. Ein Teil der Lie¬ 
ferung landete auf dem Schwarzmarkt. 
Die „New York Times“ berichtete, dass 
Mitarbeiter des jordanischen Geheim¬ 
dienstes systematisch Waffen gestohlen 
hätten. 

Sanders for Wahlprogramm 

Die Demokratische Partei der USA hat 
sich auf einen Entwurf für ein Wahlpro¬ 
gramm geeinigt. Sie nahm einige For¬ 
derungen des Senators Bernie Sanders 
auf. Die Demokraten hoffen, auf diese 
Weise Sanders-Unterstützer dafür zu ge¬ 
winnen, die voraussichtliche Präsident¬ 
schaftskandidatin der Demokraten, Hil¬ 
lary Clinton, zu wählen. 

Clinton vorn 

Noch vor einem Monat lag Donald 
Trump in Umfragen für die Präsident¬ 
schaftswahl am 8. November zwei Pro¬ 
zentpunkte vor der ehemaligen Außen¬ 
ministerin Hillary Clinton. Inzwischen 
wächst das Unbehagen der Wähler über 
Trump. In der jüngsten Umfrage kam 
Trump auf 39, Clinton auf 51 Prozent. 

Das nächste Manöver 

Im Westen der Ukraine hat das alljähr¬ 
liche, von den USA geführte Militärma¬ 
növer „Rapid Trident“ (Schneller Drei¬ 
zack) begonnen. Bis zum 8. Juli üben 
rund 2 000 Soldaten aus 14 Staaten mit 
schwerer Kriegstechnik. Mit insgesamt 
400 Soldaten stellen die USA und Kana¬ 
da den größten Teil ausländischer Trup¬ 
penkontingente. Für die Ukraine näh¬ 
men vor allem kriegserprobte Soldaten 
aus dem Kriegsgebiet im Osten teil, teilte 
die Führung in Kiew mit. 

Parallel zum Manöver „Rapid Tri¬ 
dent“ absolvieren in Deutschland der¬ 
zeit ukrainische Fallschirmjäger auf ei¬ 
ner USA-Basis eine Ausbildung mit 
Humvee-Geländewagen. 

Ein Sprecher des US-Außenminis¬ 
teriums hatte vor Beginn des Manövers 
erklärt, dass die USA ihre Ausbildung 
für ukrainische „Sicherheitskräfte“ fort¬ 
setzen werden. Diese Ausbildung sei Teil 
eines langfristigen Kooperationspro¬ 
gramms. Die militärische Unterstützung 
der USA für die Ukraine erhöhe sich da¬ 
mit seit 2014 auf mehr als 244 Millionen 
US-Dollar. 



„Die Kollegen haben gesehen, dass wir an ihrer Seite stehen“: Peter Mertens 
(links) und Raoul Hedebouw bei einer Demonstration in Brüssel 


Neue Welle des Widerstands 

Belgische Regierung will Arbeitszeit verlängern, seit Mai wehren sich die Gewerkschaften 
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Armut 

in Deutschland 

Es handelt sich schlicht um Ausbeutung 

Immer mehr prekäre Beschäftigung, „Selbstständige“ mit zwei Euro Stundenlohn, 
Rentner, die sich aus Mülleimern ernähren, Flüchtlinge, die weniger als Sozial¬ 
hilfe bekommen oder die Auslieferungsfahrer, die keine Wohnung haben und in 
ihren Lieferautos schlafen, sind kaum noch zu übersehen. Den „Tafeln“ gelingt 
es immer weniger, die wachsende Kundschaft zu versorgen. Auf der anderen Sei¬ 
te grenzenloser - ja unverschämter - Reichtum. Man erinnert sich zwangsläufig 
an Bertolt Brechts Ausruf, der es so kurz auf den Punkt brachte: „Reicher Mann 
und armer Mann standen da und sah‘n sich an. Und der Arme sagte bleich: ,Wär‘ 
ich nicht arm, wärst du nicht reich. 4 “ Und die Politiker von CDU, CSU, SPD und 
Grünen sehen seit Jahren tatenlos zu, wie diese Gesellschaft auseinanderfliegt. 
Mit „Industrie 4.0“ und weiterer Digitalisierung dürften die Probleme noch grö¬ 
ßer werden. Es handelt sich schlichtweg um politisch geförderte Ausbeutung, die 
vor allem mit der „Agenda 2010“ begann. 

Medial dagegen halten 

Anlass genug zur Empörung für die kritischen Foto- und Video-Aktivisten von 
r-mediabase, sich mit diesem Thema auseinander zu setzen. Nach einigen Diskus¬ 
sionen war klar, dass keine reißerischen Bilder von auf der „Platte“ schlafenden 
Obdachlosen oder Armutsrentner an Mülleimern in Frage kamen. Der Respekt 
vor den Opfern dieser Ausgrenzungsgesellschaft gebot dies einfach. Walter Benja¬ 
min meinte bereits 1934, es sei „gelungen, selbst tiefste Armut auf eine modische, 
technisch perfekte Weise zu einem Gegenstand des Genusses zu machen“. Weder 
durch diese zweifelhafte Überhöhung noch durch zurückhaltende Fotografien 
wird aber die Erschütterung der bürgerlichen Sehnsuchtsbilderwelt gelingen und 
zum Nachdenken anregen. 

Hans-Dieter Hey 

r-mediabase auf dem UZ-Pressefest 

Mit einer Auswahl von 31 gerahmten Fotografien in der Größe 70 x 60 
cm wird die Fotografengruppe r-mediabase auf dem Kunstmarkt prä¬ 
sent sein und Rede und Antwort stehen. Aber auch eine Werkschau 
ihres Schaffens, eine Videoshow und verschiedene Postkarten werden 
sie zeigen. Sie wollen damit auch jungen Medienaktivisten anbieten, 
bei ihnen mitzumachen, um der herrschenden Bilderindustrie und 
dem Bildermainstream den Alleinanspruch streitig zu machen. Belie¬ 
bigkeitsfotografie, Freizeitfotografie und die Fotografie der Werbung 
sind ein gigantischer Selbstbetrug an Gegenwart und Realität, der die 
wirklichen Lebensgeschichten der Menschen ignoriert und ihre Bio¬ 
grafien auslöscht. Die Fotografen von r-mediabase wollen die Rückge¬ 
winnung des Politischen im Bild! 

Fotos von Marcus Richter, Kurt Feisel, Hubert Perschke, Jochen Vogler und Hans-Dieter Hey 
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Karikatur: Bernd Bücking 


Nicht stark, aber aktionsfähig 

Interview mit Patrik Köbele über den aktuellen Zustand der DKP 


Georg Fülberth zum Brexit 

Nicht viel passiert 


Frage: Am Vorabend des Pressefestes in 
Dortmund wirst du wahrscheinlich fest¬ 
stellen können, dass die DKP in der Lage 
ist, das größte linke Volksfest zu organi¬ 
sieren. Was kann diese Partei sonst noch? 
Was passiert danach? Was sind die unmit¬ 
telbar vor uns liegenden Aufgaben? 

Patrik Köbele: Im Leitantrag, den wir am 
vergangenen Parteitag beschlossen ha¬ 
ben, sprechen wir von der wachsenden 
Aggressivität des deutschen Imperialis¬ 
mus. Leider zeigt sich, dass wir Recht ha¬ 
ben. Schau dir an, wie sich Deutschland 
immer stärker in den Krieg in und gegen 
Syrien einmischt! Und Merkels und von 
der Leyens Hochrüstungspläne! Oder im 
Innern das sogenannte „Integrationsge¬ 
setz“ und die Verschärfung der Hartz- 
Gesetze. 

Mit dem Sofortprogramm haben wir 
eine Alternative vorgelegt. Dafür lohnt es 
zu kämpfen. Mit diesem Programm kön¬ 
nen wir in die Diskussion in den Gewerk¬ 
schaften und mit Bündnispartnern gehen. 

Frage: OK, Reden und Diskussionen ... 

Patrik Köbele: Wir reden nicht nur, wir 
handeln auch. Beispiele sind die Frie¬ 
densaktionen, regional z.B. in Stuttgart 
aber auch unser Beitrag zu den Aktions¬ 
wochen „Büchel atomwaffenfrei“. Vor 
zwei Wochen konnten wir in Gladbeck 
das Konzert von Grup Yorum durchset¬ 
zen. In vielen Städten sind Genossin¬ 
nen und Genossen im antifaschistischen 
Kampf aktiv und in der Solidaritätsarbeit 
mit den geflüchteten Opfern des Impe¬ 
rialismus. 

Frage: Ist die DKP nicht „nur organisa¬ 
torisch, sondern auch poltisch in einer 
Existenzkrise“? So heißt es im „Offenen 
Brief “ des „Netzwerkes kommunistische 
Politik“ an die Mitglieder der Partei. In¬ 
wieweit haben die Genossinnen und Ge¬ 
nossen in diesem Punkt Recht? 

Patrik Köbele: Stimmt, wir wären gern 
stärker. Ja, es gibt zu viele weiße Flecken, 
wo keine Strukturen der DKP existieren. 
Wir müssen stärker um die Verankerung 
unter Jugendlichen kämpfen. Gut, dass 
wir eine intensive Freundschaft mit der 
SDAJ haben. Wir müssen unsere Struk¬ 
turen vor allem auch im Osten unseres 
Landes entwickeln und wir müssen um 
die Stärkung unserer Verankerung in der 
Arbeiterbewegung ringen. Vieles ist un¬ 
genügend. 

Frage: Ist das etwas Neues? 

Patrik Köbele: Nein, leider gar nicht. Die 
Probleme sind nicht neu. Schon deshalb 
halte ich die Aussage von einer organi¬ 
satorischen und politischen „Existenz¬ 
krise“ für falsch. Sie schadet. Wer so ein 
Pressefest auf die Beine stellt, der steht 
nicht am Ende, auch nicht in einer Exis¬ 


tenzkrise, sondern der arbeitet an der 
Stärkung. Der ist handlungs- und akti¬ 
onsfähig. Das ist auch der Grund, warum 
die Partei - jedenfalls in ihrer deutlichen 
Mehrheit - die Bundestagswahlen nut¬ 
zen möchte, um „mehr Rot auf die Stra¬ 
ße“ zu bringen. 

Frage: Die „Netzwerker“ in der Partei 
behaupten, die DKP habe sich durch die 
Forderung nach Austritt der BRD aus der 
EU und den Beschluss zu einer eigenstän¬ 
digen Kandidatur bei der Bundestagswahl 
in ein bündnispolitisches Abseits gestellt. 
Wie stellst du dich dazu? 



Patrik Köbele: Das ist, mit Verlaub ge¬ 
sagt, Unsinn. Die vielen Freunde und 
Partner aus dem In- und Ausland auf un¬ 
serem Pressefest belegen das Gegenteil. 
Ich stelle fest, dass wir, die DKP, in den 
verschiedensten Bündnissen ein gefrag¬ 
ter Partner sind, inhaltlich und organisa¬ 
torisch. Es gibt bei Bündnispartnern auch 
abweichende Meinungen zu unseren Po¬ 
sitionen, das halte ich für normal. Es wäre 
sonderbar, wenn es anders wäre. 

Ich meine, dass die linke Bewegung 
insgesamt überlegen muss, wie eine linke 
Strategie gegen die unsoziale, aggressive 
und undemokratische EU gefunden wer¬ 
den kann. Das zeigt auch der Brexit. Wir 
dürfen doch die berechtigte Ablehnung 
der EU durch viele Menschen nicht den 
Rassisten und Nationalisten überlassen. 
Beim Pressefest begrüßen wir über 20 
Schwesterparteien und wir begrüßen die 
Europäische Linkspartei unter den Gäs¬ 
ten - das ist kein Zeichen von Isolation. 

Frage: Das „ Sofortprogramm “ der Partei? 
Ist es machbar? Mit welchen Bündnispart¬ 
nern kann es verwirklicht werden? Wie ge¬ 
winnen wir sie? 

Patrik Köbele: Es ist machbar, wenn eine 
Massenbewegung der Arbeitenden, der 
Arbeitslosen, der Ausgegrenzten, der Ge¬ 
flüchteten entsteht. Das erfordert das Zu¬ 
rückdrängen der vielfältigen Spaltungen 
des gegeneinander Ausspielens. Darauf 
sind die Forderungen angelegt. Mit den 
Finanzierungsüberlegungen nehmen wir 
die Profiteure von Krieg, Flucht und Ar¬ 


mut ins Visier. Die Forderungen lassen 
sich nur durchsetzen, wenn sie als Idee 
die Massen erfassen. Vor allem die Arbei¬ 
ter- und Gewerkschaftsbewegung. Hier 
werden wir nur gewinnen können, wenn 
wir uns selbst sagen „Ran an die Mas¬ 
sen“. Das genau wollen wir auch mit der 
Absicherung unserer Kandidatur zu den 
Bundestagswahlen angehen. Dafür müs¬ 
sen wir tausende von Unterschriften sam¬ 
meln, das heißt zehntausende Gespräche 
zu führen. 

Frage: Bitte erkläre uns noch einmal in 
kurzen Worten, was wir mit einer eigen¬ 
ständigen Kandidatur zu erreichen hoffen. 

Patrik Köbele: Das ist eigentlich simpel. 
Unsere Bündnispartner verstehen das 
auch sehr wohl: Es geht mit unserer Kan¬ 
didatur darum, die Diskussion nach links 
zu verschieben. Es handelt sich dabei um 
eine von der DKP organisierte Diskussi¬ 
onsoffensive mit ihrem Sofortprogramm. 
Die möglichst flächendeckende Kandida¬ 
tur der DKP mit Landeslisten ist das eine. 
Und wenn alles gut läuft, haben wir ein 
Stimmenergebnis, das zeigt, es gibt viel 
mehr Menschen als die DKP Mitglieder 
hat, die in diesem Land bewusst kommu¬ 
nistisch wählen und damit Linksdruck er¬ 
zeugen und verstärken. 

Frage: Und was muss geschehen, damit 
wir die öffentliche Diskussion von den 
Flüchtlingen und von den offenen oder 
geschlossenen Grenzen zur eigentlichen 
sozialen Frage verschieben können? 

Patrik Köbele: Wir müssen zeigen, dass 
die, die an Kriegen verdienen und damit 
Flucht auslösen, auch die sind, die ein In¬ 
teresse an Arbeitslosigkeit, an Leiharbeit, 
Werkverträgen und Hartz-IV-Gesetzen 
haben und dieses Interesse durchsetzen. 
Dass es dieselben sind, die Flüchtlinge 
benutzen, um die Konkurrenz auf dem 
Arbeits- und Wohnungsmarkt zu erhö¬ 
hen. Wir müssen zeigen, dass es dieselben 
sind, die den Rassismus fördern, die vom 
Rassismus profitieren, weil er die Gegen¬ 
wehr spaltet und schwächt. 

Frage: In der DKP gibt es Diskussion 
und heftigen Meinungsstreit - behindert 
das die Stärkung der DKP? 

Patrik Köbele: Aus meiner Sicht, nein. 
Wir sind eine diskussionsfreudige Partei, 
in der um die richtige Politik gerungen 
wird. Schwierig wird es erst dann, wenn 
das gemeinsame Handeln aufgegeben 
wird. Das behindert die Stärkung. Un¬ 
ser Pressefest wird zeigen, dass es auch 
anders geht. Hunderte Helferinnen und 
Helfer haben es unter schwierigen Bedin¬ 
gungen vorbereitet und führen es durch. 
Ihnen gebührt der große Dank nicht nur 
der Partei, sondern aller Besucher unse¬ 
res Pressefests. 

Das Gespräch führte Lucas Zeise 


Sozialökonomisch war die Brexit- 
Entscheidung ein Protest von Be¬ 
nachteiligten gegen eine Politik der 
Umverteilung von unten nach oben, 
die auch mit Hilfe der europäischen 
Institutionen exekutiert wurde. Kul¬ 
tur- und allgemeinpolitisch war sie 
Ausdruck von Fremdenhass. 



Arbeiter und Arbeitslose sehen 
keinen Anlass, den Bedingungen zu¬ 
zustimmen, unter denen sie in der so¬ 
zialen Pyramide unten stehen. Stell¬ 
vertretend für diese machen sie die 
EU verantwortlich. 

Haben sie Recht damit? 

Umverteilung von unten nach 
oben findet seit vier Jahrzehnten 
weltweit statt, inner- und außerhalb 
der EU. Das Kapital hat nicht nur die 
internationalen, sondern auch die na¬ 
tionalen Institutionen fest im Griff. Es 
kann sich ihrer fast nach Belieben be¬ 
dienen. 

Wer keine Chance sieht, dies zu 
ändern, verfällt in Resignation. Die¬ 
se kann verschiedene Formen anneh¬ 
men. Eine aggressive Variante besteht 
darin, sich nicht gegen die Ursache ei¬ 
ner Misere zu wenden, sondern gegen 


Der Mindestlohn in Deutschland 
steigt von 8,50 Euro pro Stunde um 
34 Cent auf 8,84 Euro. Die dafür ver¬ 
antwortliche Mindestlohnkommission 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
hat das am Dienstag beschlossen. Sie 
orientierte sich dabei an der Steige¬ 
rung des durchschnittlichen tariflichen 
Stundenlohns seit 2014, die 3,2 Pro¬ 
zent beträgt. Alle Tarifabschlüsse, die 
vom 1. Januar 2015 bis zum 30. Juni 
2016 wirksam werden, fließen in die¬ 
sen statistischen Tarifindex ein. Nicht 
berücksichtigt wäre dann allerdings 
der Tarifabschluss in der Metallin¬ 
dustrie, der erst ab dem 1. Juli gilt. In 
der jetzigen Erhöhung schlägt das bei 
der Lohnuntergrenze mit 7 Cent pro 
Stunde zu Buche. Die Arbeit„geber“- 
Vertreter haben wie die Berserker ge¬ 
kämpft, um die Erhöhung in der Me¬ 
tallindustrie nicht vollständig einzube¬ 
ziehen müssen: Das wären dann noch 
einmal drei Cent pro Stunde gewesen 
und hätte, so einem nicht die Lust zum 
Frozzeln vergangen wäre, den Hinweis 
herauslocken können, dass das Kapi¬ 
tal noch mal heldenhaft die Zukunft 
des Wirtschaftsstandorts Deutschland 
verteidigt hat. 

Ein Auskommen mit diesem nun 
beschlossenen Mindestlohn ist für 
ihre Empfänger eine Meisterleistung. 
Denn für einen Familienvorstand mit 
Kind kommt bei dem vereinbarten 
Mindestlohn ein Netto-Monatsein- 
kommen von 1 237 Euro heraus, bei 
einem oder einer Alleinstehenden 
sind das 1 122 Euro. 


einen Nebenumstand. Das ist gegen¬ 
wärtig die Zuwanderung. Sie hat den¬ 
selben Grund wie der Abstieg eines 
Teils der Mittel- und die Chancenlo- 
sigkeit der Unterschicht: weltweit zu¬ 
nehmende Ungleichheit. Wenn Men¬ 
schen aus den armen und durch Krie¬ 
ge zerrütteten Regionen der Welt in 
die Zentren kommen, wird der An¬ 
teil derer, die dort schon unten sind, 
an dem, was es gerade noch für sie zu 
verteilen gibt, tatsächlich kleiner. 

Was hat das mit Europa zu tun? 

Nichts. Diejenigen Brexit-Befür- 
worter in Großbritannien, die bisher 
benachteiligt waren, werden durch 
die Entscheidung vom 23. Juni nicht 
besser gestellt. Aber auch von einem 
Verbleib in der EU hätten sie nichts 
gewonnen. 

Für die ökonomischen Eliten gilt 
das Gleiche, allerdings mit umgekehr¬ 
tem Vorzeichen. Sie und ihr politi¬ 
sches Personal zeigen sich jetzt ent¬ 
setzt. Aber das wird sich geben. Die 
Ausführungsbestimmungen des bri¬ 
tischen Ausstiegs werden so verhan¬ 
delt werden, dass am bisherigen Ver¬ 
teilungsverhältnis von Arm und Reich 
sich nichts ändert, von den Eigen¬ 
tumsverhältnissen ganz zu schweigen. 

Auch von einem etwaigen völli¬ 
gen Zerfall der EU hätten die Eli¬ 
ten nichts zu fürchten. Die Umstel¬ 
lung von einem internationalen Me¬ 
chanismus der Ausbeutung zu vielen 
nationalen mag das verursachen, was 
Betriebswirte „Transaktionskosten“ 
nennen. Es würde die nationalen 
Verteilungskämpfe verschärfen. Ent¬ 
scheidend wäre auch dann das Kräf¬ 
teverhältnis zwischen Kapital und Ar¬ 
beit. Noch ist es eindeutig. 


Dieses Lohnniveau als Perspekti¬ 
ve für Jahrzehnte? Und am Ende der 
Lebensarbeit stünde dann nach 45 
Jahren Vollzeitarbeit eine Rente in 
Höhe von etwa 534 Euro. Das lässt 
sich alles mit dem „Gehaltsrechner“ 
und einem Taschenrechner nachkon¬ 
trollieren. 



„Altersarmut und Arm trotz Ar¬ 
beit - das muss aufhören!“ Diese 
Forderung stellt die DKP in ihrem 
Sofortprogramm auf. Weiter heißt 
es dort: „Wir fordern das Verbot von 
Leiharbeit und Werkverträgen, einen 
Mindestlohn von sofort 12 Euro, die 
Abschaffung der zeitlichen Begren¬ 
zung des Arbeitslosengelds (ALG 1), 
die sofortige Erhöhung des Rentenni¬ 
veaus auf 53 Prozent und die Abschaf¬ 
fung des Hartz-Systems.“ 


Spenden für das UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP 

bitte auf folgendes Konto des DKP-Parteivorstands 
bei der GLS-Bank überweisen: 

IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01 

BIC: GENODEAAiGLS 


Werner Sarbok zur Erhöhung des Mindestlohnes 

Das reicht bei weitem nicht! 















































10 Freitag, 1. Juli 2016 


Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


„Lenin ist alles andere als ein toter Hund 

Zur kritischen Neuausgabe von Lenins Werk „Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus“ 


UZ: Zusammen mit Wladislaw Hede- 
ler haben Sie eine kritische Neuausga¬ 
be von Lenins berühmter Analyse „Der 
Imperialismus als höchstes Stadium des 
Kapitalismus“ veröffentlicht. Was waren 
Ihre Beweggründe für diese Arbeit? 

Volker Külow: Vor einem Jahr schlugen 
wir dem Verlag 8. Mai, der die Rechte 
an den Lenin-Werken besitzt, vor, die¬ 
ses Werk anlässlich des 100. Jahresta¬ 
ges der Fertigstellung des Manuskripts 
neu herauszugeben und damit Impulse 
für eine neue, moderne Lenin-Lektüre 
zu geben. Was ursprünglich wie editi¬ 
onswissenschaftliche Routine aussah, 
die in wenigen Wochen erledigt wer¬ 
den kann, wuchs sich aber sehr rasch 
zu einem fast kriminalistischen For¬ 
schungsprozess aus, der sich fast zwölf 
Monate hinzog. In den Archiven und 
Bibliotheken von Amsterdam, Moskau 
und Zürich - hier schrieb der Autor im 
ersten Halbjahr 1916 sein Buch - fan¬ 
den wir viel mehr bislang unbeachtetes 
bzw. unbekanntes Material, als wir uns 
ursprünglich vorstellen konnten. 

UZ: Können Sie den Neuigkeitswert 
dieser Edition gerade für die Leserin¬ 
nen und Leser, die das Werk schon ken¬ 
nen, bitte etwas genauer beschreiben ... 

Volker Külow: Da müssen mehrere 
Aspekte genannt werden. Auf der Ba¬ 
sis moderner Editionsprinzipien prä¬ 
sentieren wir eine Reihe neuer For¬ 
schungsergebnisse. Erstmals wird die 
Geschichte der Entstehung und Ver- 



Dr. Volker Külow ist Historiker und 
Publizist aus Leipzig. Er ist freiberuf¬ 
licher Berater für Kommunikation 
und war Mitglied des Sächsischen 
Landtages für die Partei „Die Linke“ 


öffentlichung des Werkes sowie der 
Personenkreis, mit dem Lenin in Ver¬ 
bindung stand, auf einer gesicherten 
Quellenbasis umfassend und jenseits 
parteipolitischer Instrumentalisierung 
dargestellt. Wir zeigen z.B., wie Lenin 
durch Nikolai Bucharin, David Rjasa- 
now und Georgi Sinowjew, die ja nach 
ihrer Ermordung durch Stalin in der 
Sowjetunion jahrzehntelang als Unper¬ 
sonen behandelt wurden, angeregt und 
unterstützt wur¬ 
den. Übrigens 
wurden auch 
viele Editoren 
der Lenin-Aus¬ 
gaben der 20er 
und 30er Jah¬ 
re im Zuge des 
„Großen Terrors“ 

1936 bis 1938 um¬ 
gebracht. An ihr 
tragisches Schick¬ 
sal wollen wir mit 
unserem Buch auch 
erinnern. 

Außerdem wird 
„en detail“ doku¬ 
mentiert, welche 
Quellen und welche 
Literatur Lenin für 
seine Untersuchung 
ausgewertet hat. Da¬ 
bei werden auch Le¬ 
nins 21 „Hefte zum Im¬ 
perialismus“ einbezogen 
und deren Entstehungs¬ 
prozess wird erstmals 
zeitlich und inhaltlich 
genau rekonstruiert. Auf 
dieser fundierten Mate¬ 
rialgrundlage werden die 
innere Logik und die the¬ 
matische Bandbreite von 
Lenins Forschungsprozess 
zeichnet. 


die in den Annalen der Wissenschafts¬ 
geschichte nur wenig Spuren hinter¬ 
lassen haben und deren Originalität 
heute bestenfalls noch Spezialisten zu 
schätzen wissen. Auf ihre kritische Re¬ 
zeption unserer Überlegungen sind wir 
selbstverständlich sehr gespannt. Um 
die Einbettung des Werkes in den im¬ 
perialismustheoretischen Diskurs am 
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UZ: Können Sie die neu gewonnenen 
Einsichten zu Lenins Forschungspro¬ 
zess noch etwas präzisieren? 

Volker Külow: Wie sich zeigt, hatte er 
eine enzyklopädische Perspektive und 
war darauf aus, die ökonomischen, po¬ 
litischen und geistig-ideologischen As¬ 
pekte des zeitgenössischen Imperialis¬ 
mus in ihrer Totalität zu erfassen. 

Lenin rezipierte dazu Veröffentli¬ 
chungen renommierter Autoren und 
bekannter Gelehrter, aber auch Pub¬ 
likationen akademischer Außenseiter, 


Vorabend des Ersten Weltkrieges zu 
erleichtern, werden darüber hinaus 
weitere Texte Lenins aus den Jahren 
1915/1916 und das berühmte Manifest, 
das der Internationale Sozialisten¬ 
kongress in Basel 1912 verabschiede¬ 
te hatte, im vorliegenden Buch veröf¬ 
fentlicht. 

UZ: Welche Erkenntnisse konnten 
durch dieses Herangehen gewonnen 
werden? 

Volker Külow: Der Politiker Lenin 
knüpfte, oftmals viel stärker als bis¬ 


lang rezipiert, an die gewonnenen Er¬ 
kenntnisse in der imperialismustheo¬ 
retischen Debatte der II. Internationa¬ 
le an. Das schmälert keineswegs seine 
Verdienste, aber es ist wichtig, auch an 
andere, mitunter zu Unrecht verges¬ 
sene Theoretiker zu erinnern, die sich 
mit diesem Thema gründlich beschäf¬ 
tigt haben: ich nenne stellvertretend 
für viele andere hier nur Otto Bauer, 
Herman Gorter, Alexander Helphand, 
Julian Marchlewski und Anton Panne- 
koek sowie natürlich Rosa Luxemburg 
nicht zu vergessen. 

UZ: Wie konnte die enorme Material¬ 
fülle im vorliegenden Buch überhaupt 
verarbeitet werden? 

Volker Külow: Für die Erläuterung und 
Kommentierung der Leninschen 
Texte haben wir ei¬ 
nen zwei¬ 
gliedrigen 
Fußnotenap¬ 
parat entwi¬ 
ckelt. Dabei 
handelt es sich 
zunächst um 
Lenins Quellen- 
und Literaturver¬ 
weise. Im Fußno¬ 
tenapparat der He¬ 
rausgeber werden 
Mängel in der Text¬ 
darbietung bisheriger 
Editionen beseitigt 
und vor allem diejeni¬ 
gen Textpassagen prä¬ 
sentiert, welche Lenin 
direkt aus seinen „Hef¬ 
ten zum Imperialismus“ 
in seine Studie übernahm. 
Auf die rund 100 Seiten 
umfassende Darstellung 
der Entstehung und Über¬ 
lieferung des Werkes folgt 
eine ausführliche Erläuterung zu den 
editorischen Hinweisen. Fünf Verzeich¬ 
nisse erleichtern die Texterschließung. 

UZ: Erfährt man auch etwas über die 
persönlichen Lebensumstände des Au¬ 
tors in jener Zeit? 

Volker Külow: Selbstverständlich. Auch 
dazu gibt es viele spannende neue Fak¬ 
ten, wenn ich allein an die akribische 
Recherche zur Nutzung der Bibliothe¬ 
ken in Zürich durch Lenin denke. Und 
noch etwas Bemerkenswertes: Wäh¬ 


U 


rend Hugo Ball und seine Freunde im 
Züricher „Cabaret Voltaire“ im Februar 
1916 den Dadaismus aus der Taufe ho¬ 
ben, formulierte Lenin im spartanisch 
möblierten Zimmer eines Nebenhau¬ 
ses dieses wirkungsmächtige Werk. Der 
Abbildungsteil mit insgesamt 60 Illus¬ 
trationen - viele davon werden zum ers¬ 
ten Mal veröffentlicht - bietet diesbe¬ 
züglich viel interessantes Material. 

UZ: Wie aktuell ist nach Ihrer Auffas¬ 
sung trotz zeitbedingter Irrtümer Le¬ 
nins Imperialismusanalyse für unsere 
Gegenwart? 

Volker Külow: Die erneute Lektü¬ 
re dieser Schrift - nunmehr historisch 
und editionswissenschaftlich neu ein¬ 
gebettet - beweist, dass Lenin alles an¬ 
dere als ein toter Hund ist. Man kann 
und muss ihn jedoch stärker gegen den 
Strich lesen und im Kontext der moder¬ 
nen Globalisierungsdebatten neu inter¬ 
pretieren. Mit der vorliegenden Studi¬ 
enausgabe ist dafür eine solide Grund¬ 
lage geschaffen. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 

Wladimir lljitsch Lenin:„Der Imperialis¬ 
mus als höchstes Stadium des Kapitalis¬ 
mus“ . Kritische Neuausgabe mit Essays 
von Dietmar Dath und Christoph Türcke, 
herausgegeben von Wladislaw Hedeler 
und Volker Külow. Umfang ca. 420 S., 
mit zahlr. Illustrationen, geb., Faden- 
heftung,Verlag 8. Mai,2016,24,90 Euro 

Siehe auch die Rezension in der UZ vom 
17. Juni (Vorabdruck aus den Marxisti¬ 
schen Blättern) 


Buchvorstellung: 

Samstag, 2. Juli, um 12 Uhr 
(mit Volker Külow, Dietmar 
Dath, Patrik Köbele und Ste¬ 
fan Huth),jW-Zelt auf dem 
UZ-Pressefest 



Krise - über das gewohnte Auf und Ab hinaus ... 

Das Schwerpunktthema der neuen Marxistischen Blätter 4_2 016 


Die Krise des Kapitalismus geht weit 
über das gewohnte zyklische Auf 
und Ab hinaus. Das Gefühl und die 
Einsicht, dass es so wie bisher nicht 
weitergehen kann, wächst. In der 
Krisen-Diagnose gibt es große Über¬ 
einstimmungen, egal unter welcher 
Überschrift sie zusammengefasst 
wird. Auch die in diesem Schwer¬ 
punktheft veröffentlichten Beiträge 
von Wolfram Elsner, Andreas Fisahn 
und Paul Mason sind - bei aller Un¬ 
terschiedlichkeit - ein beeindrucken¬ 
der Beleg für solche Übereinstim¬ 
mungen. 

Wolfram Elsner konstatiert eine 
„vieldimensionale (ökonomische, so¬ 
ziale, politische, sozialpsychologische, 
und sowieso: ökologische) Dauerkri¬ 
se“, eine „umfassende Systemkrise, 
aus der der Spekulationskapitalismus 
nicht mehr herauskommen kann... 
und in der die Zeit allmählich gekom¬ 
men zu sein scheint... das politische 
Grundregime zugunsten eines auto¬ 
ritären, nationalistischen und chau¬ 
vinistischen Post-Liberalismus und 
Post-Parlamentarismus zu wechseln“. 
Andreas Fisahn zeigt u. a. konkret auf 
europäischer Ebene wie - als Teil die¬ 
ser Systemkrise und gleichzeitig kri¬ 
senverschärfend - die Demokratie 


immer weiter „entkernt“ wird. Und 
der britische Journalist und „radika¬ 
le Sozialdemokrat“ Paul Mason, der 
sein aktuelles Opus Magnum „Post¬ 
kapitalismus“ auch als „umfassende 
Kritik des Bolschewismus“ verstan¬ 
den wissen will, liegt trotz aller be¬ 
rechtigten, marxistischen Kritik an 
seinen „Grundrissen einer zukünf¬ 
tigen Ökonomie“ zumindest mit sei¬ 
ner Beschreibung des kapitalistischen 
Systems, „das an die Grenzen seiner 
Anpassungsfähigkeit gestoßen ist“, in¬ 
haltlich recht nahe bei den „Bolsche¬ 
wisten“. 

Vor diesem Hintergrund stellten 
das Marx-Engels-Zentrum Berlin 
(MEZ) in Kooperation mit der Marx- 
Engels-Stiftung Wuppertal auf einer 
Tagung Ende April 2016 die Frage, 
ob man heute noch bzw. wieder von 
einer „Allgemeinen Krise des Kapi¬ 
talismus“ sprechen könne. „Dass die 
Theorie der Allgemeinen Krise des 
Kapitalismus 4 heute fast gänzlich ver¬ 
gessen, ja sogar diskreditiert ist, liegt 
vor allem darin begründet, dass sie 
auch starke Elemente sozialistischer 
Siegeseuphorie enthielt, die uns heu¬ 
te fremd und wirklichkeitsfern er¬ 
scheinen müssen“, so Andreas Wehr 
in seiner Einleitung der Tagung. „Man 


sollte sich dennoch heute wieder mit 
ihr beschäftigen, da sie nicht auf diese 
überkommene Sichtweise reduziert 
werden kann. Es geht vielmehr dar¬ 
um, sich der in dieser Theorie vorhan¬ 
denen gültigen Erklärungsmuster zu 
erinnern und sie für die theoretische 
Arbeit fruchtbar zu machen“ 

Um in diese Debatte einzusteigen, 
dokumentieren die Marxistischen 
Blätter auch zwei Tagungsbeiträge: 
Der marxistische Ökonom Thomas 
Kuczynski betont den „realhistori¬ 
schen Kontext des Begriffs“ und be¬ 
gründet Zweifel „gegenüber Versu¬ 
chen, nach dem Zusammenbruch des 
sozialistischen Weltsystems die Theo¬ 
rie der allgemeinen Krise erneut bzw. 
weiterhin als Instrument der Analyse 
des gegenwärtigen Kapitalismus zu 
gebrauchen“. 

Der marxistische Philosoph Wolf- 
Dieter Gudopp-von Behm hingegen 
meint: der Kapitalismus „auf der Kip¬ 
pe“ zwischen Selbst-Anpassung oder 
Fortschreiten zu seinem Gegensatz - 
das ist die Allgemeine Krise. „Impe¬ 
rialismus und Allgemeine Krise des 
Kapitalismus wären demnach Ein- 
und-das-Selbe.“ Also Stoff genug für 
eine streitbar-konstruktive Debatte, 
an deren Ende sich die Brechtsche 


Frage aus „Der Zweifler“ stellt: „Wie 
handelt man, wenn man euch glaubt, 

Anzeige 


was ihr sagt?“ (Und das am besten ge¬ 
meinsam.) LoC 


Finanzkrise! Systemkrise! 
Allgemeine Krise 
des Kapitalismus? 

Mit Beiträgen von Wolfram Elsner: Finanzkrise, Sys¬ 
temkrise - und welches Ende der Geschichte? ☆ And¬ 
reas Fisahn: Krise der Demokratie - Demokratie in der 
Krise ☆ Paul Mason (GB): »Der Kapitalismus ist ein 
komplexes, anpassungsfähiges System, das jedoch an 
die Grenzen seiner Anpassungsfähigkeit gestoßen ist.« 
☆ Thomas Kuczynski: Eugen Vargas Begriff »allge¬ 
meine Krise des Kapitalismus« ☆ Wolf-Dieter Gudopp 
von Behm: Überlegungen zum Charakter der Allgemei¬ 
nen Krise des Kapitalismus 

Weitere Themen: Die SED-Grün düng in heutiger 
Sicht, Günter Benser | Revolutionsstrategien der 
schlesischen Demokraten 1848/49, Walter Schmidt 
| Beccarias Beitrag zur Zivilisierung des europäi¬ 
schen Rechtswesens, Hans-Otto Dill | Zur Bedeutung 
der portugiesischen Verfassung, Jeronimo de Sousa 
(PCP) | Aktuelles: Türkei, Murat Cakir; Frankreich, 
Georg Polikeit; Bewegung gegen TTIP, Jürgen Maier; 
Österreich, Anne Rieger; US-Wahlen, Ed Grystar; Par¬ 
teitag in Cuba, Günter Pohl 
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Über deutsche Austerität 

Die brutaistmögliche Wirtschaftspolitik hat Tradition und dominiert nun EU-Europa • Von Lucas Zeise 


D ie Leistungsbilanz Deutschlands 
hat 2015 mit dem höchsten je 
erreichten Überschuss abge¬ 
schlossen. Mit 250 Mrd. Euro machte 
der Überschuss mehr als 8 Prozent am 
deutschen Bruttoinlandsprodukt aus. 
Man könnte meinen, dass solche Er¬ 
folge von der Regierung in Berlin und 
der sie freundlich begleitenden Pres¬ 
se bejubelt werden. Nichts davon. Das 
Statistikamt unterschlägt fast den Re¬ 
kordwert, obwohl er doch überdeutlich 
den Erfolg der merkantilistischen Wirt¬ 
schaftspolitik und die viel beschworene 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft unterstreicht. Finanzminis¬ 
ter Wolfgang Schäuble spielt das Da¬ 
tum herunter, so gut es geht. Denn in 
anderen Ländern kommt der Über¬ 
schuss nicht gut an, bedeutet er doch 
bei ihnen entsprechende Defizite. Au¬ 
ßerdem hieße das Feiern des Erfolges, 
dass Bürger - Kapitalisten und Lohnar¬ 
beiter - bei den gemeinsamen Anstren¬ 
gungen nachlassen könnten. 

Spätestens seit dem EU-Vertrag 
von Maastricht 1992, als die Währungs¬ 
union beschlossen wurde, ist die deut¬ 
sche Austeritätspolitik nicht mehr nur 
die Marotte eines Landes, sondern die 
dominierende Politik in EU-Europa. 
Der Vertrag von Maastricht wurde nach 
deutschen Austeritätsvorstellungen ge¬ 
schrieben, die Politik der Europäischen 
Zentralbank (EZB) auf deutsch-rigo¬ 
rose Anti-Inflationspolitik festgelegt 
und die Euro-Staatsschuldenkrise als 
Zwangsmaßnahme des Finanzmark¬ 
tes gegenüber der Politik der Euro- 
Staaten erdacht. In der Euro-Krise hat 
sich Deutschland von dem lediglich 
bevölkerungsreichsten und wirtschaft¬ 
lich stärksten Staat in der EU zur al¬ 
les entscheidenden Gläubigernation 
entwickelt. Während Angela Merkels 
Vorgänger als Bundeskanzler noch ver¬ 
handeln und gelegentlich auch richti¬ 
ge Geldsummen einsetzen mussten, um 
EU-Beschlüsse nach deutschem Gusto 
herbeizuführen, sind Merkel und ihr Fi¬ 
nanzminister Wolfgang Schäuble heute 
in der Lage, in entscheidenden Fragen 
den Partnern ihren Willen aufzudrü¬ 
cken. Die brutalen Diktate gegenüber 
Griechenland, Portugal, Zypern, Irland 
und Spanien sind im Prinzip in Berlin 
ersonnen worden. Dass sie so brutal 
durchgesetzt worden sind, ist das Werk 
der deutschen Regierung. 

Deutsche Austerität ist nichts Be¬ 
sonderes. Austerität ist überall die glei¬ 
che restriktive Wirtschaftspolitik. Was 
deutsche Regierungen und die hinter 
ihnen stehende deutsche Kapitalisten¬ 
klasse auszeichnet, ist die Rigorosität, 
mit der diese Politik über Jahrzehnte 
hinweg betrieben wurde. Man verglei¬ 
che etwa die Politik der noch amtieren¬ 
den Regierung David Cameron in Bri¬ 
tannien. Sie präsentiert sich als harte 
Sparregierung, macht aber - soweit das 
von außen erkennbar ist - an einigen 
Stellen wichtige Ausnahmen. So ist sie 
sehr darauf bedacht, den Immobilien- 
Boom im Land nicht zu unterbrechen. 
Er sorgt dafür, dass der Konsum eini¬ 
germaßen wächst und damit das Wirt¬ 
schaftswachstum höher hält als anders¬ 
wo. Diese Politik ist wenig geeignet, ei¬ 
nen Überschuss in der Leistungs- oder 
gar der Handelsbilanz zu generieren. 
Das ist auch nicht die Absicht, und ge¬ 
nau das unterscheidet die neoliberale 
und reaktionäre Sparpolitik der briti¬ 
schen Tories (und anderer Regierungs¬ 
parteien) von der der deutschen nicht 
minder reaktionären und neoliberalen 
Wirtschaftspolitik. 

Bundesbank noch vor Thatcher 

Die Austeritätspolitik ist in Deutsch¬ 
land mindestens so alt wie die Politik 
des Neoliberalismus. Sie wird spätes¬ 
tens mit dem Amtsantritt von Ronald 
Reagan als Präsident der Vereinigten 
Staaten Anfang 1981 zur herrschenden 
Wirtschaftspolitik im führenden Land 
und damit auch schlechthin im Kapi¬ 
talismus. Vorausgegangen war 1979 die 
Wahl Margaret Thatchers zur Premier¬ 
ministerin in Großbritannien. Ebenfalls 
1979 wurde, noch unter Reagans Vor¬ 
gänger James Carter, Paul Volcker an 


die Spitze der US-Notenbank berufen, 
der umgehend mit restriktiver Geld¬ 
politik den Weg in eine tiefe Rezessi¬ 
on einleitete. Noch früher ist erstaunli¬ 
cherweise der Schwenk der Deutschen 
Bundesbank zum Monetarismus, die 
am 5. Dezember 1974 ein sogenanntes 
Geldmengenziel verkündete. 

Nachdem im März 1973 die festen 
Wechselkurse zwischen den Währun¬ 
gen der kapitalistischen Staaten auf¬ 
gegeben worden waren, sah sich die 
Deutsche Bundesbank - „endlich“, 
wie sie vermerkte - in der Lage, eine 
eigene Geldpolitik zu verfolgen. Diese 
Geldpolitik bestand - ein halbes Jahr¬ 
zehnt vor Volcker - darin, die Zinsen 


hochzuziehen, um den, wie sie urteilte, 
Übermut der Gewerkschaften zu bre¬ 
chen. Um ihr Handeln zu rechtfertigen, 
führte die Bundesbank Ende 1974 die 
sogenannte „Geldmengensteuerung“ 
ein, wobei sie sich auf den Monetaris¬ 
mus des Neoliberalen Milton Friedman 
berief. Die Bundesbank war damals die 
einzige Notenbank, die gesetzlich unab¬ 
hängig von Weisungen von Regierung 
und Parlament war. Sie war damit in 
der Lage, als erste den Gewerkschaften 
in Deutschland einen neoliberalen Re¬ 
zessionsschock zu verabreichen. Noch 
heute rühmen die neoliberal getrimm¬ 
ten Notenbanker der Welt die frühen 
Erfolge der Bundesbank bei der Be¬ 
kämpfung der Inflation. Die Macht der 
Notenbank, notfalls auch gegen den er¬ 
klärten Willen der Regierung eine ar¬ 
beitnehmerfeindliche Geld- und Wirt¬ 
schaftspolitik durchzusetzen, ist damit 
von Anfang ein viel gerühmtes Eckda¬ 
tum deutscher Austeritätspolitik. 
Leider muss auch zugegeben werden, 
dass die spezifisch deutsche neolibe¬ 
rale Austeritätspolitik im Zusammen¬ 
hang des Wettbewerbs imperialisti¬ 
scher Nationen Erfolge vorzuweisen 
hat. Die Vormachtstellung der D- 
Mark, ihre Tendenz zur Aufwertung 
und die deshalb vorzüglichen Finan¬ 
zierungsbedingungen für die deut¬ 
schen Kapitalisten waren die Grund¬ 
lage, auf der die heutige Machtposi¬ 
tion Deutschlands fußt. Besonders 
ärgerlich ist, dass große Teile der ar¬ 
beitenden Bevölkerung den Kurs 
der Austerität deshalb als notwendig 
und zu ihrem eigenen Vorteil billigen. 
Die großen Industriegewerkschaften 
IG Metall und IG Bergbau, Chemie, 
Energie sind darauf bedacht, die Lohn¬ 
steigerungen unter dem Fortschritt der 
Arbeitsproduktivität zu halten, um so 
den Spielraum der deutschen Kon¬ 
zerne gegenüber der ausländischen 
Konkurrenz zu erhöhen. Sie haben es 
außerdem hingenommen, dass die so¬ 
zialdemokratisch geführte Bundesre¬ 
gierung unter Kanzler Gerhard Schrö¬ 
der in den Jahren 2002 bis 2005 das 
vormals ziemlich gut funktionieren¬ 
de Rentensystem und das System der 


Arbeitslosenabsicherung abgebaut hat 
sowie einen Niedriglohnsektor und ein 
Leiharbeitssystem geschaffen hat, das 
in der Summe die Löhne massiv un¬ 
ter Druck gebracht hat. Das Resultat 
war eine noch stärkere Überlegenheit 
deutscher Exportunternehmen im 
Vergleich zu ihrer ausländischen Kon¬ 
kurrenz. Kapital und Regierung und 
ihre Propagandisten in Wissenschaft 
und Presse werden nicht müde zu be¬ 
haupten, dass die Arbeitslosigkeit in 
Deutschland seit den „Schröder-Re¬ 
formen“ deutlich gesunken ist und 
dass die ökonomische Lage Deutsch¬ 
lands, verglichen mit anderen europä¬ 
ischen Ländern, komfortabel ist. 


Rechtspopulistische 
schwäbische Hausfrau 

Das ideologische Standbein der Auste¬ 
ritätspolitik ist aber weniger der Mer¬ 
kantilismus als die Solidität der Staats¬ 
finanzen. Hier wird Austerität wirklich 
populär. Vermutlich ist das in Deutsch¬ 
land nicht anders als anderswo. Wenn 
Angela Merkel sich die „schwäbische 
Hausfrau“ als Modellfigur aussucht, 
die nie mehr ausgibt, als was sie schon 
hat, nämlich „gespart“ hat, ist das pure 
Demagogie. Man könnte auch sagen, 
der reine Rechtspopulismus. Es wird so 
getan, als sei Verschuldung an sich ein 
Übel. Spezifischer deutsch ist vermut¬ 
lich die erfolgreiche Zurückdrängung 
des Keynesianismus. Die steigende 
Staatsverschuldung seit den 60er Jah¬ 
ren des vorigen Jahrhunderts wurde 
ihm erfolgreich angelastet, obwohl die 
Versuche, antizyklische Haushaltspoli¬ 
tik zu betreiben, unter Kanzler Helmut 
Schmidt (1973-1982) immer zaghaft 
geblieben waren. Schon als Denkfigur 
ist expansive Fiskalpolitik in Deutsch¬ 
land aus der politischen Diskussion 
verbannt. Die Sozialdemokraten sind 
voll auf konservativer Linie. Bei der 
Verankerung der so genannten „Schul¬ 
denbremse“ im Grundgesetz, die allen 
Gebietskörperschaften und ihren Par¬ 
lamenten enge Verschuldungsgrenzen 
vorschreibt, taten sie sich sogar beson¬ 
ders hervor. Die Verfassungsänderung 
fand absurderweise zur gleichen Zeit 
statt, als Bundestag und Bundesrat 
auch die größte jemals verabschiedete 
Zuwendung von 480 Mrd. Euro (ent¬ 
sprechend dem Anderthalbfachen ei¬ 
nes Bundeshaushalts) an die deutschen 
Banken beschloss. 

Die Finanzkrise von 2007 und die 
anschließende Weltrezession ließ die 
Verschuldung der Staatsfinanzen über¬ 
all kräftig nach oben schnellen. Die 
deutsche Staatsverschuldung stieg in 
zwei Jahren von knapp über 60 Pro¬ 
zent am Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
auf über 80 Prozent. Die auf Betreiben 
Deutschlands in die Euro-Verträge auf¬ 
genommene Regel, die Verschuldung 
dürfe 60 Prozent am BIP nicht über¬ 
treffen, wurde von den Tatsachen ein¬ 


fach nicht beachtet. Auch vorher waren 
solche kleinen Widersprüchlichkeiten 
zwischen Vertrag und Wirklichkeit den 
Politikern herzlich egal. Sie nutzten die 
so genannten Maastricht-Kriterien, wie 
es ihnen gerade in den Kram passte. 

Als Georgios Papandreou im Früh¬ 
herbst 2009 die Wahlen in Griechen¬ 
land für seine Pasok-Partei gewonnen 
hatte und anlässlich eines im Wahl¬ 
kampf angekündigten „Kassensturzes“ 
bekanntmachte, dass die Verschuldung 
Griechenlands schon jahrelang höher 
als offiziell verkündet war, passte es 
plötzlich vielen in den Kram, „Skan¬ 
dal“ zu rufen. In Wirklichkeit wussten 
Politiker in Griechenland und in der 


EU, wussten die Verantwortlichen in 
der EU-Kommission, wusste der grie¬ 
chische Notenbankchef Lucas Papa¬ 
demos, wussten die Akteure an den 
Finanzmärkten und wussten die Ra¬ 
ting-Agenturen, dass die von Athen 
gelieferten Verschuldungszahlen mit 
freundlicher Unterstützung von Gold¬ 
man Sachs nach unten manipuliert wor¬ 
den waren. Wie Belgien und Italien war 
auch Griechenland mit, gemessen an 
den Maastricht-Regeln, viel zu hoher 
Verschuldung in die Währungsunion 
gelassen worden. 

Die Renditen griechischer Staats¬ 
anleihen zogen nach Papandreous 


Bekenntnis kräftig nach oben. Die 
Rating-Agenturen stuften die Boni¬ 
tät Griechenlands nach unten. Weder 
die EZB noch die wirtschaftlich stär¬ 
keren Euro-Staaten boten finanziel¬ 
le Hilfen oder Garantieerklärungen. 
Im Gefolge Griechenlands stiegen 
auch die Renditen der Staatsanlei¬ 
hen zahlreicher andere Euro-Staaten 
an - auf ein auf Dauer untragbares 
Niveau. In Deutschland behauptete 
Frau Merkel, die in den Vertrag von 
Maastricht eingefügte „No-Bail-out- 
Klausel“ verbiete die finanzielle Un¬ 


terstützung eines Euro-Staates durch 
einen anderen. Das war eine glatte 
Lüge. Der Vertrag sagt lediglich, dass 
kein Staat für die Schulden eines an¬ 
deren haftet. Das ist ein erheblicher 
Unterschied, wie das im Mai 2010 ge¬ 
schnürte Hilfspaket für Griechenland 
zeigt. Die Kosten einer solchen Hilfe 
waren in den verstrichenen Monaten 
allerdings erheblich gestiegen. Die 
Bedingungen für Griechenland waren 
zugleich erheblich härter geworden. 

Deutschland wird 
Krisengewinnler 

Alle Vorschläge, die Finanzierungsbe¬ 
dingungen für die schwächeren Län¬ 
der der Eurozone generell zu erleich¬ 
tern, wurden von der deutschen Re¬ 
gierung, der Deutschen Bundesbank 
und der EZB einmütig und strikt ab¬ 
gelehnt. Der für die finanziell schwä¬ 
cher gestellten Staaten wichtigste 
Grund, der Währungsunion beizutre¬ 
ten, nämlich den für eine Weltwäh¬ 
rung typischen günstigen Kredit zu 
erhalten, war mit der Euro-Staats- 
schuldenkrise zunichte geworden. 
Durch die harte austeritäre Haltung 
seiner Regierung wurde Deutsch¬ 
land zum Krisengewinnler. Fluchtgeld 
strömte aus den Krisenländern. Die 
Anleiherenditen nicht nur des deut¬ 
schen Staates, sondern auch die deut¬ 
scher Banken und anderer Emitten¬ 
ten sanken. Vor allem aber die Zins¬ 
differenz zu den Kreditkosten aller 
anderen europäischen Wettbewerber 
stieg kräftig an. Neben den Lohnkos¬ 
ten sind für Industrieunternehmen 
die Kreditkosten der zweitwichtigste 
Faktor. Hier einen Kostenvorsprung 
zu haben, hat sich für die deutschen 
Konzerne zu einem entscheidenden 
Vorteil entwickelt. 

Sie haben mit ihrer zu Hause und in 
Euro-Europa durchgesetzten Austeri¬ 
tätspolitik drei Vorteile gegenüber der 
Konkurrenz errungen: Der erste Vor¬ 
teil ist der offene, große Binnenmarkt, 
der ohne Währungsschwankungen 
funktioniert und damit so frei wie der 
nationale Heimatmarkt Deutschland 
ist. Das deutsche Kapital verfügt über 
relativ niedrige und langsam wach¬ 
sende Lohnkosten. Es verfügt drittens 
über einen Kreditkostenvorteil, der we¬ 
gen der von Deutschland aus angeheiz¬ 
ten Eurokrise noch höher als vor der 
Währungsunion war. Es ist so gesehen 
kein Wunder, dass die deutschen Groß¬ 
konzerne und ihre Regierung an der in 
ihrem Sinne erfolgreichen Austeritäts¬ 
politik festhalten. 

Ein Ende dieser Politik ist deshalb 


gegenwärtig nicht abzusehen. Zumal 
sie, wie angemerkt, auch in Teilen der 
deutschen Arbeiterklasse akzeptiert 
und sogar befürwortet wird. Die Ri¬ 
siken einer solchen Politik sind aber 
offensichtlich. Die Abhängigkeit vom 
Weltmarkt ist größer als anderswo. So 
war der Konjunktureinbruch 2008/09 
in Deutschland tiefer als in allen an¬ 
deren vergleichbaren Ländern. Zur 
unmittelbaren Bedrohung kann aber 
eine Auflösung und Zersplitterung 
des EU-Binnenmarktes und der Eu¬ 
ro-Währungszone werden. 



Der seit 2011 amtierende Bundesbankpräsident Jens Weidmann vertritt stets die harte Linie. 



Griechen werden dank deutscher Politik von der Bargeldversorgung 
abgeschnitten. 
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Hintergrund 


unsere zeit m 


sie verkaufen 
ihre Freiheit" 

Gespräch mit Willie Drennan 

UZ: Du bist einer der profiliertesten Mu¬ 
siker, Komponisten und Liedermacher 
Irlands. Das Pressefest der UZ ist dein 
Deutschland-Debüt. Warum so spät und 
warum bei dieser Veranstaltung? 

Willie Drennan: Es hat sich einfach 
so ergeben. Einige Male waren wir 
nahe dran, aber es war aus logistischen 
Gründen nicht machbar. Außerdem fal¬ 
le ich bei den Promotern ein bisschen 
„zwischen die Stühle“. Ein großer Teil 
meiner Musik kommt aus der „Ulster- 
Scots-Tradition“, die ich als Variante 
der irischen Musik bezeichnen würde. 
Ich passe nicht in die Schablonen der 
Konzertagenturen. 

Auf das UZ-Pressefest wurde ich 
vor zwei Jahren aufmerksam, damals 
ließ sich meine Teilnahme nicht ver¬ 
wirklichen. Als jetzt die Einladung 
kam, sprach ich mit der Band, wir be¬ 
schlossen, ein anderes Konzert zu ver¬ 
schieben und zum Pressefest zu fahren. 
Wir glauben, dort stimmen die Inhalte, 
und das Musikangebot ist großartig. 
UZ: Die Quelle, aus der du schöpfst, ist 
Ulster Scots. Wo liegen die Unterschiede 
zu Irish Folk? 

W. Drennan: Vereinfacht: Es ist eine 
Kreuzung aus irischer und schottischer 
Musik: Viel Tanzmusik ohne Gesang 
und Lieder, die oft die Geschichten 
der Menschen erzählen, die im 17. und 
18. Jahrhundert aus Schottland nach Ir¬ 
land einwanderten. Heute ist das sehr 
vermischt. Ich saß mal mit der Geigerin 
der irischen Band „Altan“zusammen, 
wir spielten und stellten fest, dass es 
zu den irischen Tänzen ein Pendant in 
Ulster Scots gibt, Ton für Ton. Unsere 
Recherchen ergaben, dass im 18. Jahr¬ 
hundert schottische Soldaten in Ker¬ 
ry stationiert waren. Sie brachten ihre 
Musik mit - die „Kerry Polkas“ sind 
also schottischen Ursprungs. Umge¬ 
kehrt gibt es ähnliche Beispiele. 

UZ: Du kommst mit einer jungen Har¬ 
fenistin, die traditionell Irisch spielt. Wie 
geht das zusammen? 

W. Drennan: Die Harfe ist das filigrans¬ 
te aller Musikinstrumente und Dearbh- 
la spielt sie auf hohem Niveau. Einfach 
ist das nicht, die feinen Details können 
bei unseren energiegeladenen Konzer¬ 
ten verlorengehen. Wir wissen das und 
arbeiten dran. In Dortmund gehen wir 
einen Schritt weiter: Dearbhla und ich 
haben eine irische Melodie gefunden, 
von der wir denken, sie kann auf dem 
lautesten Instrument, das ich kenne, 
der „Lambeg Drum“, und auf der zar¬ 
ten Harfe gemeinsam gespielt werden. 
UZ: Was ist das, die „Lambeg Drum“? 
Willie Drennan: Eine Riesentrommel 
alter Herkunft, es gab und gibt sie nur 
im Norden Irlands. In dem Örtchen 
Lambeg wurde sie im 19. Jahrhundert 
erstmals bei Konzerten eingesetzt. Die¬ 
se Tradition habe ich weiterentwickelt. 
Die Lambeg Drum hat einen lauten, 
vollen Klang, sie fordert große Energie 
vom Spielenden - und gibt auch welche 
zurück. Manchmal tanze ich mit ihr. 
UZ: Wir leben in gefährlichen Zeiten - 
Kriege, Fluchtbewegungen, wachsende 
Kluft zwischen Arm und Reich, rassis¬ 
tisches Denken ist wieder „ in “. Haben 
sich die Erben von Woodie Guthrie und 
Pete Seeger mit dem System arrangiert? 
W. Drennan: Ja, viele sind viel zu zahm. 
Als Musiker bist du heute oft auf Zu¬ 
schüsse angewiesen, um zu leben. Da 
wird vorauseilender Gehorsam prak¬ 
tiziert: Nichts Rebellisches sagen, sin¬ 
gen, schreiben. Viele verkaufen ihre 
künstlerische Freiheit. Die Hoffnung 
sind diejenigen, die um ihre Unabhän¬ 
gigkeit kämpfen. 

UZ: Was erwartet ihr, die Band und du, 
vom UZ-Pressefest? Was können die 
Besucher von euch erwarten? 

Willie Drennan: Wir wollen viele der 
Künstler kennenlernen, die dort auf- 
treten. Das Publikum darf eine Band 
erwarten, die alles geben wird und von 
ihrem Repertoire her in Deutschland 
noch nicht zu erleben war. 

Fragen und Übersetzung: Hermann Glaser-Baur 

Willie Drennan & Band treten mehr¬ 
mals am irischen Stand und am Sams¬ 
tag auf der Hauptbühne auf. 


Ein Lehrstück über das 
Werfen mit Dreck 

Wie Uwe Kolbe Brecht schaden wollte und sich übernommen hat • 
Von Rüdiger Bernhardt 


A m 14. August jährt sich Bertolt 
Brechts Tod zum sechzigsten 
Mal, ein Anlass für die literari¬ 
sche und politische Welt, seiner zu ge¬ 
denken. Das Pressefest der UZ sieht 
ein umfangreiches Programm vor, von 
Brechts Bemühen um Kunst und Wahr¬ 
heit bis zum „bösen B.B.“dem Kommu¬ 
nisten. Anlass ist dabei nicht nur der 
Todestag, sondern auch Brechts Aktu¬ 
alität und seine Absicht, mit Literatur 
zu belehren - man denke an Brechts 
Lehrgedichte -, das Gelernte umzuset¬ 
zen und die Gesellschaft zu verändern. 
Den Gedenktag anders vorbereitet hat 
der Schriftsteller Uwe Kolbe mit sei¬ 
nem Buch „Brecht. Rollenmodell eines 
Dichters“. Vor allem Brechts Absicht, 
mit Literatur politisch zu wirken, treibt 
ihn um: Nur in „einer offenen Gesell¬ 
schaft“ sei wirkliche Kunst möglich, al¬ 
lerdings nur als „Design eines repräsen¬ 
tativen Baus“ und ähnlich. Dagegen sei 
nur in einer „geschlossenen“, abgeschot¬ 
teten Welt Literatur bedeutsam gewor¬ 
den, allerdings nur als Bestätigung des 
„totalitären Staates“. Damit wird zwar 
ein großer Teil der deutschen und der 
Weltliteratur ausgeklammert - Dich¬ 
tungen aller Befreiungs- und Freiheits¬ 
kriege, revolutionäre Kampfdichtungen, 
aber auch die Dichtungen großer Perio¬ 
den wie des Sturm und Drang, des Vor¬ 
märz, der Jungdeutschen usw. -, aber 
was soll’s, wenn man nur Brecht „end¬ 
lich Schaden zufügen kann“, wie Kolbe 
in einem Interview mit dem MDR sagte. 

Grenzenloser Hass 

Er kann Brechts ungeheure Wirkun¬ 
gen weltweit nicht übergehen und nicht 
leugnen, deshalb nutzt er die Denunzia¬ 
tion: „Er lieferte die deutsche Sprache 
im 20. Jahrhundert schon vor seinem 
dreißigsten Lebensjahr den Zwecken 
der Partei neuen Typs von Lenin und 
Trotzki, der III. Kommunistischen In¬ 


ternationale (Komintern) und kaum 
später auch den Parteiführern Stalin 
und Ulbricht aus.“ Abgesehen von fak¬ 
tischen Ungenauigkeiten - der Partei¬ 
begriff wurde 1934 in die Verfassung 
aufgenommen, Brecht wurde aber 1928 
dreißig und Ulbricht war nicht „kaum 
später“, sondern erst ab 1950 Generalse¬ 
kretär einer Partei - ist keine Rede von 
Literatur, Kunst oder Ästhetik, sondern 
von „Auslieferung“, also von Verrat. 
Grenzenloser Hass und das Gefühl, ge¬ 
gen diesen Dichter und Denker nichts 
ausrichten zu können, erklären dieses 
Buch, das in drei Thesen gipfelt: Brecht 
habe sich immer hinter Masken - be¬ 
vorzugt hinter der Martin Luthers, „mit 
dem gemeinsam er das Kommunisti¬ 
sche Manifest gelesen habe“ (?) - ver¬ 
borgen, die in einem Grau gemündet 
seien, das sich als Dichtermaske „in das 
Grau eines grauen und grauenhaften 
Staats“ eingebettet habe, aus der Be¬ 
schäftigung mit dem historischen Mate¬ 
rialismus sei „Affirmation“ geworden. 
Das sei, so die zweite These, letztlich 
auch ein Grund gewesen, weshalb die 
DDR so lange überlebt hätte. Drittens 
schließlich belässt es Kolbe nicht bei 
der Verurteilung Brechts, sondern be¬ 
hauptet: „Das Schlimmste: Nach Brecht 
kam kein grundlegend neuer Gedanke 
dazu.“ Bei der Gelegenheit wird neben 
der „Intelligenzija ostdeutscher Prä¬ 
gung, solange sie im Staat blieb“, auch 
gleich das linke Denken der Bundes¬ 
republik verurteilt, weil man sich auf 
die „Mitgestaltung der sozialistischen 
Gesellschaft“ eingelassen habe. 

Das ist Kolbes geistiges Zentrum: 
Sich für eine sozialistische Gesell¬ 
schaft einzusetzen, endet im künstleri¬ 
schen Versagen, in Ideenlosigkeit und 
schließlich in Verbrechen. Die Diktatur 
des Proletariats setzt Kolbe bevorzugt 
mit einer Diktatur von „Verbrechern“, 
„Banden, Cliquen“ gleich, auch sei die¬ 


se Diktatur „Vorbild für jede Terror¬ 
organisation bis heute“; das Verhalten 
Brechts und seiner Nachfolger wäre so 
„Teilhabe am Verbrechen“ gewesen. 
Als Repräsentanten für Brechts Ver¬ 
halten sieht Kolbe Galilei im gleichna¬ 
migen Stück: Er geht „nicht den Weg 
des Widerstands“, sondern richtet sich 
ein „unter kläglichen Umständen“, 
„schweigt, lügt“, duckt „sich unter in¬ 
quisitorischer Macht weg“ usw. Von 
den historischen Umständen, die zu 
dem Galileo Galilei führten, ist nichts 
zu finden. 

Legenden und Fälschung 

Kolbe ist ein bekannter Provokateur; 
entsprechend sind seine Mittel. Er be¬ 
lässt es nicht bei der Aburteilung Le¬ 
nins, sondern stellt Trotzki neben ihn, 
um Varianten linken Denkens in die 
Verurteilung einzubeziehen, Hans Ma¬ 
gnus Enzensberger, Peter Weiss und 
Dürrenmatt werden abgestraft und spä¬ 
ter wird auch Scholochow als Versager 
diffamiert, der von Heiner Müller zur 
„besseren Literatur“ gerechnet werde, 
dessen „Stiller Don“ aber von den sow¬ 
jetischen Sicherheitsorganen „durch ge¬ 
heime Ghostwriter“ geschaffen worden 
sei - was für begabte Ghostwirter! Dass 
dieses Gerücht mehrfach widerlegt wor¬ 
den ist, wird mit keiner Silbe angedeutet. 

In der „Auswahl“ der Kolbeschen 
Brecht-Schüler von Heiner Müller, 
Volker Braun bis zu Thomas Brasch, 
die keine Gnade finden, taucht auch 
der peinliche Barde Wolf Biermann 
auf; Kolbe strickt die Legende von 
Biermanns Auftrittsverbot von 1965 bis 
1976 weiter - ich habe Biermann mehr¬ 
fach in Weimar in der zweiten Hälfte 
der sechziger Jahre, sogar vor interna¬ 
tionalem Publikum, erlebt. 

Biermann findet bei Kolbe keine Gna¬ 
de als Brecht-Schüler, als wäre er je¬ 
mals einer gewesen, wird aber, weil 



Alle paar Jahre wieder: Uwe Kolbe ist nicht der ersl 
die das Bild Brechts zu beflecken versuchen. „Unb< 
finden.“ (Aus Brechts Gedicht „ Frage“) 


sein „störrischer Kommunismus“ - was 
auch immer das sein mag - weggebro¬ 
chen sei, wieder als Dichter zugelassen. 
Ähnlich sortiert Kolbe die Brecht-Se¬ 
kundärliteratur: Wer mehr über Brecht 
wissen wolle, habe „den alten Mitten- 


Entschieden gegen den Strom 

Eine Einführung zu Shakespeares Tragödien bietet Orientierung • Von Thomas Metscher 


Hier muss der Superlativ gestattet 
sein: es gibt keinen Autor der Weltli¬ 
teratur (und Autorin hier mitgedacht), 
der so viel gespielt und gelesen wird 
wie Shakespeare, und es gibt auch kei¬ 
nen zweiten, über den in den letzten 
400 Jahren so viel geschrieben wurde - 
und immer noch geschrieben wird. Die 
Literatur zu Shakespeare hat weltweit 
einen Umfang erreicht, den heute nie¬ 
mand mehr auch nur in den Konturen 
zu überschauen vermag. Und doch wer¬ 
den weiterhin Bücher zu Shakespeare 
veröffentlicht, ohne dass sich die Auf¬ 
fassung einstellen würde, dass ein sol¬ 
ches Unternehmen überflüssig sei. Wa¬ 
rum dies so ist, kann hier nur angedeu¬ 
tet werden. Des Pudels Kern jedenfalls 
ist, dass dieses Werk, es sind immerhin 
38 Dramen, in seinem Zusammenhang 
eine Qualität der Welterfahrung be¬ 
sitzt, die in Tiefe und Umfang von kei¬ 
nem anderen Werk der dramatischen 
Weltliteratur erreicht wird. Die Sum¬ 
me seines geschichtlichen Gehalts, die 
in ihm gestaltete Totalität realer und 
möglicher Welterfahrung ist so umfas¬ 
send, dass diese Dramen in allen Kul¬ 
turen heimisch wurden. Der Erdball, 
hat Heine treffend gesagt, ist der Ort, 
auf dem Shakespeares Dramen spielen, 
die Menschheit ihr verborgener Held. 
„Noch nach wie viel Zeiten/Ahmt einst 
man nach dies unser hehres Schauspiel/ 
In ungebornen Ländern, künftigen 
Sprachen“, heißt es in prophetischer 
Vorausschau im „Julius Caesar“. 

Anders als die Literaturen der klas¬ 
sischen Antike oder des Mittelalters ist 
mit Shakespeare eine Kunst entstan¬ 
den, die sich ihres geschichtlichen Cha¬ 
rakters selbst bewusst ist, die Wirklich¬ 


keit, die sie darstellt wie den Akt der 
Darstellung selbst als geschichtlich be¬ 
greift, sich selbst also als geschichtlich 
versteht. Shakespeares Protagonisten, 
die männlichen wie die weiblichen, und 
die Konflikte, in die sie gestellt sind, sind 
psychologisch wie historisch-sozial ge¬ 
schichtliche Wesen, und zum Wesen der 
Geschichtlichkeit gehört die Verände¬ 
rung - die Anforderung, die in den Dra¬ 
men gestalteten Themen und Konflik¬ 
te in wechselnden Perspektiven sicht¬ 
bar zu machen. Dies gilt für alle Kunst, 
doch für keine so wie für Shakespeare. 
Geschichtliche Veränderung ist in ihm 
selbst angelegt. Mit seinen interpreta- 
tiven Aneignungen wandelt sich dann 
auch das Werk, in dem Sinn, dass bis¬ 
lang verborgene Perspektiven erkannt 
und spielerisch erschlossen werden. Die 
unabschließbare Vielfalt der Interpreta¬ 
tionen ist also in diesen Werken selbst 
angelegt. Sie treten so aus der geschicht¬ 
lichen Distanz in die Gegenwart - nicht 
durch simple Aktualisierungen, sondern 
durch das Ausarbeiten ihrer Potenzen. 

Orientierungslosigkeit 
und Beliebigkeit 

Dies soll und darf nicht bedeuten, dass 
Shakespeares Werke „Spieltexte“ sind, 
gar „offene Kunstwerke“ (Umberto 
Eco), die nach Lust und Beliebigkeit 
der Interpreten, den Moden des Markts 
und der Macht der Ideologien entspre¬ 
chend ihre Bedeutung wechseln. Wenn 
dies geschieht wird ihre Authentizität 
verraten. Sie haben sehr wohl einen 
substantiellen Kern, einen psychisch¬ 
sozialen geschichtlichen Konflikt, von 
dem her sie gebaut sind, wobei dieser 
Kern höchst vielschichtig sein kann. 


Diese unerhörte Vielfalt besteht gerade 
in Pluralität und Vielgestalt der Kern¬ 
konflikte, die Shakespeares Dramen 
zugrunde liegen. Jedes dieser Werke 
aber besitzt einen solchen substantiel¬ 
len Kern - der allein erst diesen Wer¬ 
ken Identität und Kohärenz verleiht. 
Solche Kernkonflikte unterscheiden 
über die Gattungsgrenzen hinaus be¬ 
stimmte Werkgruppen - wie dies dann 
auch mit Shakespeares Tragödien der 
Fall ist. Die Aufgabe der Interpreta¬ 
tion nun - im Theater wie in der wis¬ 
senschaftlichen Kritik - besteht darin, 
die thematische Grundkonstellation zu 
erfassen, die in dem dargestellten Kon¬ 
flikt zum Ausdruck kommt. Hier liegen, 
über das subjektive Urteil hinaus, ob¬ 
jektivierbare Kriterien für die Richtig¬ 
keit oder Falschheit von Interpretatio¬ 
nen, das Gelingen oder Misslingen ei¬ 
nes theatralischen Spiels. Eine solche 
Einsicht will nicht in Abrede stellen, 
dass Shakespeares Werke vielschich¬ 
tig und unterschiedlich interpretierbar 
sind - aber immer nur in einem be¬ 
stimmten, weit gefassten Rahmen. 

Betrachtet man den gegenwärtigen 
Umgang mit Shakespeare in der kriti¬ 
schen Literatur wie im Theater, so ist 
kaum zu leugnen, dass dieser im hohen 
Maß von Orientierungslosigkeit ge¬ 
prägt ist. So gibt es kaum noch Inter¬ 
pretationen oder Inszenierungen, die 
imstande oder auch nur willens sind, 
die Dramen Shakespeares vom sub¬ 
stantiellen Kern her zu erfassen. Von 
einem Kernkonflikt ist nur noch selten 
die Rede, oder wenn dann doch ein sol¬ 
cher ausgemacht wird, lässt er sich an 
Trivialität kaum überbieten. Da kann 
es geschehen, das Hamlet als pubertie- 


render Jüngling erscheint, oder es spielt 
„Romeo und Julia“ in einem beliebi¬ 
gen Kleinbürgermilieu. Die konservati¬ 
ve Variante ist, den Hof von Dänemark 
als Kostümstück auszustaffieren oder 
Hamlet als Verkörperung Jakobs I., des 
Nachfolgers Elisabeths, aufzufassen, 
ein Einfall des faschistischen Staats¬ 
theoretikers Carl Schmitt, der heu¬ 
te wieder Konjunktur hat. Und selbst 
ein Kenneth Branagh war sich nicht zu 
schade, in seinem (in vielem passablen) 
Hamlet-Film Szenen einzublenden, die 
den Dänenprinzen mit Ophelia im Bett 
präsentieren. 

Hierzulande hat sich der Ausdruck 
„Regietheater“ eingebürgert - für eine 
dramaturgische Auffassung, die dem 
Text einen stabilen und benennbaren 
Konfliktkern abspricht und die Ein¬ 
fälle der Regie ins Zentrum der thea¬ 
tralischen Veranstaltung stellt. Shakes¬ 
peares Dramen sind dann allein noch 
„Spieltexte“ ohne objektiven und tra¬ 
dierbaren Sinn. Was der „Hamlet“ be¬ 
deutet steht dann völlig im Belieben 
der Regie. Dass es in diesem Stück um 
Fragen von Leben und Tod geht, Prob¬ 
leme, die alles andere als beliebig sind, 
hat sich da nicht herumgesprochen. 
Wenn dann überhaupt noch Konflik¬ 
te zur Sprache kommen, sind es solche, 
die allein dem Kopf (oder der Psyche) 
der Regieführenden entspringen und 
für die eigentlich die Psychiatrie zu¬ 
ständige Instanz wäre. Das Resultat ist 
eine ästhetische Beliebigkeit, die das 
Theater zu einem Stück Kulturindus¬ 
trie degradiert und den Werken ihre 
historischen wie aktuellen Bedeutun¬ 
gen nimmt. Müßig zu sagen: der Zu¬ 
stand von Forschung und Kritik ent- 
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te und sicher nicht der Letzte in der Reihe derer, 
sratene / Können den Weg für die vielen / Nicht 


zwei“ und den „jüngeren Fuegi gelesen, 
bis ihm hie und da übel wurde“. Steht 
Mittenzwei für eine objektive und se¬ 
riöse Darstellung, so war Fuegis Re¬ 
duktion Brechts auf einen die Frauen 
ausbeutenden Mann bereits ein grober 


spricht weitgehend dem des orientie¬ 
rungslos gewordenen Theaters. Sicher, 
es gibt Ausnahmen, der Allgemeinzu¬ 
stand aber ist hier leider die Regel, die 
die Ausnahme bestätigt. 

Es verwundert daher auch nicht, 
dass der Restbestand eines gebildeten 
Theaterpublikums im Durchschnitt 
jede Orientierung verloren hat und mit 
ihr auch die Kriterien solider ästheti¬ 
scher Kritik - wie auch Schüler, Stu¬ 
dierende und Lehrende, die sich mit 
Shakespeare befassen (oft wider Wil¬ 
len, wie zu befürchten ist), mit diesem 
nicht viel anzufangen wissen. Wenig 
Hilfe kommt von der Theaterkritik, die 
in der Vergangenheit, zumindest in den 
großen Feuilletons, doch einige Orien¬ 
tierung zu geben wusste. 

Mehr als eine Einführung 

Angesichts dieses Sachverhalts macht 
es Freude, hier ein Buch anzuzeigen, 
das mit Mut, Intelligenz und Entschie¬ 
denheit gegen den Strom schwimmt: 
Jenny Farrells „Shakespeares Tragö¬ 
dien“. Das Buch ist genau, was es zu 
sein vorgibt, eine Einführung in die 
vier großen Tragödien Shakespeares: 
„Hamlet“, „Othello“, „König Lear“ und 
„Macbeth“. Es will leisten, was heute 
nur noch wenige Bücher tun: Es rich¬ 
tet sich an alle, die sich aus Interesse an 
Text und Theater mit Shakespeare be¬ 
fassen und in ihrem Interesse meist al¬ 
lein gelassen sind. Dabei steht im Zen¬ 
trum der Deutung der Text: das genaue 
Lesen, eine Methode mit grundsolider 
philologischer Tradition, deren Kennt¬ 
nis auch für sogenannte Spezialisten 
von zentraler Bedeutung ist. Shakes¬ 
peares Text - die vier großen Tragödi¬ 
en - wird in guter marxistischer Schule 
in die geschichtlichen Zusammenhänge 
gestellt, aus denen er hervorgegangen 
ist: den „Kontext“. Nach dieser Einsicht 
gliedert sich das Buch. So behandelt das 


Versuch der Demontage des Dichters. 
Doch eigentlich ist nicht einmal Fue¬ 
gi nach Kolbes Sinn, „woanders ergibt 
sich Interessanteres“, bei Reich-Ranicki 
und in Michael Rohrwassers „Der Sta¬ 
linismus und die Renegaten“ etwa. 
Mehrfach erweckt Kolbe den Anschein, 
als seien seine Äußerungen subjektiv, 
privat und erhöben keinen Anspruch 
auf Gültigkeit. Dem steht die „Aus¬ 
wahl“ benutzter und empfohlener Li¬ 
teratur entgegen, in der die objektiv ge¬ 
sicherte Wissenschaft (Jan Knopf, Ilja 
Fradkin u.a.) nebenbei oder nicht ge¬ 
nannt wird, dafür einseitig denunziato- 
rische Literatur eines John Fuegi, eines 
Melvin Lasky und anderer. 

An die Stelle der literaturwissenschaftli¬ 
chen Kategorie der „Metapher“ tritt für 
Kolbe im Falle Brechts immer das de¬ 
nunzierende „Klischee“, beginnend mit 
den „Dreigroschenoper-Klischees“; was 
Brecht dichtete, „war selbstverständ¬ 
lich nicht originär“. An Stelle des Be¬ 
griffs „Traditionsbeziehung“ erscheinen 
„Maske“ oder „Rolle“, tautologisch sinn¬ 
frei als „Rollenmodell“. Es bleibt, nach 
Kolbe, von der Literatur der DDR, ei¬ 
nem sowieso nur „vergeblichen Zweig 
der deutschen Literatur“, nicht viel: Jo¬ 
hannes Bobrowski, Erich Arendt, Uwe 
Johnson, Elke Erb, Wolfgang Hilbig; die 
Biografien von Bobrowski und Arendt 
müssten, mindestens, um ihre politische 
Dimension verkürzt werden, damit sie 
in Kolbes Schema passen. Anna Seghers, 
Arnold Zweig, Christa Wolf, Christoph 
Hein und viele andere haben sowieso 
keinen Platz darin. Um dieses Schema 
umzusetzen, scheute er nicht vor Ein¬ 
seitigkeiten, vorsichtig gesagt, zurück: 
Brecht habe sich der Fortschreibung von 
Mythen und „antiker Manier“, die jede 
Dichtung ausmache, widersetzt und sich 
von der Antike gern ferngehalten. Man 
hat Brechts Werk kursiv, wahrschein¬ 
lich gar nicht gelesen, werden die My¬ 
then von Antigone bis zu Odysseus, von 
Aurora bis zum Trojanischen Krieg über¬ 
sehen. Auch habe sich Brecht „den klas¬ 
sischen Versmaßen verweigert“; da hat 
Kolbe wohl den anderen Teil des Wer¬ 
kes nicht gelesen, von der „Heiligen Jo¬ 
hanna der Schlachthöfe“ über „Der auf¬ 
haltsame Aufstieg des Arturo Ui“ und 
„Coriolan“ bis zu zahlreichen Gedichten 
Brechts. Brechts Gedichte im Zusam¬ 
menhang mit dem 17. Juni 1953 wären 


veröffentlicht worden bei „Anlehnung 
an klassische chinesische Dichtung und 
sowjetische Bauvorhaben“, anderes wäre 
unveröffentlicht in der „Schublade“ ge¬ 
blieben. Brechts von Kolbe erwähnte 
kritische Gedichte („Das Amt für Lite¬ 
ratur“ u.a.) wurden im Juli/August 1953 
in der Berliner Zeitung und in Neue 
deutsche Literatur, sechs seiner Buck- 
ower Elegien, Ergebnis der Beschäfti¬ 
gung mit dem 17° Juni, in den Versuchen 
(1954) veröffentlicht. Unkenntnis Kol¬ 
bes oder bewusste Fälschung? 

Kolbes Prämissen sind so schlicht und 
falsch, dass sie Erstsemester eines lite¬ 
raturwissenschaftlichen Studiums nicht 
ansetzen würden. Sie sind nur aus dem 
Hass Kolbes gegen die DDR und ge¬ 
gen alles, was mit ihr zu tun hatte oder 
gar für ihre Prinzipien eintrat, zu ver¬ 
stehen. Dass ein Mensch für den So¬ 
zialismus unvoreingenommen eintritt, 
ist für Kolbe undenkbar und disquali¬ 
fiziert diesen. Er geht davon aus, dass 
Brecht und alle, die sich mit ihm ein¬ 
ließen oder in seiner Tradition stehen, 
aus Opportunismus zur DDR und zum 
Kommunismus gestanden hätten und 
zu feige waren, Kritisches offen auszu¬ 
sprechen. Brecht wäre ein „großer Lüg¬ 
ner und Ausblender“ gewesen und habe 
„absichtsvoll gelogen und betrogen“, so 
Kolbe in besagtem Interview. Für Kolbe 
stimmen ferner Werk und Leben eines 
Schriftstellers überein. Zwar behauptet 
er mehrfach, „Ruhm, Geld, Herrschaft 
über Männer und Frauen, Zigarren“ 
bei Brecht spielten in seinem Pamphlet 
keine Rolle, aber er sieht durchgehend 
darin die Gründe für Brechts angeb¬ 
lichen Opportunismus; nicht Brechts 
Werk steht im Mittelpunkt, sondern der 
Umriss einer von Kolbe entworfenen 
fiktiven Person, die er „Brecht“ nennt. 
Die Literaturgeschichte ist voll gegen¬ 
teiliger Beispiele zu Kolbes These; in 
vielen Fällen hat man überhaupt keinen 
Autor, um sein Leben als Maßstab des 
Kunstwerkes nehmen zu können, oft ist 
das Leben der Gegensatz eines Werkes. 
Einen Höhepunkt seiner Klitterung er¬ 
reicht Kolbe, als er den deutschen Fa¬ 
schismus relativiert und an dessen Stelle 
„die gemeinste, jedenfalls folgenreichste 
Lüge des 20.Jahrhunderts, den Sozialis¬ 
mus, setzt, die Brecht mitgetragen habe. 
Dessen Antifaschismus sei nicht mehr 
als eine „Attitüde“ gewesen, seine Bei¬ 


träge „genial simple Worthülsen“. Ande¬ 
rerseits wirft er „Ostdeutschland“ vor, 
die Vernichtung der Juden „marginali- 
siert“ zu haben, weil sie im Zusammen¬ 
hang mit dem imperialistischen Krieg 
gesehen worden sei. 

Brecht sitzt 

der Reaktion im Nacken 

Da Kolbe außer seiner alles Sozialis¬ 
tische verurteilenden Grundhaltung 
kein erkennbares Geschichtsbild hat, 
sondern nur von rigoroser Ablehnung 
getrieben wird, ist ihm Dialektik fremd 
und historische Zusammenhänge ver¬ 
steht er nicht. Sprachlich schwurbeit 
Kolbe vor sich hin, ungenau bereits zu 
Beginn: So unterstellt er, meist würden 
Sinn und Zweck gleichgesetzt, ohne ein 
Beispiel zu bringen; Belesene wissen, 
dass hier zwei Denkansätze aufeinan- 
dertreffen. Das hätte Kolbe im Sprich¬ 
wort erkennen können: „Der Zweck 
heiligt die Mittel“, dagegen Schillers 
„Was ist der langen Rede kurzer Sinn?“ 
Wenn Kolbe die Namen aufzählt, wo¬ 
her Brecht seine Masken bezogen habe, 
entstehen - wie auch an anderen Stel¬ 
len des Textes - stilistische Blasen, un¬ 
ter denen die „gut durchgelüftete Poe¬ 
sie Walt Whitmans“ nur eine kleine ist. 

Es hat immer Versuche gegeben, 
Brecht zu diskreditieren und zu de¬ 
montieren, ein Zeichen dafür, wie er 
der Reaktion im Nacken sitzt. Wolf¬ 
gang Staudte verfilmte 1963 die Drei¬ 
groschenoper als entpolitisierten Un¬ 
terhaltungskitsch unter der Devise, 
Brechts politisches Anliegen sei nur 
Legende gewesen. Diese unverbind¬ 
liche Verfilmung ist heute trotz her¬ 
vorragender Schauspieler vergessen. 
Aber ich kenne keinen bisher, der ei¬ 
nen so perfiden Versuch der Zerstö¬ 
rung Brechts unternommen hat wie 
Kolbe, aus dem Gefühl heraus, durch 
all seine bisherigen Provokationen sei¬ 
ne Bedeutung noch nicht entscheidend 
verändert zu haben, vor allem aber in 
der Ahnung, dass Brechts Dichtung 
nicht nur eine andere Welt, sondern 
auch eine andere Gesellschaft will, in 
der Denken und Methode Kolbes lä¬ 
cherlich und überflüssig werden. 

Uwe Kolbe: Brecht. Rollenmodell eines 
Dichters. S. Fischer Verlag 2016,175 S., 
18,99 Euro 


erste Kapitel eben diesen Kontext: die 
frühe Neuzeit als Zeit epochaler Um¬ 
wälzungen, der Ausbildung der ersten 
Phase der bürgerlichen Gesellschaft, 
die Renaissance als europäische Er¬ 
scheinung, den Tudor-Absolutismus als 
die nationale Epoche, in der das The¬ 
ater Shakespeares, als kulturelle Ins¬ 
titution entstand. Der Bogen wird in 
höchster Kürze bis hin zu Shakespeares 
Leben geführt, über das schon viel ge¬ 
schrieben, aber wenig bekannt ist. Dass 
Farrell hier nur eine Skizze gibt - nicht 
mehr als 20 Seiten - ist bedauerlich; 
doch wer mehr wissen will, greife zu der 
auch von marxistischer Seite umfang¬ 
reichen Literatur. Für Menschen, die 
sich zum ersten Mal mit dieser Epoche 
befassen, wird der historische Zusam¬ 
menhang jedenfalls im Umriss gegeben 
und damit der Kontext, ohne den eine 
genaue Deutung der Texte nicht mög¬ 
lich ist. Die Kapitel II bis V enthalten 
den Kern des Ganzen, eben die genaue 
Lektüre im Sinne einer einführenden 
Interpretation. Ein abschließender Teil, 
seiner Kürze wegen nicht mehr als Ka¬ 
pitel markiert, gibt in höchster Konzen¬ 
tration den Umriss einer Gesamtinter¬ 
pretation, für die man sich ein wenig 
mehr Raum gewünscht hätte. Denn 
hier zeigt sich, dass die gedankliche 
Substanz des Buchs weit mehr ist als 
der Untertitel einer „Einführung“ sug¬ 
geriert. Was Farrell freilegt, ist sehr ge¬ 
nau der substantielle Kern der Shake¬ 
speare-Tragödie, von dem her die Ein¬ 
zelwerke gebaut sind - eben das, was 
in der großen Mehrzahl ihrer Studien 
die „große Forschung“ gerade verfehlt. 

Im Zentrum des Buchs stehen die 
vier Textinterpretationen. Die Autorin 
folgt dabei einem einfachen metho¬ 
dischen Schema: der Frage nach der 
Handlung, der Frage nach den Figu¬ 
ren, der Frage nach Thema und Pro¬ 
blemkonstellation, der Betrachtung 


der ästhetisch-dramaturgischen Mittel 
(Stilmittel), der Frage des Endes sowie, 
als Abschluss, der Frage nach dem tra¬ 
gischen Gehalt. Die Methode leuchtet 
ein Was Farrell praktiziert, ist die be¬ 
währte Methode des „New Criticism“: 
die Kunst des genauen Lesens. 

Kräfte im Widerstreit 

Die Stärke des genauen Lesens, wie es 
Farrell praktiziert, besteht darin, dass 
es ihm gelingt, den substantiellen Kern 
der Tragödien, der ihr Konfliktpotenti¬ 
al ausmacht. Sie geht nicht, wie es der 
in manchem ähnlich verfahrende And¬ 
re Müller tut, mit einer großen These an 
die Dramen heran (Müller mit der der 
Anhängerschaft Shakespeares an den 
Absolutismus Elisabeths I.), die nicht 
unplausibel, von den Texten selbst her 



Jenny Farrell, Shakespeares Tragödien. 
Eine Einführung, Neue Impulse Essen 
2016,207 S., 12,80 Euro 


aber nicht zu beweisen ist, sondern orien¬ 
tiert sich an den in den Tragödien gestal¬ 
teten Konflikten. Diese sind ihrer über¬ 
zeugenden Deutung nach der Ausdruck 
eines Grundkonflikts widerstreitender 
geschichtlicher Kräfte, die nach dem Zu¬ 
sammenbruch der mittelalterlichen Welt 
und dem Aufstieg der frühen Bourgeoisie 
hervorgetreten sind. Steht auf der einen 
Seite eine sich befreiende Humanität, de¬ 
ren Werte Frieden, Recht, das Wohlerge¬ 
hen aller, in der Konsequenz die Vorstel¬ 
lung menschlicher Gleichheit ist, so auf 
der anderen der Wille zur Macht (wie 
später Nietzsche sagen wird), der Trieb 
nach Herrschaft und Unterwerfung, der 
Ausplünderung schließlich unsres Plane¬ 
ten. Farrell bezeichnet diese sich wider- 
streitenden Kräfte - sie sind mit Begrif¬ 
fen, die sie der Zeit Shakespeares selbst, 
der Renaissance entnimmt: Humanismus 
und Machiavellismus; Humanismus im 
Sinn eines Erasmus von Rotterdam und 
Thomas Morus, Machiavellismus nach 
dem Verfasser des berühmten Breviers 
des Machtgewinns und Machterhalts 
„Der Fürst“. Als dritte Kraft treten in 
die hier aufgezeigte Grundkonstellati¬ 
on die Vertreter der alten Ordnung, der 
mittelalterlich-feudalen Welt. Diese drei 
Kräfte sind es, die in der Grundkonstel¬ 
lation die Konflikte der vier Tragödien 
fundieren. Inwieweit für die von Farrell 
angeführten Kräfte - sie umfassen psy¬ 
chologische, sozial-kulturelle und öko¬ 
nomische Dimensionen - auch andere 
Terminologien möglich wären, kann hier 
nicht das Thema sein. Fakt ist, dass der 
Konflikt der Tragödien in diesen Kräften 
ihren Ursprung nimmt. Die vier Tragödi¬ 
en nun zeigen den Konflikt dieser Kräfte 
in einer Vielfalt und Verschiedenheit der 
Konfiguration, die in der dramatischen 
Weltliteratur ohnegleichen ist. Die span¬ 
nende Lektüre, die die Interpretationen 
zu bieten haben, kann keine Rezension 
ersetzen. 


Widerspruch 
und Widerstand 

Kalendergeschichten 
von Erasmus Schöfer 

Es gilt zu loben und zu danken: Eras¬ 
mus Schöfer erfreut seine Leser zu sei¬ 
nem 85. Geburtstag, den er vor weni¬ 
gen Tagen feierte, indem er ein kleines 
Büchlein vorlegt unter dem Titel „Ka¬ 
lendergeschichten des Rheinischen Wi¬ 
derstandsforschers“. 

Diese alte, früher so geschätzte li¬ 
terarische Form, genannt seien Na¬ 
men wie Johann Peter Hebel, Bertolt 
Brecht, Oskar Maria Graf und Erwin 
Strittmatter, nutzt der Autor, um uns 
50 meist nur ein bis zwei Seiten lan¬ 
ge Geschichten zu erzählen. Die große 
Kunst,hinhören zu können, hinsehen zu 
wollen und daraus dann diese kleinen, 
durchkomponierten und hoch konzen¬ 
trierten Texte zu schreiben, ist sicher 
nicht leicht zu beherrschen. Erasmus 
Schöfer ist dies gelungen, und nicht als 
„roter Großvater“, der Anekdotisches 
ausplaudert, sondern mit dem Kön¬ 
nen und der Erfahrung eines langen 
Schriftstellerlebens. 

Menschen geraten in Situationen, in 
denen etwas nicht stimmt, wo die Be¬ 
hauptungen der Herrschenden falsch 
sind, wo also gelogen, verdeckt oder 
geleugnet wird. Bekannte Ereignisse, 
wie die schallende Ohrfeige von Beate 
Klarsfeld, die sie dem Bundeskanzler 
und Altnazi Kiesinger verpasste, oder 
von Georg Büchner, der mit wenigen 
Freunden Flugblätter herausgab gegen 
Willkür, Armut und Unterdrückung 
und mit knapper Not ins französische 
Exil fliehen konnte. 

Aber auch viele Geschichten, die 
Schöfer vom Hörensagen kannte wie 
die der klugen brandenburgischen 
Mutter, die ihren vom Endsieg träu¬ 
menden Hitlerjungen vor den Grei¬ 
fern des Volkssturms versteckt, indem 
sie ihm einen ordentlichen Schlaftrunk 
gibt und ihn im Kohlenkeller unsicht¬ 
bar macht. 

Geschichten rund um den Erdball, 
über das Europa des Faschismus, die 
Zeit der Wiederaufrüstung, der Kom¬ 
munistenhatz, über die USA zu Zei¬ 
ten ihres Krieges in Vietnam oder im 
Irak, irische und schottische Kämpfe¬ 
rinnen gegen Atomwaffen, griechische 
Widerstandskämpfer bis zu den Ar¬ 
beitern im Revier, die sich nicht nur 
gegen die Pläne des Kapitals stellten, 
Werke plattzumachen, sondern auch 
gegen die Beschwichtigungen durch 
Gewerkschaftsfunktionäre und Be¬ 
triebsräte. Sehr erfreulich und beson¬ 
ders hervorzuheben ist die große Zahl 
an Frauen, die ihren Widerspruch und 
ihren Widerstand zeigten, dafür ein be¬ 
sonderer Dank. 

Immer sind es Geschichten von 
Einzelnen oder sehr kleinen Gruppen, 
keine großen politischen und sozialen 
Bewegungen, aber der Leser ahnt, dass 
viele die gleiche Wut in sich trugen, 
aber eben „den Arsch nicht hochbe¬ 
kommen“ wollen oder können. Anm.: 
Der langjährige Rheinländer Schöfer 
kennt die bunte Bewegung in Köln, die 
mit dem deutlichen Wort „ Aasch huh“ 
gegen Rassistisches und Faschistisches 
in Wort und Tat Widerstand organisiert. 

Erst wenn uns der Widerspruch, der 
in einer Situation zutage tritt, deutlich 
wird, kann der Einzelne, besser aber 
noch viele, widerständig werden. Deut¬ 
lich wird auch, dass all den Handlungen 
und Aktionen ein Nachdenken voraus¬ 
ging, das sich dann spontan und kraft¬ 
voll äußerte. 

Dem Ratschlag des Autors sollte 
man folgen und nicht alle Geschichten 
hintereinander lesen, lieber nach jedem 
der kurzen Texte eine Pause einlegen 
und die Gelegenheit nutzen, sich dieser 
oder einer heutig vergleichbaren Situ¬ 
ation zu stellen und den eigenen Wi¬ 
derspruchsgeist schärfen. Das Format 
passt wunderbar zur U-oder S-Bahn- 
Fahrt, zur Kaffeepause oder auch zum 
Abschluss des Tages. 

Herbert Becker 

Erasmus Schöfer: Kalendergeschichten 
des Rheinischen Widerstandsforschers. 
Verbrecher Verlag Berlin,144 Seiten, Ta¬ 
schenbuch, 12,- Euro 
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Wir trauern um 

Dr. Alfredo Bauer 

4. 11. 1924-21.5.2016 
Wien Buenos Aires 

Der mit seinen Eltern 1939 nach Argentinien emigrier¬ 
te Frauenarzt, Journalist, Schriftsteller und Übersetzer, 
Träger des Jakob-und-Wilhelm-Grimm-Preises der DDR 
(1987) und Vizepräsident der Freundschaftsgesellschaft 
Argentinien - DDR bleibt uns in Erinnerung als zuverläs¬ 
siger Freund, prinzipienfester und aufrechter Marxist, 
Kämpfer für sozialen Fortschritt, Gerechtigkeit und Völ¬ 
kerverständigung und gegen jegliche Form von Faschis¬ 
mus. 

Alexander-von-Humboldt-Gesellschaft e.V., Elfriede und 
Gerhard Desombre, Christine Döhnel, Siegfried Eisenreich, 
Dr. Ronald Friedmann, Inge und Edgar Fries, Anke Geißler, 
Ursula und Dr. Winfried Hansch, Dr. Anneli Heiger und Max 
Putziger, Günther Hempel, Lore und Gerhard Hentze, Kerstin 
und Klaus Hommel, Eveline und Reiner Kelling, Wolfgang Lass, 
Doris und Andreas Marnitz, Gudrun und Gerhard Mertschenk, 
Edith und Horst Neumann, Eva und Walter Neumann, Eva und 
Jochen Päßler, Otto Pfeiffer, Dietmar Schulz, Martin Winkler, 
Prof. Dr. Raina Zimmering 




Eine Bühne für Brecht! 

Das KLEINE WELTTHEATER CHEMNITZ 
(Renate Hundertmark, Sabine Kühnrich, Ludwig Streng) 

sucht nach Wiederaufnahme des Programms 
„Nur nicht weich werd'n - ein Brecht-Abend" 

Veranstalter von Bühnen und anderen Spielorten. 

Das Publikum erwartet ein hochaktuelles und musikalisch 
meisterliches Programm. 

Zu sehen ist es am 2. 7. 2016,20.15 Uhr 
in Dortmund, auf dem uz-Pressefest 
(Eislaufhalle). 

Technische Voraussetzungen: 

Flügel oder Klavier, Bühnenlicht, 
bei größeren Räumen eine Verstärkeranlage 

Kontakt: KLEINES WELTTHEATER CHEMNITZ 
Sabine Kühnrich, 0177-2231335 
sabine.kuehnrich@gmx.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
v_7 



Various 

Lucha Amada II - 
love music. 
hate fascism 

(Doppel CD im Buchformat) 

Alle Erlöse aus dem Verkauf 
werden an antifaschistische 
Gruppen und Initiativen ge¬ 
spendet. Unter anderem geht 
ein Teil an NSU Watch NRW 
und an die Initiative in Geden¬ 
ken an Oury Jalloh. 
jump up - auch auf dem 
Pressefest in Dortmund! 












www.jumpup.de 


Unser Genosse 

Gerd-Rolf Rosenberger 

begeht am 2. Juni als Helfer auf dem Pressefest 
seinen 65. Geburtstag. Der Zusammenfall der 
Termine ist ein Zufall. Sein Einsatz in Dortmund 
keineswegs, ist doch das Leitanliegen der DKP- 
Pressefeste, der Kampf für eine Welt des Frie¬ 
dens, der sozialen Gerechtigkeit und Solidarität, 
zugleich der rote Faden des von Humanismus 
geprägten politischen und beruflichen Wirkens 
von Gerd-Rolf. 

Seit 1968 ist er aktiver Gewerkschafter. Er war 
Sprecher der Vertrauensleute und Betriebsrat. 
1971 ist er Mitglied der DKP geworden. 

Im Zentrum seiner Berufstätigkeit stand und 
steht die Arbeit mit hilfsbedürftigen Menschen, 
zunächst in der Altenpflege und dann mit 
schwerstbehinderten jungen Leuten. Dabei ist 
er oft bis an die Grenzen seiner physischen und 
psychischen Belastbarkeit gegangen. Im Einsatz 
für ihre Interessen hat er Kündigungen, Ge¬ 
richtsprozesse und eine schwere psychische Er¬ 
krankung durchgemacht. Zu letzterer hat sicher 
auch die Niederlage des Sozialismus 1989/1990 
beigetragen. Aus Enttäuschung hat er sich eini¬ 
ge Zeit aus der DKP zurückgezogen, jedoch in 
anderen fortschrittlichen Zusammenhängen 
weiter engagiert. 

Seit vielen Jahren gehört Gerd-Rolf nun wieder 
zu den aktivsten Mitgliedern der DKP in Bre¬ 
men. Er ist stellvertretender Vorsitzender der 
DKP-Gruppe Bremen-Nord, Aktivist der Initiative 
Nordbremer Bürger gegen den Krieg, bei antifa¬ 
schistischen Aktivitäten, in der internationalen 
Solidarität und der Arbeit mit Geflüchteten. 

Lieber Gerd-Rolf, wir gratulieren Dir herzlich zu 
Deinem Geburtstag und wünschen Dir viel Kraft 
für unseren weiteren gemeinsamen Kampf so¬ 
wie noch viele schöne Jahre im bevorstehenden 
„Ruhestand" in Gesundheit und Lebensfreude 
zusammen mit Regine. 

Deine Genossinnen und Genossen der 
DKP-Gruppen Bremen-Nord und Bremen-Stadt 



Fiimmelheilands-Flerrgotts-Jeses-Gottes- 

Kreuzsakrament! 

Der Björn 

wird am 4. Juli 40. 


Sagt's net weiter. 

A anschdändiges Geschenk hemmer 
nämlich net - bloß Gschäft. 

DKP BV Ba-WÜ 


DER LLE3 SHOP 

Auf dem Pressefest mit zwei 
großen Ständen (in der Eishalle 
und gegenüber Cafe K). 


Gratulation! 

Die im KZ Auschwitz ermordete deutsch-jüdische Kinder- 
und Jugendbuchautorin 

Ruth Rewald 

wurde von der französischen Gemeinde Les Rosiers-sur- 
Loire mit der feierlichen Enthüllung einer Gedenktafel und 
einer Ausstellung geehrt. Unser Kamerad, Dr. Dirk Krüger, 
wurde aus diesem Anlass für seine Verdienste um die 
Erinnerung an diese Autorin von der Gemeinde mit der 
Ehrenmedaille MEDAILLE D'HONNEUR „Avec les compli- 
ments du Maire et du Conseil Municipal" ausgezeichnet! 

Robert Cohen schreibt in seinem Roman „Exil der frechen 
Frauen": „Silvia Schlenstedt und Dirk Krüger gehören zu 
den Gerechten, an denen die Absicht der Nazis, selbst 
noch die Erinnerung an die Opfer aus dem Gedächtnis der 
Menschheit auszulöschen, scheiterten." 

Wir gratulieren! 

Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes / 

Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten 
Kreisvereinigung Wuppertal 



Mehr als 30 Künstler 

$ on de mau ssl e llung Berufsverbote 

Sonderausstellung Armut 


Samstags 
ab 15.00 
Ab 17.00 


Künstlergespräch 
mil Werner Seppmann 
Kunstauktion 


Toskana, nah am Meer 

wvlw.taftwil-bxAaf.d' | (>m. QSfi*. §U76 

Ökühof im Otivenhairir 
weiter Bbcl^ Stille; 
große Nelle ZimmeL 
vMe gute ßLieber, 

Haus oder Häuschen; J| 
Kmdcrparadics. 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 
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Freundschaftsgesellschaft 
auf dem UZ-Pressel 



Gentech 2.0 

BAYER 

startet durch 


ToPth&rui 

jm neuen Magazin 


www.stichwort-bayer.de 
info@stichwort-bayer.de 
Postfach 150418 • 40081 Düsseldorf 
■5 facebook/Coordination 


STICHWORT , ^ 


BAYER 


KOSTENLOSES PROBEHEFT BESTELLEN. JETZT. 



. ^olare'ch feuern 


wvm5tbmiannherz.de 


StEuerBerakerKanzlei 


Peter Mannherz 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Bildungsreise Vietnam / Laos . 
Reisen - studieren - Helfen 
Freundschaftsgesellschaft Vietnam 
26.12.16 -11.01.17 (2 Wochen) 
26.12.16 - 16.01.17 (3 Wochen) 


Sie erleben traumhaft schöne Landschaften und 
besuchen Hilfsprojekte. Außerdem treffen Sie 
Partner aus Politik, Wirtschaft, Universitäten und 
Kultur - darunter auch einen berühmten 
vietnamesischen Schriftsteller. 
www.fg-vietnam.de 
fg-vietnam@t-online.de 
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Alles im Plan 

Großartige Leistung der Aufbauhelfer 


Am Montag begann der Aufbau des 
19. UZ-Pressefestes im Dortmunder 
Revierpark Wischlingen. Am Diens¬ 
tagfrüh sprach die UZ kurz mit Wera 
Richter, Leiterin der Pressefest-Kom¬ 
mission und Uli Abczynski, dem tech¬ 
nischen Leiter des Pressefestes, über 
den Stand des Aufbaus. 

UZ: Wie hoch steht das Wasser auf dem 
Gelände? 

Wera Richter: Auf dem Hauptplatz 
ziemlich hoch: knöcheltief. 

UZ: Hat das Konsequenzen für die 
Platzaufteilung? 

Uli Abczynski: Wir wissen noch nicht, 
ob wir die Hauptbühne und die Kogge 
dort aufstellen können, wo wir es ge¬ 
plant haben. Die Entscheidung werden 
wir erst heute im Laufe des Tages fäl¬ 
len. 

UZ: Wie sieht es aus in der Aufbautrup¬ 
pe? 

Uli Abczynski: Wir sind in voller Soll¬ 
stärke und die Stimmung ist gut. Alles 
super, kein Streit, es ist eine ausgespro¬ 


chen solidarische Zusammenarbeit 
trotz der widrigen Wetterbedingungen. 
Das hegt vielleicht auch daran, dass die 
Helferversorgung einfach super ist. 

UZ: Was läuft aktuell auf dem Platz? 

Wera Richter: Die Großzelte stehen 
ja seit gestern. Wir sind gerade dabei, 
die Lichterketten aufzuhängen. Stän¬ 
dig wird Material angeliefert, das für 
die unterschiedlichsten Bereiche be¬ 
nötigt wird. An allen Ecken und Enden 
des Revierparks herrscht zielgerichte¬ 
tes Treiben. Wir hegen gut in unserem 
Zeitplan. Und richtig klasse: Eine Agi¬ 
tationsgruppe ist in der Stadt unter¬ 
wegs, da wird für die Werbung in Dort¬ 
mund noch einmal eine gute Schippe 
draufgelegt. 

UZ: Kann der Fußball-Fan denn auch 
auf seine Kosten kommen? 

Uli Abczynski: Wir sind auf die Fußball- 
EM eingestellt: Im Filmzelt in der Nähe 
des Cafe K können die Begegnungen 
angeguckt werden, auf die Begegnung 
Italien/Deutschland am Samstag muss 
also der Pressefestbesucher nicht ver¬ 
zichten! Werner Sa rbok 



Foto: Richter 


„Kuba wird seinen Weg gehen“ 

Solidaritätsverein führt noch bis in den November hinein Veranstaltungen zum Thema Kuba durch 


UZ: Im Rahmen des kubanischen Fes¬ 
tival „La Mariposa“2.0. sind noch bis 
November verschiedene Veranstaltungen 
in Leipzig geplant. Können Sie eine kur¬ 
ze Auswahl nennen? 

Steffen Soult: Ich möchte vor allem 
auf eine Premierenlesung am 8. Sep¬ 
tember mit der Autorin Petra Gabriel 
verweisen, deren aktuelles Buch: „Ein 
Jahr auf Kuba - Auswandern auf Zeit“ 
im Sommer im Herder-Verlag erschei¬ 
nen wird. 

UZ: Das Festival steht unter dem Motto 
„Schluss mit der US-Blockade“. Welche 
Möglichkeiten gibt es hier überhaupt, ge¬ 
gen die US-Blockade mobil zu machen? 

Steffen Soult: Es ist schwer gegen US- 
amerikanische Interessen mobil zu 
machen. Das Desinteresse ist durch 
die fehlerhafte Informationspolitik der 
Mainstreammedien weiter gewach¬ 
sen. Die US-Blockade gegen Kuba 
hindert das Land seit Jahrzehnten an 
einer normalen ökonomischen Ent¬ 
wicklung. Banken etwa, die den Geld¬ 
verkehr mit Kuba abwickeln, müssen 
hohe Strafen an die USA zahlen. Noch 
immer werden Warenlieferungen blo¬ 
ckiert und Kuba geheimdienstlich sa¬ 
botiert. Die Gelder für US-Sabotage- 
programme wurden trotz der öffent¬ 
lich propagierten Annäherung weiter 


erhöht. Die kürzlich stattgefundenen 
Proteste gegen Drohneneinsätze vor 
der US-Basis Rammstein haben ge¬ 
zeigt, welche kraftvolle Bewegung für 
die Sicherung des Friedens entstanden 
ist. Wir wollen mit dem Festival zeigen, 
dass wir gegen die Blockade Kubas 
sind, die auch von Deutschland unter¬ 
stützt wird. Gemeinsam mit anderen 
Solidaritätsbewegungen - wie etwa 
Cuba Si - werden wir nicht locker las¬ 
sen, bis die Wirtschaftsblockade auf¬ 
gehoben ist und Kuba Entschädigung 
geleistet wurde. 

UZ: In den letzten Monaten kam es je¬ 
doch zu deutlichen Verbesserungen des 
Verhältnisses zwischen Kuba und den 
USA. Wie bewerten Sie diese Annähe¬ 
rung politisch? 

Steffen Soult: Es ist tatsächlich so, dass 
eine Annäherung stattgefunden hat. 
Die beiden Länder reden miteinander. 
Botschaften wurden eröffnet. Präsi¬ 
dent Obama war in Kuba, aber wirkli¬ 
che Ergebnisse für die Menschen feh¬ 
len. Kuba muss frei handeln können, 
die US-Basis bei Guantänamo muss 
zurückgegeben, das illegale Gefange¬ 
nenlager geschlossen werden. Eines der 
Wahlversprechen Präsident Obamas 
von vor acht Jahren. Aber Reden ist 
besser als ein weiterer durch die USA 
geführter Krieg. 


UZ: Droht mit der langsamen Annähe¬ 
rung aber nicht auch die Gefahr, dass 
Kuba von seinem sozialistischen Gesell¬ 
schaftssystem ab rücken könnte? 

Steffen Soult: Wer hätte diese Frage 
vor 1989 für die DDR beantworten 
können? Kuba wird seinen Weg ge¬ 
hen, wenn die USA es in Ruhe lassen, 
da bin ich mir sicher. Auf der anderen 
Seite bin ich mir auch sicher, dass die 
USA sich Kuba als Bundesstaat erseh¬ 
nen. Die kubanischen Menschen wer¬ 
den dies allein entscheiden, es ist ein 
langer Weg, der sich aber lohnen wird. 
Von Kuba sind schon viele Signale aus¬ 
gegangen. Man ist dabei das Sozialis¬ 
musmodell sowjetischer Bauart abzu¬ 
legen und einen neuen sozialistischen 
Weg zu erarbeiten. Gerade jetzt ist un¬ 
sere Solidarität mit Kuba wichtig, damit 
spürbar die Blockadeauswirkungen ge¬ 
mindert werden. Wir beobachten einen 
verstärkten Rückzug von Kubanern aus 
der Bundesrepublik auf die Insel. Der 
Weg der Erneuerung macht Kuba at¬ 
traktiver. 

UZ: Was könnte die Bundesrepublik 
von Kuba lernen? 

Steffen Soult: Dass jedes Land ein 
Recht auf eigene Entwicklung hat. 
Kuba würde nie ein befreundetes Land 
knebeln, wie wir es mit Griechenland 


tun. Zudem wäre zu denken an unei¬ 
gennützige Hilfe, was Kuba etwa beim 
medizinischen Kampf gegen Ebola be¬ 
weist und dafür von einem kanadischen 
Professor für den Nobelpreis vorge¬ 
schlagen wurde. 

UZ: Und welche Defizite sehen Sie be¬ 
züglich der Politik des Inselstaates? 

Steffen Soult: Kuba hat u.a. die Chance 
das Land mit dem ökologischsten Tou¬ 
rismus der Welt zu werden. Wir planen 
mit einem aufwändigen Projekt in Zu¬ 
sammenarbeit mit dem Reisebüro „cu- 
ba-und-ich-reisen.de“ für jeden Reisen¬ 
den 35-40 Bäume auf Kuba zu pflan¬ 
zen. Kuba braucht den Tourismus, um 
die Wirtschaftsblockade abzumildern, 
trotzdem muss es seine ökologische 
Vielfalt bewahren. Dieses Bewusstsein 
sollte bei den Menschen weiter entwi¬ 
ckelt werden. Solche Aktionen helfen 
dabei. Ein anderes Problem ist die in 
Kuba noch existierende doppelte Wäh¬ 
rung. Mit der schrittweisen Anhebung 
der Löhne wird aber auch diese Frage 
gelöst werden. 

Interview: Markus Bernhardt 

Steffen Soult ist Vorsitzender von 
Buena Vista Leipzig Kuba e.V., buena- 
vista-leipzig-kuba.blogspot.de, der auf 
dem UZ-Pressefest mit einem Stand 
vertreten ist. 
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Werl: „Kein Platz für Rassismus!“ De¬ 
monstration gegen den AfD-Landespar- 
teitag. Kundgebung an der Stadthalle, 
10.00 Uhr. Beginn der Demonstration 
11.45 Uhr. 


SO ★ 3. JULI 


Hamburg: „Dauerausstellung zur 
Zwangsarbeit in Hamburg 1939— 
1945“, Führung durch die Dauer¬ 
ausstellung in den letzten erhaltenen, 
ehemaligen Zwangsarbeiterbaracken 
Hamburgs, Lager Kowahl+Bruns (mit 
Filmvorführung). Veranstalter: Willi-Bre- 
del-Gesellschaft-Geschichtswerkstatt 
e.V. Hamburg Fuhlsbüttel, Wilhelm- 
Raabe-Weg 23, nahe S-Bahn Flugha¬ 
fen, 14.00 Uhr. 


Dl ★ 12. JULI 


München: „75 Jahre danach - NAT0- 
Manöver - kalter Krieg 2.0 - neues 
Wettrüsten“, Diskussionsveranstaltung 
der DKP Gruppe München-Moosach mit 
Fred Schmid. Kommtreff München, Holz- 
apfelstraße 3,19.30 Uhr._ 

Recklinghausen: Treffen der DKP. Laden¬ 
lokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★13. JULI 


Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederver¬ 
sammlung der DKP Nürnberger Land mit 
Bericht vom UZ-Volksfest und regionalen 
politischen Aktivitäten. Floraheim, 19.00 
Uhr. 


DO ★ 14. JULI 


Recklinghausen: „Lesen gegen das 
Vergessen“, Veranstaltung zur Bücher¬ 
verbrennung der Nazis am 14. Juli 1933 
in Recklinghausen. Neumarkt, Düppel¬ 
straße, RE-Süd, 18.30 Uhr. Sollte es 
wetterbedingt Probleme geben, wird die 
Lesung in der Stadtbücherei Süd statt¬ 
finden. 


DO ★ 14. JULI 


Flensburg: Mitgliederversammlung der 
DKP. Kulturcafe „Tableau“, Kurze Straße 
1,18.00 Uhr 


FR ★IS. JULI 


Schweinfurt: „Bildungsthema Strate¬ 
gie und Taktik“, Gruppenabend der DKP. 
DFG-VK Büro, Gabelsbergerstraße 1, 
19.00 Uhr. 


Dl ★19. JULI 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - 
UZ-Lesertreff. Freigarten, Doberaner Stra¬ 
ße 21,19.30 Uhr. 


DO ★ 28. JULI 


Freiburg: „Gedenken an Berndt Kober¬ 
stein“ .Am 28. Juli 1986 wurde der Frei¬ 
burger Berndt Koberstein in Nicaragua 
von „Contra“-Rebellen ermordet. Sein 
Einsatz für humanitäre Projekte und die 
Trinkwasserversorgung in Wiwili waren 
Ausdruck der Empörung gegen die Un¬ 
gerechtigkeit in der Welt. Information und 
Aktion“ auf der Wiwili-Brücke 14.00 Uhr 
bis 18.00 Uhr. „Gedenken und Ausblick“, 
Mensa der Hebelschule, Eschholzstraße, 
19.00 Uhr. 
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Die letzte Seite 
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Kunst an der Wand 


Es geht weniger um Doping 


Der nicaraguanische Meistermaler Manuel Garria Moia wurde 80 


„Mural“ ist spanisch und bedeutet „Mau¬ 
er“ oder „Wand“. Aus Lateinamerika 
stammt die Muralkunst, das großflächige 
Bemalen von Wänden. Die meisten Mu¬ 
rales - pro Kopf der Bevölkerung - ent¬ 
standen indessen zwischen 1979 und 1990 
im kleinen zentralamerikanischen Nica¬ 
ragua. Lateinamerikanische Literatur ge¬ 
nießt Weltruf, das lässt sich in Buchhand¬ 
lungen und Bibliotheken hierzulande 
mühelos bestätigen. Nach den ebenfalls 
weltbedeutenden Gemälden und Skulp¬ 
turen des lateinamerikanischen Subkon¬ 
tinents sucht man in der Kulturstadt Ber¬ 
lin zumeist vergeblich. 

Keine Zeugnisse der weltberühm¬ 
ten mexikanischen Wandmaler um 
Diego Rivera, Jose Clemente Orozco, 
David Alfaro Siqueiros, kein Werk von 
Frida Kahlo, der Chilenen Maita (nur 
ein Bild) und Venturelli, der Kubaner 
Wilfredo Lam und Rene Portocorrero 
sowie der großen Brasilianer. 

Und doch gibt es ein wirklich ein¬ 
maliges Werk aus diesem Kulturkreis, 
das diese enorme Lücke wenigstens 
ansatzweise schließen könnte. Es ent¬ 
stand auf einer weithin sichtbaren Gie¬ 
belwand nahe der Lichtenberger Brü¬ 
cke. Im Sommer 1985 malte der damals 
49-jährige Manuel Garcia Moia ge¬ 
meinsam mit den bekannten Berliner 
Künstlern Trakia Wendisch und Martin 
Hoffmann im Auftrag des (Ost-)Berli- 
ner Magistrats das sehr eindrucksvolle 
und farbenintensive Antikriegs-Mural. 
Beide Berliner Künstler beschreiben 
ihre Mitarbeit kurze Zeit später wie 
folgt: „Dass wir die Arbeit angenom¬ 
men haben, hängt mit unserer grund¬ 
sätzlichen Haltung zur Kunst zusam¬ 
men ... (wir) wurden nun konfrontiert 
mit unserer eigenen romantischen, abs¬ 
trakten Haltung zu Solidarität...“ Und 
abschließend (Zitat): „Der Begriff Soli¬ 
darität wurde für uns fassbar: ein Mann, 
ein Bild und der Kampf um Befreiung.“ 
Garcfa Moia gibt dem Betrachter auf 
den Weg: „Das Bild will nicht bedrü¬ 
ckend wirken. Wer es ansieht, soll auch 
etwas von der möglichen Schönheit des 
friedlichen Lebens, um das wir kämp¬ 
fen, spüren.“ Und: „Nun lasse ich mein 
Bild hier. Es ist Dank für die Solidarität, 
die DDR-Bürger Nicaragua erweisen. 
Es ist Botschaft: Helft, dass in Nicara¬ 
gua Frieden herrscht.“ 

Mit einer Größe von 255 Quadrat¬ 
metern zählt dieses Mural heute euro¬ 
paweit zu den schönsten und größten 
dieser Kunstgattung. Wetter, Umwelt 
und gedankenlose Graffiti hatten in¬ 
dessen beim Kunstwerk seit seiner 
Erschaffung für erhebliche Schäden 
gesorgt. Hauptgefahr aber war indes¬ 
sen eine 2004 vorgenommene Sanie¬ 
rung der privaten Immobilie. Sie hät¬ 
te unwiederbringlich das einzigartige 
Kunstwerk zerstört. „Dieses Mural zu 
zerstören, hieße, einen wesentlichen 
Teil der Seele Nicaraguas zu töten!“ 
Mit diesem eindringlichen Appell an 
die Kulturverantwortlichen von Berlin 
rief damals im April 2004 der internati¬ 
onal renommierte Kunsthistoriker Prof. 
Dr. David Kunzle von der Universität 
Kalifornien, Los Angeles, zur Rettung 
des Kunstwerkes auf. 

Garcia Moia selbst wurde nach der 
sandinistischen Revolution zu einem 
der auch international bekanntesten 
naiven Maler und Muralisten seines 
Landes. Was man dort als „pintura pri- 
mitivista“ bezeichnet, fand in den acht¬ 
ziger Jahren auch im deutschsprachigen 
Kulturbereich als „Bauernmalerei aus 
Nicaragua“ weite Verbreitung und An¬ 
erkennung. Moias Mural thematisiert 
den Aufstand in Monimbö, dem india¬ 
nischen Stadtviertel von Masaya. Hun¬ 
derte Opfer, vor allem Frauen, Kinder 
und Alte, waren im Februar 1978 zu be¬ 
klagen, als die Nationalgarde auf Befehl 
des faschistischen Diktators Somoza in¬ 
nerhalb von zwölf Tagen den Aufstand 
der meistenteils indigenen Bevölke¬ 
rung mit massiver Waffengewalt blu¬ 
tig niederschlug und das Dorf nahezu 
zerstörte. 

Nach langem und beharrlichem 
Kampf hatte eine Berliner Bürger¬ 
und Kunstinitiative um die Lichten- 
bergerin Christel Schemel erstmals 


für die Kunst- und Kulturszene sei¬ 
nerzeit erreicht, dass mit Unterstüt¬ 
zung vieler Bürger und privater För¬ 
derer, von Politik und Verwaltung Ber¬ 
lins dieses Wandbild nicht verloren 
ging, sondern im Sommer 2004/2005 - 
mit dem Einverständnis des Schöp¬ 
fers - gleichsam rekonstruiert wurde. 


berg von Berlin schließlich Mitte Juli 
2013 die verbliebenen Teile des Wand¬ 
bildes vollständig abgetragen werden 
mussten. Die Reste der schadhaften 
Putz- und Dämmschichten wurden im 
August vergangenen Jahres kontrol¬ 
liert von der Fassade abgelöst. Zum 
Vorschein kam nach fast zehnjähriger 
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Der bekannte Kreuzberger Künstler 
Gerd Wulff (verst. 2013) und sein Ham¬ 
burger Kollege Max Michael Holst mal¬ 
ten das Bild in möglichst werkgetreuer 
Form neu auf die Wand. Der nicaragu¬ 
anische Künstler autorisierte kurz vor 
Ende die sehr gelungene künstlerische 
Reproduktion, indem er bei seinem ers¬ 
ten Wiedersehens-Besuch am 14. bzw. 
20. September 2005 kurz selbst Hand 
anlegte. Auf diese Weise war das ur¬ 
sprüngliche Bild mit dem Titel „Nica- 
raguanisches Dorf - Monimbö 1978“ 
erhalten geblieben und erstrahlte seit 
dem 30. September 2005 wieder in neu¬ 
er Farbenpracht am ursprünglichen Ort. 
Genau am 70. Geburtstag von Manu¬ 
el Garcia Moia erhielt die Fläche zwi¬ 
schen Lichtenberger Brücke und dem 
neuen, attraktiven Kunstensemble fei¬ 
erlich den Namen „Monimbö-Platz“ 
verliehen. 

Seine kleinen Meisterwerke sind 
nach wie vor gefragt und haben bei¬ 
spielsweise in die Privatsammlungen 
des japanischen Kaisers oder des ehe¬ 
maligen US- Präsidenten Jimmy Carter 
Aufnahme gefunden. Reich ist er des¬ 
halb noch lange nicht. Soweit es ihm 
möglich ist, unterstützt er seine zahlrei¬ 
chen Kinder und deren Familien, egal 
ob sie in Nicaragua oder den USA le¬ 
ben. Zudem fließt ein Teil der Verkaufs¬ 
erlöse in einen karitativen Fonds von 
nicaraguanischen Künstlern, um auch 
den talentierten Kindern und Jugendli¬ 
chen seiner Heimat eine Bildungs- und 
Ausbildungschance zu eröffnen. 

Durch Fehler am Konstrukt verlor 
das komplexe System in den nachfol¬ 
genden sechs Jahren zunehmend und 
in diesem Ausmaß unerwartet seine 
Funktionalität. Die Folge war, dass un¬ 
regelmäßig, je nach Witterung, größere 
Wandbildteile herabstürzten und auf 
Anweisung des Bezirksamt Lichten¬ 


Pause das originale Wandbild. In dieser 
kritischen Situation meldete sich Prof. 
Kunzle, der ausgewiesene Kunstexper¬ 
te für Murales, welche in der Zeit der 
Sandinistischen Bildungs- und Kultur¬ 
revolution zwischen 1979 und 1990 ent¬ 
standen, erneut zu Wort. Er appellierte 
mit eindringlichen Worten an die Ent¬ 
scheidungsträger der Bundeshauptstadt: 
„Solche außergewöhnlichen Werke sol¬ 
len zum Nachdenken anregen über 
Kriege und soziales Elend und darüber, 
wie diese verhindert bzw. überwunden 
werden können. Die Menschen, nicht 
nur in Deutschland und Europa,, brau¬ 
chen mehr soziale Verbundenheit und 
solidarisches Verhalten.“ 

Bereits Mitte Januar 2015 wurde 
eine gemeinsame Spendenaktion von 
Bezirksamt, -Parlament und Initiative 
zur finanziellen Absicherung des neu¬ 
en, notwendigen Rettungsprojektes ins 
Leben gerufen. 

Zur wirkungsvollen Unterstützung 
und Förderung einer Wiederentste¬ 
hung des international bedeutsamen 
Kunstwerkes lässt das Landesdenkmal¬ 
amt gegenwärtig sowohl untersuchen, 
welche geeignete restaurativen Alter¬ 
nativen bestehen, als auch die Möglich¬ 
keit, das Nicaragua-Wandgemälde am 
Monimbö-Platz unter Denkmalschutz 
zu stellen. 

Vor allem bei den vielen Spendern 
und den einfachen Menschen in Nica¬ 
ragua sehen sich alle Mitstreiter der In¬ 
itiative in der besonderen Pflicht und 
Verantwortung, damit dieses einzigar¬ 
tige „Nicaragua-Schaufenster“ hier in 
Berlin als Zeichen unseres Respekts 
gegenüber der lateinamerikanischen 
Kunst und Kultur insgesamt wieder 
erlebbar wird - ganz im Sinne unseres 
Geburtstagsjubilars. Saludas, Freund 
Manuel Garcfa Moia! 

Hans-Joachim und Christel Schemel 


Bach: Sport ist der am meisten globalisierte 
Teil der Gesellschaft 


Wer morgen auf die Idee käme, den 
Finnen Paavo Nurmi wegen Dopings 
zu belangen und das Internationale 
Olympische Komitee aufzufordern, die 
Rückgabe seiner neun Gold- und drei 
Silbermedaillen zu verlangen, müsste 
wohl der heutigen Jugend zunächst er¬ 
klären, wer denn Nurmi überhaupt war. 
Da der legendäre Läufer 1973 verstor¬ 
ben ist, wäre diese Frage durchaus be¬ 
gründet. 

Die Antwort: Nurmi - 1897 in ärm¬ 
lichen Verhältnissen geboren - hatte 
eine harte Kindheit, da sein Vater mit 
49 Jahren verstorben war und er schon 
früh die Familie ernähren musste. Ei¬ 
nes Tages fand er Lust am Laufen und 
als er mit elf Jahren die 1 500 Meter 
in blanken fünf Minuten absolvierte, 
nahm sich ein profilierter Trainer sei¬ 
ner an. Mit 23 Jahren gewann er bei 
den Olympischen Spielen 1920 Gold 
im 10 000-Meter-Lauf, dann noch im 
Geländelauf und in der Teamwertung 
des Geländelaufs, was damals noch zum 
Programm gehörte. Am 19. Juni 1924 
brach er während der Vorbereitung auf 
die Olympischen Spiele in Paris inner¬ 
halb einer Stunde zwei Weltrekorde, als 
er die 1 500 Meter in 3:52,6min und die 
5 000 m in 14:28,2 min. absolvierte. Auf 
beiden Strecken wurde er in Paris wenig 
später Olympiasieger. Bei den Spielen 
1928 in Amsterdam gewann er - mitt¬ 
lerweile 31-jährig - über 10 000 Meter 
olympisches Gold. 1932 musste er auf 
seine vierten Spiele verzichten, weil 
deutsche Funktionäre ihn der unerlaub¬ 
ten Werbung bezichtigt hatten und sei¬ 
ne Disqualifikation durchsetzten. Unter 
anderem hatte die Firma Rejuven 1931 
allen, die so schnell laufen wollten wie 
Nurmi, ihre Pillen empfohlen. Der An¬ 
zeigentext: „Ich war verblüfft, wie Reju¬ 
ven den Körper stärkt und kann es Ath¬ 
leten mit einer langen, anstrengenden 
Wettkampfsaison wärmstens empfeh¬ 
len.“ Kaum jemand wusste damals, dass 
„Rejuven“ das wirksamste Dopingmit¬ 
tel war. Es kam auch niemand auf die 
Idee, Dopingkontrollen bei Olympia zu 
fordern. Als die in Mode kamen, war 
Nurmi längst begraben worden. 

Angesichts der dieser Tage so viel 
Staub aufwirbelnden Doping-Anklagen 


kam auch die Frage auf, wo man den 
„Fall Nurmi“ einordnen sollte. Denn 
heute geht es weniger um Doping als 
um Politik: Dopingtäter waren vor al¬ 
lem Russen und Chinesen. Die den 
„Kammerton A 4 angebenden Medien 
ließen Scharen von Doping-Lügnern 
und Verrätern aufmarschieren. Selbst 
der Präsident des höchsten Sportgre¬ 
miums, nämlich IOC-Präsident Tho¬ 
mas Bach, hatte schon vor Jahr und 
Tag in der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung“ (17.10.2014) verkündet: „... 
dass der lange vertretene Grundsatz 
der Trennung von Sport und Politik 
falsch gewesen sei. Der Sport habe sich 
,zwei Lebenslügen 4 geleistet, sagte der 
frühere Fecht-Olympiasieger bei einer 
Rede vor dem 4. Wirtschaftsforum in 
Baden-Baden am Freitag. Die erste Le¬ 
benslüge sei gewesen, dass Sport nichts 
mit Politik zu tun habe, die zweite, dass 
Sport nichts mit Geld zu tun habe, er¬ 
klärte der Chef des Internationalen 
Olympischen Komitees (IOC). Zu lan¬ 
ge habe der Sport auf einer ,Insel der 
Seligen 4 gelebt. ,Wir müssen uns mehr 
öffnen zu Nichtregierungsorganisatio¬ 
nen, der Wirtschaft und der Politik 4 , be¬ 
tonte der 60-Jährige. Das sei der Kern 
dessen, was er seit seinem Amtsantritt 
vor gut einem Jahr angestoßen habe. 
Das IOC müsse sich bewusst sein, dass 
seine Entscheidungen politische oder 
wirtschaftliche Folgen erheblicher Art 
hätten. ,Das IOC muss politisch neutral 
sein, ohne apolitisch zu sein 4 , sagte Bach. 

Mit seiner ,01ympic Agenda 2020 4 , 
über die das IOC bei seiner außeror¬ 
dentlichen Session am 8./9. Dezember 
in Monte Carlo entscheidet, solle eine 
Öffnung herbeigeführt werden. ,Wir 
müssen den Wind hereinlassen und uns 
Kritik von anderen gesellschaftlichen 
Bereichen anhören 4 , erklärte Bach. 
Das Wirtschaftsforum in Baden-Ba¬ 
den stand unter dem Titel Globalisie¬ 
rung - wert(e)los? 4 . Bach bezeichnete 
den Sport als den globalisiertesten Teil 
der Gesellschaft.“ 

Bliebe die Feststellung, dass die Er¬ 
innerung an Nurmi absurd sei, weil - 
siehe Bach - es gar nicht mehr um Do¬ 
ping geht, sondern um Politik! 

Klaus Huhn 
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DIE GROSSE FLUCHT 

Ursachen, Hintergründe, Konsequenzen 

Die Verantwortung für die Große Flucht wird ebenso verdrängt 
wie deren Ursachen. In den Blick geraten die Kriege des We¬ 
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